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L a n d t a g s b e s c h l u s s

Der Landtag hat am 25. November 2009 folgende Berichtspflicht in § 8 EAG BW
aufgenommen (vgl. Gesetzesbeschluss Drucksache 14/5487):

Die Landesregierung berichtet dem Landtag nach Ablauf von drei Jahren nach
dem Inkrafttreten dieses Gesetztes über die Inanspruchnahme der Einheitlichen
Ansprechpartner und die Auswirkungen auf die Verfahren.

B e r i c h t

Mit Schreiben vom 12. März 2013, Az.: IV, berichtet das Staatsministerium wie
folgt: 

I. Zusammenfassende Darstellung der wesentlichen Ergebnisse zur Evaluierung
der Einheitlichen Ansprechpartner in Baden-Württemberg 

Ausgangssituation

Die Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Dienstleis -
tungsrichtlinie – EU-DLR) ist Bestandteil der „Binnenmarktstrategie für den
Dienstleistungssektor“, durch die im Rahmen des sog. Lissabon-Prozesses
Hemmnisse im Dienstleistungsbereich beseitigt werden sollen. Diese Ziele sollen
unter anderem durch die Einrichtung eines Einheitlichen Ansprechpartners (Ar -
tikel 6 EU-DLR; EA) in den Mitgliedstaaten erreicht werden. Zur Umsetzung 
dieser Verpflichtung wurde am 1. Dezember 2009 das Gesetz über Einheitliche
Ansprechpartner für das Land Baden-Württemberg (EAG BW) erlassen, das am
28. Dezember 2009 in Kraft getreten ist.

Mitteilung

der Landesregierung

Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des Landtags;
hier: Gesetz über Einheitliche Ansprechpartner für das Land

Baden-Württemberg (EAG BW)

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3241

2

Im Rahmen der EU-DLR hat sich das Land Baden-Württemberg für ein Koopera-
tionsmodell (Kommunalverwaltungen und Kammern) mit optionaler Beteiligung
der Kommunen entschieden. Nach dem Gesetz nehmen alle 30 Kammern (In -
dustrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, Rechtsanwaltskammern,
Steuerberaterkammern sowie Architektenkammer, Ingenieurkammer und Landes -
tierärztekammer) die Funktion eines EA wahr. Darüber hinaus können optional
auch alle 44 Stadt- und Landkreise die Funktion des EA übernehmen. Von dieser
Möglichkeit machen derzeit 29 Land- und neun Stadtkreise Gebrauch. Insgesamt
bestehen in Baden-Württemberg 68 Geschäftsstellen, die die Aufgaben eines EA
wahrnehmen.

§ 8 EAG BW gibt vor, dass die Landesregierung nach drei Jahren Wirkbetrieb
dem Landtag über die Inanspruchnahme der EA und die Auswirkungen auf die
Verfahren berichtet.

Im Auftrag der Landesregierung hat das Deutsche Forschungsinstitut der Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung Speyer die Evaluierungsstudie durchgeführt.

Aufbau der Evaluierungsstudie

Schwerpunktmäßig befasste sich die Evaluation des EAG BW mit der Frage, ob
die Umsetzung der EU-DLR in rechtlicher, technischer und organisatorischer
Hinsicht gelungen und die Ansiedlung des EA sachgerecht erfolgt ist. 

Im ersten Untersuchungsschritt erfolgte die Erhebung notwendiger Struktur- und
Verfahrensdaten zur Durchführung einer umfassenden Analyse der personellen
und technischen Ausstattung sowie der Tätigkeitsschwerpunkte und Inan-
spruchnahme der EA in Baden-Württemberg. Parallel zur Verfahrensdatenanalyse
wurde auch eine Nutzer- und Zufriedenheitsanalyse durchgeführt. 

Im zweiten Untersuchungsschritt wurden die im Rahmen der quantitativen Ana -
lyse gewonnenen Ergebnisse mit Hilfe qualitativer Erhebungsinstrumente weiter
fundiert. Hierzu wurden mittels Dokumentenanalyse die rechtlichen, technischen
und organisatorischen Rahmenbedingungen in Baden-Württemberg, die für die
Umsetzung der EU-DLR relevant sind, vertiefend untersucht. Dabei erfolgte auch
eine Auseinandersetzung mit der Frage, inwieweit die Ansiedlung des EA bei
Kammern sowie Land- und Stadtkreisen (freiwillig) eine sachgerechte Lösung
darstellt. In diesem Zusammenhang wurde zudem ein Vergleich mit den Veror-
tungsmodellen anderer Bundesländer durchgeführt. 

In einem dritten und abschließenden Untersuchungsschritt wurden die Ergebnisse
der beiden vorangegangenen Untersuchungsschritte zusammengeführt, bewertet
sowie unter Einbeziehung relevanter Entwicklungen auf europäischer Ebene
Handlungsempfehlungen erarbeitet.

Wesentliche Ergebnisse der Evaluierung

Die Verortungsentscheidung und organisatorische Verankerung des EA wird von
den Trägern bei Kammern und optierenden Stadt- und Landkreisen als zielfüh -
rend erachtet. Positiv hervorgehoben wird dabei die sinnvolle Ergänzung des bis-
herigen Aufgabenportfolios durch die EA-Tätigkeiten sowie die Orts- und
Sachnähe des Verortungsmodells. Die Verankerung der EA-Geschäftsstellen in-
nerhalb der Organisationsstruktur der jeweiligen Verwaltungen führte zwar zu 
einer gewissen Vielfalt, aus der aber im Wirkbetrieb keine nennenswerten Prob -
leme resultieren. 

Im Hinblick auf die personelle und technische Ausstattung der EA wurden in den
jeweiligen Verwaltungen bis dato insgesamt 6,5 neue Personalstellen geschaffen
und mit einer für die Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben ausreichenden
technischen Ausstattung versehen. Die Personalstellenanteile innerhalb der letzten
drei Jahre Wirkbetrieb sind unverändert bei einem durchschnittlichen Personalstel-
lenanteil von 0,3/EA geblieben. Die Etablierung der EA hat bei annähernd der Hälf-
te der Stadt- und Landkreise sowie den Kammern zu keinen Vorlaufkos ten bzw.
Anfangsinvestitionen geführt. In den restlichen Fällen hat die Schaffung der EA
durchschnittliche Etablierungskosten in Höhe von ca. 2.500 EUR verursacht. Diese
sind vor allem für Personal, IT-Ausstattung und Schulungen angefallen.
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Die Inanspruchnahme des EA in Baden-Württemberg ist quantitativ eher als ge-
ring einzuschätzen. Im Jahresmittel 2011 haben die EA lediglich 54 Informations-
auskünfte erteilt bzw. 19 Verfahren abgewickelt. Der Tätigkeitsschwerpunkt der
EA liegt folglich in erster Linie im Bereich der Informationsbereitstellung. Dabei
werden seit Wirkbetrieb 60 % der Informationsauskünfte und 80 % aller Verfah-
rensabwicklungen von den Kammern geleistet. Hierbei muss berücksichtigt wer-
den, dass die Architekten-, die Steuerberater- und die Rechtsanwaltskammer wie
auch die Landestierärztekammer keinerlei Informations- bzw. Verwaltungsver-
fahren verzeichnet haben, sodass der überwiegende Teil bei den Handwerkskam-
mern sowie den Industrie- und Handelskammern angefallen ist. 

Die Verfahrensdatenanalyse untermauert diese Beobachtung: Zwischen Juli und
Oktober 2012 haben 64 % der in Deutschland verorteten EA-Kunden und 54 %
der EA-Kunden, die in den EU-Staaten ihren Sitz haben, die Kammern als An-
sprechpartner gewählt. Vergleichbar den Erfahrungen in anderen Bundesländern
ist auch in Baden-Württemberg der Anteil an ausländischen Dienstleistern, die
sich an einen EA gewandt haben, sehr gering. 88 % der EA gaben an, dass sie im
Betrachtungszeitraum 2010 bis 2012 „seltener“ als einmal im Monat von auslän-
dischen Dienstleistern in ihrer Funktion als EA in Anspruch genommen wurden.
Die Dienstleister, die den EA in Anspruch genommen haben, stammen zu 86 %
aus Deutschland und lediglich zu 12 % aus den EU-Nachbarstaaten. Insgesamt ist
die Inanspruchnahme des EA bislang hinter den Erwartungen zurückgeblieben.
Dieses Ergebnis deckt sich im Wesentlichen mit den Erfahrungen, die in anderen
Bundesländern mit dem EA gesammelt wurden. 

Hinsichtlich der Nutzer des EA ergab die Befragung, dass über 80 % der Dienst-
leister „sehr zufrieden“ und im Übrigen „zufrieden“ mit der Arbeit des EA waren.
Dies gilt für die Erreichbarkeit, den Umfang und die Verständlichkeit der von ihm
zur Verfügung gestellten Informationen sowie die zeitnahe Verfahrensabwick-
lung. Alle Dienstleister würden den EA wieder nutzen.

Die Erfahrungen mit der Informationsbereitstellung und elektronischen Verfah-
rensabwicklung über das Verwaltungsportal service-bw fallen aus Sicht der EA
heterogen aus. Positiv hervorgehoben wurde, dass es sich bei service-bw um eine
sinnvolle Einrichtung für die Informationsbereitstellung handle. Alle EA sind auf
der Plattform vertreten. Zudem wurde dem Portal attestiert, dass es alle relevanten
Informationen enthalte sowie Verfahren und Informationen kompakt und über-
sichtlich darstelle. Positive Erfahrungen wurden darüber hinaus mit der elektroni-
schen Fallakte, dem Zuständigkeitsfinder sowie dem Dokumentensafe gesammelt.
Daneben wurde jedoch bemängelt, dass die Komplexität mancher Anfragen nicht
über die Plattform abgedeckt werden könne. In diesem Kontext wurde jedoch 
zugestanden, dass ein gewisses Dilemma zwischen der einfachen Handhabung 
einerseits und der rechtlich notwendigen komplexen Darstellung von Sachverhal-
ten andererseits bestehe. Der Hauptkritikpunkt bezieht sich auf die Anwendungs-
freundlichkeit und Bedienung (Zugang/Registrierung, elektronische Verfahrens-
abwicklung). 

Der Vergleich mit der Umsetzung in anderen Bundesländern, die bereits eine
Evaluation durchgeführt haben, zeigt exemplarisch die Vielfalt der Verortungs-
modelle. So wurde der EA in Mecklenburg-Vorpommern bei den Wirtschafts-
kammern (IHK und HWK), in Niedersachsen auf Ebene der Kommunen und des
Wirtschaftsministeriums, in Nordrhein-Westfalen bei den Kommunen und in
Sachsen bei der Landesdirektion Sachsen (Landesebene) angesiedelt. Für alle vier
Länder ist die Inanspruchnahme des EA bislang eher als gering anzusehen und
hinter den Erwartungen zurückgeblieben. In allen vier Bundesländern wird der
EA schwerpunktmäßig von inländischen Dienstleistungserbringern in erster Linie
als Informationsquelle genutzt, hingegen von ausländischen Dienstleistungser-
bringern und zur Verfahrensabwicklung nur selten in Anspruch genommen. Für
die geringe Inanspruchnahme des EA werden verschiedene Gründe angeführt:

– Geringer Bekanntheitsgrad des EA

– Überschätzung des Nachfragepotenzials ausländischer Dienstleistungserbringer

– Nutzung anderer etablierter Ansprechpartner (z. B. Wirtschaftsförderung, Kam-
mern)

– Bevorzugung des direkten Kontakts zur zuständigen Fachbehörde
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– Hindernisse für die elektronische Verfahrensabwicklung (z. B. Schriftformer-
fordernis, elektronische Signatur)

– Eingeschränkter Zuständigkeitsbereich des EA

– Potenzielle Gebühren.

Fazit und Handlungsempfehlungen des Gutachters für eine Optimierung und Wei-
terentwicklung der EA in Baden-Württemberg

Die Gutachter sprechen sich für die Beibehaltung des bestehenden Verortungsmo-
dells aus – unterbreiten aber folgende Handlungsempfehlungen:

• eine intensivere Bewerbung des EA-Dienstleistungsangebots,

• Einrichtung einer gemeinsamen Geschäftsstelle auf Kammerebene, 

• die Vereinheitlichung der Gebührenerhebung bei Informationsauskünften, 

• die Optimierung des Dienstleistungsportals service-bw, 

• die Informationspflicht des Dienstleistungserbringers gegenüber dem EA,

• die Erweiterung des Adressatenkreises und des Aufgabenportfolios.

Bewertung der Handlungsempfehlungen

Die Landesregierung sieht durch das Gutachten bestätigt, dass die bei der Umset-
zung der EU-Dienstleistungsrichtlinie gewählte Modellvariante für den EA im
Land sowohl eine richtliniekonforme als auch eine sehr nutzerfreundliche Lösung
darstellt. 

Das in Baden-Württemberg gewählte dezentrale Modell einer Einbindung von
Kammern und Kommunen fußt – mit Ausnahme der landesseitigen Bereitstellung
von service-bw für die elektronische Informationsbereitstellung und Verfahrens-
abwicklung – auf dem mit den kommunalen Landesverbänden und den Kammern
im Vorfeld des Gesetzgebungsverfahrens abgestimmten Grundsatz der Kosten-
neutralität für das Land.

Zur Gewährleistung dieser Kostenneutralität war es notwendig, konnexitätsauslö-
sende Vorgaben zu vermeiden. Aus diesem Grund erfolgte zum einen die Umset-
zung eng an den Vorgaben der EU-DLR und zum anderen wurde auf zentrale
Vorgaben hinsichtlich der „Vermarktung“ und der Gebührenerhebung verzichtet.

Die Vorschläge des Gutachters sind mehrheitlich nicht kompatibel mit dem
Grundsatz der Kostenneutralität für das Land. Die Kostenneutralität ist jedoch un-
ter dem Gesichtspunkt der Haushaltskonsolidierung strikt zu wahren. Mehrkosten
für das Land sind daher zwingend zu vermeiden.

Eine Vereinheitlichung der Gebührenerhebung für Informationsauskünfte – vor
allem der vom Gutachter empfohlene pflichtige Verzicht auf eine Gebührenerhe-
bung – könnte konnexitätsauslösend wirken. Darüber hinaus sind im Land nur
wenige EA bekannt, die überhaupt eine Gebühr für die EA-Inanspruchnahme ver-
langen.

Auch eine Bewerbung des EA-Dienstleistungsangebots durch das Land würde zu
finanziellen Mehraufwendungen für das Land führen. Allerdings ist zu konzedie-
ren, dass der bisherige Ansatz einer dezentralen Bewerbung durch den jeweiligen
EA, bislang nicht den gewünschten Bekanntheitsgrad realisiert hat. Das Land
wird deshalb auf die EA zugehen, um auszuloten, ob und ggf. wie eine gemein -
same Bewerbung des EA-Dienstleistungsangebots darstellbar wäre. 

Die Optimierung des Dienstleistungsportals service-bw ist und bleibt eine Dauer-
aufgabe des Landes. Das langfristige Ziel, elektronische Verfahren medienbruch-
frei über das Dienstleistungsportal abwickeln zu können, steht dabei weiter im
Fokus. In diesem Zusammenhang ist auch die Überprüfung der Schriftformerfor-
dernisse sowie die Umsetzung der weiterhin notwendigen Schriftformerfordernis-
se in ein praxistaugliches Pendant für die elektronische Verfahrensabwicklung zu
sehen. Die dafür bisher rechtlich eingeführte qualifizierte elektronische Signatur
genießt auch nach rund zehn Jahren keine ausreichende Verbreitung. Zur Verbes-
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serung der Situation erforderliche Rechtsanpassungen betreffen überwiegend
Bundesrecht. Die Bundesregierung hat im Dezember 2012 den Entwurf eines Ge-
setzes zur Förderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung weiterer
Vorschriften in den Bundestag eingebracht (Bundestag-Drucksache 17/11473).
Das Gesetz sieht neben einem Bündel von Maßnahmen zur Förderung des E-Go-
vernment neben der qualifizierten elektronischen Signatur weitere Alternativen
elektronischer Formen vor, die die durch Rechtsvorschrift angeordnete Schrift-
form ersetzen können.

Ähnliches gilt für die Erweiterung des Adressatenkreises und des Aufgabenport-
folios der Einheitlichen Ansprechpartner. Hier wäre es durchaus denkbar, die
Zielgruppe auf „Nicht-EU-Ausländer“ auszudehnen oder das bisher auf die EU-
DLR beschränkte Aufgabenportfolio der EA dahingehend zu erweitern, dass die
Dienstleistungserbringer auch über andere Bereiche informiert bzw. weitere Ver-
fahren über sie abgewickelt werden könnten. Einbezogen werden könnten z. B.
die sog. verbundenen Verfahren, die bei gewerberechtlichen Belangen relevant
sind (z. B. Beantragung eines Führungszeugnisses, Steuernummer, Meldungen
zur Berufsgenossenschaft und Sozialversicherung, Baurecht). Aber auch hier gilt,
dass die hierfür notwendigen Rechtsänderungen überwiegend in der Zuständig-
keit des Bundes liegen und die Verpflichtung zur Abwicklung solcher – über die
Vorgaben der Dienstleistungsrichtlinie hinausgehender – Verfahren evtl. kon -
nexitätsauslösend sind.

Aus Landessicht schafft die Einrichtung einer gemeinsamen Geschäftsstelle auf
Kammerebene, die zunächst alle Anfragen entgegennimmt und dann zur weiteren
Bearbeitung an die entsprechend zuständige Kammer weiterleitet, keinen Mehr-
wert für potenzielle Nutzer. Dadurch würde auf die bestehende Struktur nur eine
weitere Institution – als eine Art „Super-EA“ – aufgesattelt. Dem Evaluierungs-
gutachten ist darüber hinaus nicht zu entnehmen, dass eine Reduktion der EA-Ge-
schäftsstellen sinnvoll wäre. In diesem Zusammenhang wird auch die Auffassung
der Gutachter, die „Spezialkammern“ (Rechtsanwaltskammern, Ingenieurskam-
mer, Architektenkammer, Landestierärztekammer, Steuerberaterkammern) seien
von der Wahrnehmung der EA-Aufgaben freizustellen, da diese im Gegensatz zu
den Industrie- und Handelskammern und Handwerkskammern bislang so gut wie
gar nicht in ihrer Funktion als EA in Anspruch genommen worden sind, nicht ge-
teilt. Aufgrund der speziellen Zuständigkeiten sind diese Kammern bereits ein -
ziger Ansprechpartner für die jeweilige Berufsgruppe. Die Funktion des EA, der
verschiedene Zuständigkeiten bündelt und zwischen einer Vielzahl von zustän -
digen Behörden vermittelt, greift bei diesen Kammern nicht. Würden Anfragen an
diese Kammern auf den „Super-EA“ umgeleitet, würden die Informations- und
Verfahrenswege jedoch nicht vereinfacht, sondern komplexer. 

Die Informationspflicht des Dienstleistungserbringers gegenüber dem EA nach
Artikel 11 Absatz 3 EU-DRL wurde mit § 5 EAG BW nahezu wörtlich umgesetzt.
Die Einräumung einer Wahlmöglichkeit, ob er die Mitteilung gegenüber dem EA
oder gegenüber der zuständigen Behörde macht, wurde im Landesrecht nicht vor-
gesehen, da auch die EU-DLR dies nicht vorschreibt. Die Landesregierung sieht
deshalb vorerst keinen Anpassungsbedarf des EAG BW. 

II. Abschlussbericht zur Evaluierung liegt in der Anlage bei.
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Abschlussbericht Evaluation EA-Gesetz Baden-Württemberg 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Institut für Gesetzesfolgenabschätzung und Evaluation (InGFA)  

möchte sich herzlich für die gute Zusammenarbeit mit den EA bedanken, ohne deren 
kooperative Mitwirkung eine Evaluation nicht hätte erfolgen können. 
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1. Einleitung  

Die Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Dienstleistungsrichtlinie – 

EU-DLR) ist Bestandteil der zweiten Stufe der „Binnenmarktstrategie für den 

Dienstleistungssektor“, durch die im Rahmen des sog. Lissabon-Prozesses Hemmnisse im 

Dienstleistungsbereich beseitigt werden sollen. Ziel des Lissabon-Prozesses ist es, die 

Union zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der 

Welt zu machen, der zur Erzielung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums mit mehr und 

besseren Arbeitsplätzen in der Lage ist. Diese Ziele sollen unter anderem durch die 

Einrichtung eines einheitlichen Ansprechpartners (Art. 6 EU-DLR) in den Mitgliedstaaten 

erreicht werden.  

Zur Umsetzung dieser Verpflichtung wurde das Gesetz über Einheitliche Ansprechpartner für 

das Land Baden-Württemberg (EAG BW) am 01.12.2009 erlassen, das am 28.12.2009 in 

Kraft getreten ist. Das EAG BW dient vorrangig der Erfüllung der von der EU-DLR statuierten 

Umsetzungsverpflichtung und macht sich in diesem Rahmen das Ziel der EU-DLR, die 

Verbesserung des EG-Binnenmarkts für die grenzüberschreitende Erbringung von 

Dienstleistungen, zu eigen. Darüber hinausgehend stehen die Einheitlichen Ansprechpartner 

(EA) aber auch inländischen Dienstleistungserbringern zur Verfügung (LT-Drs. 14/5345, S. 

1). 

Das Land Baden-Württemberg hat sich im Rahmen der Umsetzung der EU-DLR für ein 

Kooperationsmodell mit optionaler Beteiligung der Kommunen entschieden. Nach dem 

Gesetz nehmen damit alle Kammern (Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, 

Rechtsanwaltskammern, Steuerberaterkammern sowie Architektenkammer, 

Ingenieurkammer und Landestierärztekammer) die Funktion eines EA wahr. Darüber hinaus 

können optional auch alle 44 Stadt- und Landkreise die Funktion des EA übernehmen. Von 

dieser Möglichkeit machen derzeit 29 Land- und 9 Stadtkreise Gebrauch (Stand: 01. März 

2012).  

§ 8 EAG BW sieht vor, dass die Landesregierung dem Landtag nach Ablauf von drei Jahren 

nach Inkrafttreten des Gesetzes über die Inanspruchnahme der Einheitlichen Ansprechparter 

und die Auswirkungen auf die Verfahren berichtet. 

Im Rahmen des Evaluationsvorhabens soll daher zum einen überprüft werden, inwieweit die 

mit der Einrichtung des Einheitlichen Ansprechpartners verbundenen Ziele erreicht wurden. 

Zum anderen sollen mögliche Optimierungspotenziale identifiziert und konkrete 

Handlungsempfehlungen gegeben werden, wie diese umzusetzen sind. 
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2. Methodisches Vorgehen 

Schwerpunktmäßig befasst sich die Evaluation des EAG BW mit der Frage, ob die Umset-

zung der EU-DLR in rechtlicher, technischer und organisatorischer Hinsicht gelungen und die 

Ansiedlung des EA sachgerecht erfolgt ist. 

Zur Beantwortung dieser Evaluationsfragen werden unterschiedliche methodische Zugänge 

gewählt und drei Untersuchungsschritte durchgeführt:  

Im ersten Untersuchungsschritt erfolgte die Erhebung notwendiger Daten zur Durchfüh-

rung einer umfassenden Analyse der Einheitlichen Ansprechpartner in Baden-Württemberg.  

 Mit Hilfe einer Strukturdatenanalyse wurde die personelle und technische Ausstat-

tung der Einheitlichen Ansprechpartner erfasst und einer näheren Betrachtung unter-

zogen. Dabei sind vor allem Daten über die Personalstruktur, die Erreichbarkeit, die 

Instrumente der Qualitätssicherung und des Wissens- und Informationsmanagements 

sowie die Kostenstruktur der EA erhoben worden. Hierfür wurde ein Erhebungsraster 

in Form eines elektronischen Fragebogens entwickelt. Da die Strukturdatenanalyse 

als Basis der Evaluation dient, auch für die vertiefenden Analysen in Form von Inter-

views mit einer repräsentativen Zahl an EA-Geschäftsstellen, wurde im Rahmen der 

Strukturdatenanalyse eine Vollerhebung durchgeführt.  

 Darüber hinaus wurde eine Verfahrensdatenanalyse bei den EA vorgenommen, die 

wichtige Informationen über den Tätigkeitsschwerpunkt (Informationsgeber oder Ver-

fahrenslotse), die Nutzungshäufigkeit, die Herkunft der Kunden, die in Anspruch ge-

nommenen Kommunikationskanäle der EA sowie mögliche Probleme bei der Zu-

sammenarbeit mit den zuständigen Behörden bereitstellt. Um möglichst aussagekräf-

tige Ergebnisse zu erhalten, war auch im Rahmen der Verfahrensdatenanalyse eine 

Vollerhebung erforderlich. 

 Parallel zur Verfahrensdatenanalyse wurde eine Nutzer- und Zufriedenheitsanalyse 

durchgeführt. Diese hat die Sicht der Kunden auf die Dienstleistungen des EA eröff-

net und Verbesserungsbedarfe mit Blick auf die verschiedenen Funktionen und Wirk-

dimensionen der EA aufgezeigt. Um eine möglichst aussagekräftige Datenbasis hin-

sichtlich regionaler sowie institutioneller (Kammern, Stadt- und Landkreise) Unter-

schiede generieren zu können, wurde hier ebenfalls eine Vollerhebung durchgeführt.  

Im zweiten Untersuchungsschritt wurden die im Rahmen der quantitativen Analyse ge-

wonnenen Ergebnisse mit Hilfe qualitativer Erhebungsinstrumente weiter fundiert.  

 Hierzu wurden mittels Dokumentenanalyse die rechtlichen, technischen und organi-

satorischen Rahmenbedingungen in Baden-Württemberg, die für die Umsetzung der 

Dienstleistungsrichtlinie relevant sind, einer vertiefenden Analyse unterzogen. Dabei 
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erfolgt auch eine Auseinandersetzung mit der Frage, inwieweit die Ansiedlung des 

EA bei Kammern sowie Land- und Stadtkreisen (freiwillig) eine sachgerechte Lösung 

darstellt. In diesem Zusammenhang wurde zudem ein A-limine-Vergleich mit den 

Verortungsmodellen anderer Bundesländer durchgeführt.   

 Zur vertieften Erfassung der Erfahrungen und Identifikation von in der Praxis auftre-

tenden Problemen wurden mit unter regionalen und institutionellen Aspekten ausge-

wählten EA leitfadengestützte Interviews durchgeführt.  

In einem dritten und abschließenden Untersuchungsschritt wurden die Ergebnisse der 

beiden vorangegangenen Untersuchungsschritte zusammengeführt und einer Bewertung un-

terzogen. Auf Grundlage der identifizierten Optimierungspotenziale wurden unter Einbezie-

hung von für das Untersuchungsfeld relevanten Entwicklungen auf europäischer Ebene 

Handlungsempfehlungen für den Auftraggeber erarbeitet.  
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3. Europarechtliche Grundlage des EA: Die EU-Dienstleistungsrichtlinie  

3.1. Grundlegende Anforderungen an den EA 

Die Einführung des EA basiert im Wesentlichen auf Art. 6 EU-DLR: 

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Dienstleistungserbringer folgende Verfah-

ren und Formalitäten über einheitliche Ansprechpartner abwickeln können: 

a) alle Verfahren und Formalitäten, die für die Aufnahme ihrer Dienstleistungs-

tätigkeiten erforderlich sind, insbesondere Erklärungen, Anmeldungen oder die 

Beantragung von Genehmigungen bei den zuständigen Behörden, einschließ-

lich der Beantragung der Eintragung in Register, Berufsrollen oder Datenban-

ken oder der Registrierung bei Berufsverbänden oder Berufsorganisationen; 

b) die Beantragung der für die Ausübung ihrer Dienstleistungstätigkeit erfor-

derlichen Genehmigungen. 

(2) Die Schaffung einheitlicher Ansprechpartner berührt nicht die Verteilung von Zu-

ständigkeiten und Befugnissen zwischen Behörden innerhalb der nationalen Syste-

me.“ 

Ihre Vorstellungen zur Ausgestaltung der Institution des einheitlichen Ansprechpartners arti-

kulieren das Europäische Parlament und der Rat in Erwägungsgrund 48 der EU-DLR wie 

folgt: 

„Um die Verwaltungsverfahren weiter zu vereinfachen, ist es angebracht sicherzustel-

len, dass jeder Dienstleistungserbringer über eine Kontaktstelle verfügt, über die er al-

le Verfahren und Formalitäten abwickeln kann (nachstehend "einheitliche Ansprech-

partner" genannt). Die Zahl der einheitlichen Ansprechpartner kann von Mitgliedstaat 

zu Mitgliedstaat verschieden sein, je nach den regionalen oder lokalen Zuständigkei-

ten oder den betreffenden Tätigkeiten. Die Schaffung einheitlicher Ansprechpartner 

sollte die Zuständigkeitsverteilungen zwischen den zuständigen Behörden in den nati-

onalen Systemen unberührt lassen. Sind mehrere Behörden auf regionaler oder loka-

ler Ebene zuständig, so kann eine von ihnen die Rolle des einheitlichen Ansprech-

partners und Koordinators wahrnehmen. Die einheitlichen Ansprechpartner können 

nicht nur bei Verwaltungsbehörden angesiedelt werden, sondern auch bei Handels- 

oder Handwerkskammern, Berufsorganisationen oder privaten Einrichtungen, die die 

Mitgliedstaaten mit dieser Aufgabe betrauen. Den einheitlichen Ansprechpartnern 

kommt eine wichtige Unterstützerfunktion gegenüber den Dienstleistungserbringern 

zu, entweder als Behörde, die für die Ausstellung der für die Aufnahme einer Dienst-

leistungstätigkeit erforderlichen Dokumente unmittelbar zuständig ist, oder als Mittler 

zwischen dem Dienstleistungserbringer und den unmittelbar zuständigen Behörden.“ 
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Hieraus ergeben sich mehrere Schlussfolgerungen: Zunächst ist festzuhalten, dass die EU-

DLR die Perspektive der Dienstleistungserbringer in den Fokus rückt. Es ist zentrales Anlie-

gen der Richtlinie, die Durchführung eines Verwaltungsverfahrens für die Dienstleister durch 

die Einrichtung des EA zu vereinfachen. Aus dieser starken Serviceorientierung der EU-DLR 

folgt umgekehrt aber auch, dass mit der Einführung des EA nicht zwangsläufig eine Verein-

fachung interner Verwaltungsabläufe verbunden sein muss;1 aus Sicht der Richtlinie ist allei-

ne maßgeblich, welche Auswirkungen beim „Endkunden“, dem Dienstleistungserbringer, an-

kommen.  

Aus der Fokussierung der EU-DLR auf die Perspektive der Dienstleister ergibt sich ferner, 

dass eine absolute Zahl an möglichen EA nicht definiert werden kann, da die Richtlinie keine 

generelle Einheitlichkeit der Ansprechpartner verlangt, sondern lediglich eine sog. „subjektive 

Einheitlichkeit“. Das bedeutet, dass aus Sicht des Dienstleistungserbringers im gesamten 

Verfahren tatsächlich nur ein EA jeweils zuständig sein darf.2  

Eingedenk der fehlenden Kompetenz der EU, das Verwaltungsverfahren bzw. den Verwal-

tungsaufbau ihrer Mitgliedstaaten zu regeln, betonen Europäisches Parlament und Rat zu-

dem, dass hinsichtlich der Ansiedlung des EA grundsätzlich mehrere, gleichrangig nebenei-

nander stehende Modelle in Betracht kommen: Es ist nicht nur denkbar, Verwaltungsbehör-

den als potenzielle EA zu installieren, sondern es können aus Sicht des Parlaments und des 

Rats auch „Handels- oder Handwerkskammern, Berufsorganisationen oder private Einrich-

tungen“ mit dieser Aufgabe betraut werden.3 

Die starke Serviceorientierung des EA wird auch daran deutlich, dass Erwägungsgrund 48 

der EU-DLR die Unterstützerfunktion des EA gegenüber den Dienstleistungserbringern be-

tont, und zwar entweder als zuständige Behörde selbst oder als Mittler zwischen Dienstleis-

tungserbringer und zuständiger Behörde. Dabei würde man das Instrument des EA entgegen 

der Intention der EU verkürzen, verstünde man den EA als bloßen Mittler oder Boten. Bereits 

vor knapp zehn Jahren, als die EU das Konzept des EA für den Bereich der Vereinfachung 

und Verbesserung von Unternehmensgründungen erstmalig vorstellte, empfahl die Kommis-

sion die Einrichtung „einer einzigen Anlauf- und Verbindungsstelle“4 bzw. eines „Vermittler[s] 

für alle Formalitäten“.5 Diese Äußerungen deuten darauf hin, dass der EA nach dem Willen 

                                                 
1 Allerdings kann die EU-DLR generell und die Einführung von EA im Speziellen durchaus „die Funktion 

eines Katalysators für zahlreiche Projekte der Verwaltungsmodernisierung und Entbürokratisierung“ 
erfüllen, Schliesky in: Schliesky, Teil I, 1 (30). Zur Frage, inwieweit diese Funktion bislang tatsächlich 
zum Tragen kam Schliesky in: Schliesky, Teil III, 1 (15 ff.). 

2 KOM(2004) 2, 24: „einheitlich für den Dienstleistungserbringer“, „in seiner Angelegenheit nur noch 
einen Ansprechpartner“; Kommission, Umsetzungshandbuch, 21; Windoffer in: Ziekow/Windoffer 
(Hrsg.), 51 ff.; Ziekow in: Schliesky, Teil II, 141 (145); Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), 
Art. 6, Rdnr. 18 f.  

3 Erwägungsgrund 48 der Richtlinie 2006/123/EG. 
4 Erwägungsgrund 10 der Empfehlung 97/344/EG der Kommission. 
5 Erwägungsgrund 12 der Empfehlung 97/344/EG der Kommission. 
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der EU für den Dienstleister als echter „Verfahrenspartner“, der die Aufgaben eines sog. 

Front Offices wahrnimmt,6 zu konzipieren ist.7 In diesem Fall müssen dem EA aber auch 

Möglichkeiten an die Hand gegeben werden, die ordnungsgemäße Erledigung der seitens 

des Dienstleistungserbringers initiierten Vorgänge den zuständigen Behörden, den sog. Back 

Offices,8 gegenüber einzufordern. Dies bedeutet allerdings nicht, dass der EA quasi als Ver-

fahrensmanager, dem Eingriffsbefugnisse gegenüber den zuständigen Behörden zustehen, 

tätig wird; eine solche Durchbrechung der mitgliedstaatlichen Kompetenzordnung verlangt 

die EU-DLR gerade nicht.9 Daher muss sich der EA in dem Fall, dass eine Intervention auf 

informellem Wege erfolglos bleibt, an die Rechts- oder Dienstaufsichtsbehörde wenden.10 

Der EA ist nach Art. 6 Abs. 1 EU-DLR ein Instrument für Dienstleistungserbringer. Eine Le-

galdefinition des Begriffs des Dienstleistungserbringers findet sich in Art. 4 Nr. 2 EU-DLR. 

Dienstleistungserbringer ist demnach jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit ei-

nes Mitgliedstaats besitzt, und jede in einem Mitgliedstaat niedergelassene juristische Per-

son im Sinne des Art. 48 des Vertrags (neu: Art. 54 AEUV), die eine Dienstleistung erbringt 

oder anbietet. Dabei verweist Art. 4 Nr. 1 EU-DLR für den Begriff der Dienstleistung auf Art. 

50 EGV (neu: Art. 57 AEUV). Art. 57 AEUV definiert Dienstleistungen als Leistungen, die in 

der Regel gegen Entgelt erbracht werden, soweit sie nicht den Vorschriften über den freien 

Waren- und Kapitalverkehr und über die Freizügigkeit der Personen unterliegen. Als Dienst-

leistungen gelten insbesondere gewerbliche, kaufmännische, handwerkliche und freiberufli-

che Tätigkeiten. Dabei ergibt sich aus einer Zusammenschau der Art. 56 Abs. 1, 57 Abs. 3 

AEUV, dass das Instrument des EA verpflichtend nur im Falle eines grenzüberschreitenden 

Tätigwerdens des Dienstleisters zur Verfügung gestellt werden muss.11 

Unter sachlichen Gesichtspunkten bestimmt Art. 6 Abs. 1 EU-DLR, dass der EA für sämtli-

che Verfahren und Formalitäten zur Verfügung stehen muss, die im Zusammenhang mit der 

Aufnahme und Ausübung einer Dienstleistungserbringung durchzuführen bzw. zu erledigen 

sind.12 Dabei ist in diesem Zusammenhang auf zwei wesentliche Einschränkungen des An-

wendungsbereichs hinzuweisen: Art. 2 Abs. 2 und 3 EU-DLR bestimmt zunächst, dass zahl-

reiche Dienstleistungstätigkeiten, wie z. B. Gesundheitsdienstleistungen oder das Angebot 

und die Durchführung von Glücksspielen, vom Anwendungsbereich der Richtlinie grundsätz-

                                                 
6 Zum Begriff des Front Offices Beck in: Ziekow/Windoffer (Hrsg), 177 ff.; Franz in: 

Böhret/Grunow/Ziekow (Hrsg.), 238 ff.; Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 6, Rdnr. 12.  
7 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 34. 
8 Zum Begriff des Back Offices Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 6, Rdnr. 12. 
9 Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 6, Rdnr. 17. 
10 Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 6, Rdnr. 15. Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 35. 
11 Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 6, Rdnr. 4; aA Neidert, 26 ff., die die Ansicht 

vertritt, dass der Dienstleistungsbegriff auch auf Inlandssachverhalte anwendbar sei, 30. Ausführlich 
zum personellen Anwendungsbereich der EU-DLR auch: Luch/Schulz in: Schliesky, Teil I, 33 ff. 

12 Luch/Schulz in: Schliesky, Teil I, 59 (79 ff.); Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 6, 
Rdnr. 5. 
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lich ausgeschlossen sind.13 Ergänzend erläutert Erwägungsgrund 9 der EU-DLR, dass sich 

die Regelungen der Richtlinie ausschließlich auf spezifisch dienstleistungsbezogene Anfor-

derungen beziehen: Sofern bestimmte Vorgaben von Privatpersonen ebenso zu beachten 

sind wie von Dienstleistungserbringern, ist es nach den Regularien der EU-DLR nicht erfor-

derlich, dass diese Angelegenheiten über den EA abgewickelt werden können.14 Dies betrifft 

nach Erwägungsgrund 9 z. B. die praktisch bedeutsame Materie des Baurechts.15 

Die Vorschriften zum EA werden durch die Art. 7, 8 und 11 Abs. 3 EU-DLR flankiert. Art. 8 

EU-DLR definiert die Art und Weise der Leistungserbringung des EA näher: 

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Verfahren und Formalitäten, die die 

Aufnahme oder die Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit betreffen, problemlos aus 

der Ferne und elektronisch über den betreffenden einheitlichen Ansprechpartner oder 

bei der betreffenden zuständigen Behörde abgewickelt werden können.“ 

Dabei sollen die Vorgaben des Art. 8 EU-DLR die Mitgliedstaaten aber „nicht daran hindern, 

neben dem elektronischen Weg auch andere Möglichkeiten zur Abwicklung der Verfahren 

und Formalitäten vorzusehen.“16  

Art. 8 EU-DLR beinhaltet grundsätzlich zwei unterschiedliche Forderungen: Zum einen ist die 

Möglichkeit der elektronischen Verfahrensabwicklung unabhängig davon, ob der EA in An-

spruch genommen wird oder nicht, flächendeckend einzuführen; bis zur Umsetzung der EU-

DLR lag es dagegen vollständig im Ermessen der jeweiligen Behörde, ob die Möglichkeit der 

elektronischen Verfahrensabwicklung eröffnet wurde.17 Zum anderen muss die grenzüber-

schreitende Abwicklung von Verfahren ermöglicht werden; dies gilt jedenfalls immer dann, 

wenn sich dies nicht aus in der Natur der Sache liegenden Gründen verbietet.18 Für den 

Dienstleister zeitigt diese Vorschrift konkret die Konsequenz, dass er grundsätzlich nicht per-

sönlich erscheinen muss oder einen Sitz bzw. eine Anschrift im Inland benötigt.19 

Nach Art. 11 Abs. 3 EU-DLR ist der EA zur Entgegennahme bestimmter Informationen ver-

pflichtet: 

                                                 
13 Luch/Schulz in: Schliesky, Teil I, 59 (65 ff.). 
14 Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 6, Rdnr. 6. Die EU selbst schlägt allerdings vor, 

dass die Umsetzung durch die Mitgliedstaaten hier weiter ausfallen sollte, vgl. Kommission, 
Umsetzungshandbuch, 21 ff. 

15 Luch/Schulz in: Schliesky, Teil I, 59 (90), die betonen, „dass dieser [Erwägungsgrund 9] die 
exemplarisch genannten Normkomplexe […] nicht in Gänze aus dem Anwendungsbereich der 
Richtlinien ausscheidet, sondern nur soweit diese nicht die Dienstleistungstätigkeit als solche regeln 
oder betreffen, sondern von Dienstleistungserbringern im Zuge der Ausübung ihrer Wirtschaftstätigkeit 
genauso beachtet werden müssen wie von Privatpersonen.“ 

16 Erwägungsgrund 52 der Richtlinie 2006/123/EG. 
17 Windoffer, NVwZ 2007, 495 (498); Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 8, Rdnr. 3. 
18 Erwägungsgrund 52 der Richtlinie 2006/123/EG. 
19 Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 8, Rdnr. 2. 
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„(3) Die Mitgliedstaaten verpflichten den Dienstleistungserbringer, den betreffenden in 

Artikel 6 genannten einheitlichen Ansprechpartner über folgende Änderungen zu in-

formieren: 

a) die Gründung von Tochtergesellschaften, deren Tätigkeiten der Genehmigungsre-

gelung unterworfen sind; 

b) Änderungen seiner Situation, die dazu führen, dass die Voraussetzungen für die 

Erteilung der Genehmigung nicht mehr erfüllt sind.“ 

Die in Art. 11 Abs. 3 EU-DLR statuierten Mitteilungspflichten des Dienstleisters beziehen sich 

sämtlich auf den Zeitraum nach Erteilung der Genehmigung. Damit wird deutlich, dass die 

Tätigkeit des EA nicht mit dem Abschluss des Genehmigungsverfahrens beendet ist, son-

dern er auch im weiteren Verlauf als Kontaktstelle für Kontrollprozeduren fungiert.20  

Informationspflichten, die sowohl den EA als auch die zuständigen Behörden treffen, werden 

schließlich in Art. 7 EU-DLR normiert:  

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Dienstleistungserbringern und -

empfängern über die einheitlichen Ansprechpartner folgende Informationen leicht zu-

gänglich sind: 

a) die Anforderungen, die für in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassene Dienst-

leistungserbringer gelten, insbesondere bezüglich der Verfahren und Formali-

täten für die Aufnahme und Ausübung von Dienstleistungstätigkeiten; 

b) die Angaben über die zuständigen Behörden, einschließlich der für die 

Ausübung von Dienstleistungstätigkeiten zuständigen Behörden, um eine di-

rekte Kontaktaufnahme mit diesen zu ermöglichen; 

c) die Mittel und Bedingungen für den Zugang zu öffentlichen Registern und 

Datenbanken über Dienstleistungserbringer und Dienstleistungen; 

d) die allgemein verfügbaren Rechtsbehelfe im Falle von Streitigkeiten zwi-

schen den zuständigen Behörden und den Dienstleistungserbringern oder -

empfängern oder zwischen Dienstleistungserbringern und -empfängern oder 

zwischen Dienstleistungserbringern; 

e) die Angaben zu Verbänden oder Organisationen, die, ohne eine zuständige 

Behörde zu sein, Dienstleistungserbringer oder -empfänger praktisch unter-

stützen. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Dienstleistungserbringer und -

empfänger von den zuständigen Behörden auf Anfrage Unterstützung in Form von In-

                                                 
20 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 38. 
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formationen über die gewöhnliche Auslegung und Anwendung der maßgeblichen An-

forderungen gemäß Absatz 1 Buchstabe a erhalten können. Sofern angebracht, 

schließt diese Beratung einen einfachen Schritt-für-Schritt-Leitfaden ein. Die Informa-

tionen sind in einfacher und verständlicher Sprache zu erteilen.“ 

Die von Art. 7 Abs. 1 und 2 EU-DLR normierten Informationspflichten stehen in einem Stu-

fenverhältnis: Während Auskünfte allgemeiner Art in leicht zugänglicher Form vom EA zur 

Verfügung gestellt werden müssen, obliegt die Beantwortung tiefergehender materiell-

inhaltlicher Auslegungsfragen alleine den zuständigen Behörden.21 Diese Feststellung sowie 

die Zusammenschau der Art. 6 und 8 EU-DLR, die sich mit der Zuständigkeitsabgrenzung 

zwischen EA und zuständiger Behörde befassen, Art. 53 Abs. 1 AEUV (ehemals Art. 47 Abs. 

2 EGV) und des Prinzip des effet utile führen zu der Feststellung, dass Informationen nach 

Art. 7 Abs. 2 EU-DLR ausschließlich von der zuständigen Behörde zur Verfügung zu stellen 

sind: Im Interesse einer echten Verfahrensbeschleunigung sollte die Erteilung der von Art. 7 

Abs. 2 EU-DLR in Bezug genommenen Informationen sachlich-inhaltlicher Art alleine den 

fachlich kompetenten Stellen vorbehalten bleiben, da eine Verpflichtung des EA, solche In-

formationen zu erteilen, die Gefahr berge, dass Auskünfte, die nicht der Sichtweise der 

Fachbehörde entsprechen, dennoch rechtlich verbindlich erteilt werden. Selbst wenn sich 

diese Gefahr nicht realisieren sollte, stünde in jedem Fall zu befürchten, dass eine vor Aus-

kunftserteilung evtl. nötige Rücksprache des EA mit der zuständigen Behörde zu einer Ver-

fahrensverzögerung führt.22 

Legt man die soeben dargestellte Zweiteilung der aus Art. 7 Abs. 1 und 2 EU-DLR resultie-

renden Informationspflichten zu Grunde, ist festzuhalten, dass die dem EA nach Art. 7 Abs. 1 

EU-DLR übertragene Beantwortung von Informationsgesuchen in eigener Zuständigkeit ih-

rem Wesen nach eine echte Back Office-Tätigkeit darstellt. Soweit der EA im Rahmen der In-

formationspflichten nach Art. 7 Abs. 2 EU-DLR lediglich in seiner Funktion als Verfahrensmit-

tler in Erscheinung tritt, die Zuständigkeit für die sachliche Bearbeitung der Informationsge-

suche hingegen bei den zuständigen Behörden liegt, greift die Richtlinie wieder ihr übliches 

Schema auf und kehrt zum Front Office/Back Office Modell zurück.23  

3.2. Perspektivische Anforderungen  

In einer Mitteilung vom 08.06.2012, die sich mit dem Zeitraum 2012 – 2015 befasst,24 hat die 

Kommission ihre Vorstellungen zur Zukunft des EA dahingehend formuliert, dass das Modell 

des EA angesichts zukünftiger Herausforderungen fortentwickelt werden soll. Dabei hat die 

                                                 
21 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 42; Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 7, Rdnr. 2. 
22 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 44. 
23 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 44; Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler (Hrsg.), Art. 7, Rdnr. 7 und 

10. 
24 BR-Drs. 363/12. 
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Kommission Handlungsbedarf insbesondere „in Bezug auf die weitere Vereinfachung und 

Rationalisierung der Verfahren, stärkere „Back-office“-Integration und notwendige technische 

Anpassungen, vor allem beim grenzübergreifenden Zugang“25 identifiziert. Optimierungsbe-

darf besteht nach Ansicht der Kommission ebenfalls im Bereich der Bekanntheit der Existenz 

der EA und ihres Nutzens.26 Vor diesem Hintergrund initiiert die Kommission eine Kampagne 

zum Aufbau des eines EA „zweiter Generation“. Dies soll bis Ende 2014 durch die Mitglied-

staaten erfolgen, wobei die Kommission unterstützend tätig wird. Kennzeichen der EA der 

zweiten Generation soll neben ihrer Mehrsprachigkeit und Nutzerfreundlichkeit die Tatsache 

sein, dass sie sämtliche Verfahren im Laufe des Lebenszyklus eines Unternehmens beglei-

ten.27 Für den EA der zweiten Generation soll ein Kriterienkatalog erarbeitet werden, der in 

eine Vereinbarung zwischen Kommission und Mitgliedstaaten in Form einer „Charta für die 

Einheitlichen Ansprechpartner“ mündet.28  

Im gleichen Papier stellt die Kommission die Durchführung einer mit den Mitgliedstaaten ko-

ordinierten Kommunikationskampagne für das Jahr 2013 zur Verbesserung der Internetprä-

senz der EA in Aussicht.29 

                                                 
25 BR-Drs. 363/12, 13. 
26 BR-Drs. 363/12, 13. 
27 BR-Drs. 363/12, 13 f. 
28 BR-Drs. 363/12, 14. 
29 BR-Drs. 363/12, 14. 



23

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3241

 

 17 

 
 

Abschlussbericht Evaluation EA-Gesetz Baden-Württemberg 

4. Rahmenbedingungen für die Umsetzung der EU-DLR in Deutschland 

Während im europäischen Rechtsetzungsverfahren die Frage nach Herkunfts- oder Bestim-

mungslandprinzip die Diskussion dominierte, gewannen im Rahmen des Umsetzungspro-

zesses der Richtlinie in nationales Recht insbesondere organisations- und verfahrensrechtli-

che Aspekte an Gewicht: Die EU-DLR enthält aufgrund ihres horizontalen Ansatzes zahlrei-

che Vorgaben zu Verwaltungsorganisation und -verfahren. Die Umsetzung dieser Anforde-

rungen hat sich dabei vor allem in föderal strukturierten Mitgliedstaaten wie der Bundesre-

publik als nicht unproblematisch erwiesen.30  

Diese Problematik wird nicht zuletzt durch die heterogene Umsetzung des Konzepts des EA 

in den deutschen Bundesländern31 illustriert. Zunächst wurden seitens der Wissenschaft im 

Vorfeld der Richtlinienumsetzung insgesamt fünf Optionen zur organisatorischen Veranke-

rung des EA herausgearbeitet; in Betracht komme eine Ansiedlung 

- auf Landesebene, 

- auf kommunaler Ebene, 

- bei den Kammern, 

- in Form einer Kooperation zwischen unterschiedlichen öffentlichen Stellen oder einer 

Kooperation zwischen privaten und öffentlichen Stellen oder 

- bei Privaten.32 

In der praktischen Umsetzung fand lediglich das zuletzt genannte Modell, die Übertragung 

der EA-Aufgaben auf Private, in Deutschland keine Berücksichtigung.33 Die vier von den 

Bundesländern gewählten Grundmodelle wurden in der Praxis noch weiter ausdifferenziert:34 

Das Kammermodell erhielt in Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Mecklenburg-

Vorpommern, im Saarland und in Thüringen – jeweils in unterschiedlichen Ausprägungen – 

den Vorzug: Dabei hat sich Mecklenburg-Vorpommern für das sog. Wirtschaftskammermo-

                                                 
30 Sicko, LKRZ 2010, 331 (331). 
31 Zahlreiche EA-Modelle wurden bereits bzw. werden aktuell oder zukünftig evaluiert, vgl. für Mecklen-

burg-Vorpommern: LT-MV Drs.6/1292 sowie die Ausführungen unter Zif. 7.1; Niedersachsen: Rambøll 
Management, passim sowie die Ausführungen unter Zif. 7.2; für Nordrhein-Westfalen: IfM, passim 
sowie die Ausführungen unter Zif. 7.3; für Sachsen: LT-SN Drs.5/9084 sowie die Ausführungen unter 
Zif.7.4. Aktuell evaluiert werden zudem die EA in Brandenburg und Sachsen-Anhalt, eine Evaluation 
des EA Berlin wird im kommenden Jahr folgen. 

32 Vgl. hierzu nur Ziekow/Windoffer in: Schlachter/Ohler, Art. 6, Rdnr. 20. Im politischen Raum wurden 
vom BLA Dienstleistungswirtschaft allerdings nur eine Ansiedlung auf kommunaler Ebene, auf 
Mittelbehördenebene, auf Kammerebene und auf gemeinsamer kommunaler und Kammerebene 
untersucht. 

33 Zur Beurteilung der unterschiedlichen Modelle aus Landesperspektive: Bayern: Jahn, GewArch 2010, 
150 ff.; Schulz, BayVBl 2010, 556 ff.; Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland im Vergleich: 
Fröhlich/Carra, LKRZ 2010, 252 ff.; Sicko, LKRZ 2010, 331 ff.; Nordrhein-Westfalen: Günther, 
GewArch 2010, 437 ff.  

34 Ausführlich zum Prozess der und den Gründen, die für die jeweilige Ansiedlungsentscheidung 
gesprochen haben Grunow/Dickert-Laub/Minnetian, 65 ff. 
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dell35 entschieden, was bedeutet, dass ausschließlich Industrie- und Handelskammern sowie 

Handwerkskammern mit den Aufgaben des EA betraut sind.36 Dabei richtet sich die örtliche 

und sachliche Zuständigkeit des EA gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 EAPG M-V grundsätzlich nach 

den örtlichen und sachlichen Zuständigkeiten der jeweiligen Kammern. Zusätzlich sind die 

EAs bei den IHKen für Dienstleistungserbringer sachlich zuständig, die nicht dem gewerbli-

chen Bereich angehören. Diese grundsätzliche Zuständigkeitsverteilung bleibt auch von § 1 

Abs. 2 EAPG M-V unberührt, der die genannten Kammern zur Bildung einer gemeinsamen 

Koordinierungsstelle verpflichtet. Die Aufgabe der Koordinierungsstelle besteht im Wesentli-

chen darin, die zentrale Eingangsstelle für elektronische Anfragen und Anträge zu betreuen.  

Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, das Saarland und Thüringen haben im Gegensatz 

zu Mecklenburg-Vorpommern grundsätzlich das sog. Allkammermodell37 realisiert. Nach die-

sem Modell werden prinzipiell allen Kammern, deren Mitglieder von der Dienstleistungsricht-

linie erfasst sind, die Aufgaben des EA übertragen. Trotz der grundsätzlichen Entscheidung 

für das Allkammermodell unterscheidet sich die konkrete Umsetzung in den einzelnen Bun-

desländern im Detail deutlich. 

Baden-Württemberg und Bayern haben zunächst sämtliche in Betracht kommende Kammern 

zum EA bestimmt. Die Zuständigkeit des EA bestimmt sich dabei in beiden Ländern nach der 

sachlichen und örtlichen Zuständigkeit der Kammern selbst. Soweit für bestimmte Verfahren 

und Anfragen keine sachliche Zuständigkeit einer bestimmten Kammer begründet ist, ist der 

IHK eine Auffangzuständigkeit zugewiesen, § 2 Abs. 1 EAG BW bzw. § 2 Abs. 1 BayEAG. 

Während die Übernahme der EA-Aufgaben durch die Kammern obligatorisch ausgestaltet 

ist, wurde zusätzlich den Landkreisen und Stadtkreisen bzw. kreisfreien Gemeinden die 

Möglichkeit eingeräumt, die Funktion des EA auszuüben.38 Im Gegensatz zu den Kammern 

                                                 
35 Vgl. hierzu BLA Dienstleistungswirtschaft, 10; Biermann, 613. 
36 „Bei der Industrie- und Handelskammer zu Neubrandenburg, der Industrie- und Handelskammer zu 

Rostock, der Industrie- und Handelskammer zu Schwerin, der Handwerkskammer Ostmecklenburg-
Vorpommern und der Handwerkskammer Schwerin werden Einheitliche Ansprechpartner errichtet.“, § 
1 Abs. 1 S. 1 des Gesetzes zur Errichtung von Stellen mit der Bezeichnung „Einheitlicher 
Ansprechpartner“ und zur Übertragung von Aufgaben auf die Wirtschaftskammern (Einheitlicher-
Ansprechpartner-Errichtungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern) (EAPG M-V) vom 17.12.2009, GVOBl 
M-V 2009, 729. 

37 Vgl. hierzu BLA Dienstleistungswirtschaft, 11; Biermann, 613. 
38 Baden-Württemberg: „Einheitliche Ansprechpartner sind die Industrie- und Handelskammern, die 

Handwerkskammern, die Rechtsanwaltskammern und die Steuerberaterkammern in Baden-
Württemberg, die Architektenkammer Baden-Württemberg, die Ingenieurkammer Baden-Württemberg 
und die Landestierärztekammer Baden-Württemberg.“, „Einheitliche Ansprechpartner sind zudem die 
Landkreise und die Stadtkreise, sofern diese gegenüber dem Wirtschaftsministerium anzeigen, dass 
sie die Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners wahrnehmen möchten.“, § 2 Abs. 1 S. 1 und § 2 
Abs. 2 S. 1 des Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-Württemberg (EAG 
BW) vom 01.12.2009, GBl BW 2009, 679; Bayern: „Einheitliche Ansprechpartner sind für die jeweils 
zugehörigen Berufe und im Rahmen ihrer jeweiligen örtlichen Zuständigkeit die Industrie- und 
Handelskammern, die Handwerkskammern, die Rechtsanwaltskammern und die 
Steuerberaterkammern in Bayern sowie die Bayerische Architektenkammer,  die Bayerische 
Ingenieurekammer-Bau und die Bayerische Landestierärztekammer“ sowie „Einheitliche 
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sind die Land- und Stadtkreise bzw. kreisfreien Gemeinden aber nicht zur Übernahme der 

EA Aufgaben verpflichtet. 

Dagegen wurde das Allkammermodell in Hamburg weitestgehend in Reinform verwirklicht: 

Die Aufgaben des EA wurden alleine den Kammern übertragen, wobei mit Ausnahme der 

Tierärztekammer sämtliche in Betracht kommende Kammern zum EA bestimmt wurden.39 

Dabei sieht § 2 S. 1 HmbEAG – ähnlich wie die entsprechende Parallelregelung in Mecklen-

burg-Vorpommern – vor, dass jede Kammer die Aufgaben des EA grundsätzlich in ihrem je-

weiligen Zuständigkeitsbereich wahrnimmt. Auch in Hamburg wurde der Handelskammer ei-

ne Auffangzuständigkeit für Dienstleistungserbringer, die keiner beteiligten Kammer zuzu-

rechnen sind, zugewiesen. Was die interne Arbeitsverteilung der beteiligten Kammern anbe-

langt, bestimmt § 8 Abs. 1 HmbEAG, dass die Kammern die EA-Aufgaben gemeinsam durch 

zwei Geschäftsstellen wahrzunehmen haben; die Kammern handeln als EA ausschließlich 

durch diese Geschäftsstellen. Damit geht das hamburgische Modell über dasjenige in Meck-

lenburg-Vorpommern hinaus: In Hamburg kommt der Dienstleister alleine mit den bei Han-

dels- und Handwerkskammer angesiedelten Geschäftsstellen in Kontakt; im Außenverhältnis 

treten die Kammern im Rahmen ihrer EA-Tätigkeit ansonsten nicht in Erscheinung.40  

Ein ähnliches Bild präsentiert sich im Saarland und in Thüringen, wo auch jeweils primär das  

Allkammermodell verwirklicht wurde; mithin sind auch in diesen Ländern sämtliche in Be-

tracht kommenden Kammern zur Übernahme der EA-Aufgaben verpflichtet.41 Die konkrete 

Ausgestaltung des Thüringer Kammermodells weist dabei große Ähnlichkeiten mit dem 

                                                                                                                                                         
Ansprechpartner sind außerdem diejenigen Landkreise und kreisfreien Gemeinden im Rahmen ihrer 
jeweiligen örtlichen Zuständigkeit, denen das Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr 
und Technologie auf Grund ihrer Erklärung, die Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners 
wahrnehmen zu wollen, diese Aufgaben durch Rechtsverordnung überträgt.“, § 2 Abs. 1 S. 1 und § 2 
Abs. 2 S. 1 des Gesetzes über die Zuständigkeit für die Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners 
im Freistaat Bayern (Bayerisches EA-Gesetz - BayEAG) vom 22.12.2009, BayGVBl 2009, 626. 

39 „Der Hamburgischen Architektenkammer, der Hamburgischen Ingenieurkammer-Bau, der 
Handwerkskammer Hamburg, der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer, der Steuerberaterkammer 
Hamburg je für ihren Zuständigkeitsbereich, im Übrigen der Handelskammer Hamburg, wird die 
Durchführung der Aufgaben des einheitlichen Ansprechpartners nach Artikel 6, Artikel 7 Absätze 1, 3 
bis 5 und Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 2006/123/EG übertragen.“, § 2 S. 1 des Hamburgischen 
Gesetzes über die Durchführung der Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners (HmbEAG) vom 
15.12.2009, HmbGVBl 2009, 444. 

40 Bürgerschaft HH, Drs. 19/4484, 19 f.  
41 Saarland: „Träger des Einheitlichen Ansprechpartners Saar sind die Industrie- und Handelskammer 

des Saarlandes, die Handwerkskammer des Saarlandes, die Ingenieurkammer des Saarlandes, die 
Architektenkammer des Saarlandes, die Steuerberaterkammer Saarland, die Rechtsanwaltskammer 
des Saarlandes und die Tierärztekammer des Saarlandes. § 2 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 1705 über den 
Einheitlichen Ansprechpartner für das Saarland (EA-Gesetz Saarland) vom 10.02.2010, SaarlAmtsbl I 
2010, 23; Thüringen: „Die Industrie- und Handelskammern in Thüringen, die Handwerkskammern in 
Thüringen, die Architektenkammer Thüringen, die Ingenieurkammer Thüringen, die 
Landestierärztekammer Thüringen und die Steuerberaterkammer Thüringen sind einheitliche Stellen 
im Sinne der §§ 71 a bis 71 e des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) […]“, § 1 
Abs. 1 S. 1 des Gesetzes über die Errichtung einheitlicher Stellen nach dem Thüringer 
Verwaltungsverfahrensgesetz und zur Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2006/123/EG 
(Thüringer ES-Errichtungsgesetz) vom 08.07.2009, ThürGVBl 2009, 592. 
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Hamburger Modell auf: Auch § 2 Abs. 1 ES-Errichtungsgesetz verpflichtet die beteiligten 

Kammern zum Betrieb einer oder mehrerer gemeinsamer Geschäftsstellen, durch welche 

der EA nach außen tätig wird, § 2 Abs. 2 S. 1 ES-Errichtungsgesetz. Damit kommt der 

Dienstleister, unabhängig von seiner konkreten Zuordnung zu einer bestimmten Kammer, 

ausschließlich mit der jeweiligen Geschäftsstelle in Berührung.42 Im Innenverhältnis zwischen 

den einzelnen Kammern und dem Landesverband der Freien Berufe Thüringen e.V., der im 

Wege der Beleihung ebenfalls als einheitliche Stelle fungiert, bleiben die jeweiligen Zustän-

digkeiten nach § 1 der Thüringer Verordnung zur Bestimmung der Zuständigkeit der einheit-

lichen Stellen (ThürES-ZustVO) allerdings unberührt. Zusätzlich weist § 1 Abs. 8 ThürES-

ZustVO den IHKen eine Auffangzuständigkeit zu. Nach § 4 Abs. 1, 2 EA-Gesetz Saarland ist 

auch dort eine Geschäftsstelle einzurichten, durch die der EA handelt und die alleine nach 

außen in Erscheinung tritt.43 Im Gegensatz zu Thüringen enthält das saarländische EA-

Gesetz allerdings keine Regelungen zur Zuständigkeitsverteilung der den EA tragenden 

Kammern im Innenverhältnis. Derartige Vereinbarungen zur konkreten Ausgestaltung der 

Zusammenarbeit bleiben nach § 4 Abs. 3 EA-Gesetz Saarland vollständig den beteiligten 

Kammern überlassen; entsprechende Regelungen sind in einem öffentlich-rechtlichen Ver-

trag niederzulegen. Sowohl im Saarland als auch in Thüringen können sich – bei entspre-

chendem Interesse und der Erfüllung bestimmter Voraussetzungen – neben juristischen Per-

sonen des öffentlichen Rechts auch juristische Personen des Privatrechts grundsätzlich am 

EA beteiligen.44 Konkreter Hintergrund dieser Regelung ist in Thüringen der Wunsch, auch 

den Landesverband der Freien Berufe, der als eingetragener Verein organisiert ist, zum Trä-

ger des Allkammermodells zu machen; als juristische Person des Privatrechts musste der 

Verein aber zunächst beliehen werden. Die gewählte offene Formulierung im ThürES-

Errichtungsgesetz ermöglicht daneben aber auch grundsätzlich die Aufnahme weiterer Trä-

ger und gewährleistet so eine gewisse Flexibilität des Modells.45 

Weitere sechs Bundesländer, namentlich Berlin, Brandenburg, Hessen, Rheinland-Pfalz, 

Sachsen und Sachsen-Anhalt, haben den EA auf Landesebene verortet. Dabei haben sich 

                                                 
42 ThürLT, Drs. 4/4962, 53. 
43 LT Saarl., Drs. 14/9, 12. 
44 Saarland: „Eine juristische Person des privaten Rechts kann Träger nach Absatz 1 werden, wenn sie 

die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der ihr zu übertragenden Aufgaben bietet und die dafür 
erforderliche Beleihung im öffentlichen Interesse liegt.“, § 2 EA-Gesetz Saarland; Thüringen: „Einer 
juristischen Person des privaten Rechts kann mit ihrem Einverständnis die Befugnis verliehen werden, 
Verwaltungsaufgaben als einheitliche Stelle im Sinne der §§ 71 a bis 71 e ThürVwVfG 
wahrzunehmen, wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben 
bietet und die Beleihung im öffentlichen Interesse liegt.“, § 1 Abs. 2 S. 1 Thüringer ES-
Errichtungsgesetz. 

45 ThürLT, Drs. 4/4962, 52. 
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Berlin46 und Brandenburg47 für eine zentrale Lösung auf Ministerialebene entschieden, wäh-

rend die übrigen vier Länder die jeweiligen Landesmittelbehörden zum EA bestimmt haben.48  

In Nordrhein-Westfalen dagegen hat man sich für eine kommunale Lösung entschieden: 

Kreise und kreisfreie Städte haben hier die EA-Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung 

nach Weisung zu erfüllen.49 Zur Gewährleistung einer effektiven und effizienten Aufgabener-

ledigung sind die Kreise und kreisfreien Städte aber gehalten, die EAs gemeinsam zu betrei-

ben. Als Zielvorgabe nennt § 1 Abs. 3 EAG NRW die Zahl von maximal 18 EAs; der Betrieb 

gemeinsamer EAs soll dabei auf Grundlage öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen erfolgen.50 

In Bremen wurden die Aufgaben des EA der WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH über-

tragen.51 Obwohl damit der EA prima facie von einer juristischen Person des Privatrechts be-

trieben wird, qualifiziert der Bremische Gesetzgeber selbst die gewählte Verortungsentschei-

dung als kommunales Modell.52 Diese Einschätzung ist wohl auf die Eigentumsverhältnisse 

an der WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH zurückzuführen: Sie steht zu 100% im Ei-

gentum des Landes und der Stadtgemeinde Freie und Hansestadt Bremen sowie der Stadt 

Bremerhaven.53 

                                                 
46 „Im Geschäftsbereich der für Wirtschaft zuständigen Senatsverwaltung wird eine Organisationsein-

heit „Einheitlicher Ansprechpartner" eingerichtet.“, § 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Einheitlichen 
Ansprechpartner für das Land Berlin vom 18.11.2009, GVBl. Bln. 2009, 674. 

47 „Im Geschäftsbereich des Ministers für Wirtschaft wird die Einrichtung „Einheitlicher Ansprechpartner 
für das Land Brandenburg“ errichtet.“, Zif. I. 1. des Erlasses des Ministers für Wirtschaft zur Errichtung 
der Einrichtung „Einheitlicher Ansprechpartner für das Land Brandenburg (EAPBbg) vom 6.10.2009, 
Amtsbl. Bbg. 2009, 2053. 

48 Hessen: „Das Regierungspräsidium ist einheitliche Stelle nach Teil V Abschnitt 1a des Hessischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes und trägt insoweit den Zusatz „Einheitlicher Ansprechpartner Hessen 
(EAH)“.“, § 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Einheitlichen Ansprechpartner Hessen (EAHG), Hess-
GVBl.I 2009, 717; Rheinland-Pfalz: „Bei den Struktur- und Genehmigungsdirektionen Nord und Süd 
wird jeweils ein einheitlicher Ansprechpartner eingerichtet.“, § 2 Abs. 1 S. 1 des Landesgesetzes über 
die einheitlichen Ansprechpartner in Verwaltungsangelegenheiten vom 27.10.2009, GVBl RLP 2009, 
355; Sachsen: „Zuständig für die Aufgaben des einheitlichen Ansprechpartners nach Artikel 6 bis 8 
der Richtlinie 2006/123/EG ist die Landesdirektion Sachsen.“, § 1 Abs. 1 S. 1 des Gesetzes über den 
einheitlichen Ansprechpartner im Freistaat Sachsen (SächsEAG) vom 13.08.2009, SächsGVBl 2009, 
446; Sachsen-Anhalt: „Das Landesverwaltungsamt ist einheitlicher Ansprechpartner für das Land 
Sachsen-Anhalt.“, § 2 Abs. 1 des Gesetzes über den einheitlichen Ansprechpartner, zur Regelung der 
europäischen Verwaltungszusammenarbeit sowie zur verwaltungskostenrechtlichen Umsetzung der 
europäischen Dienstleistungsrichtlinie in Sachsen-Anhalt (Einheitlicher-Ansprechpartner-Gesetz -  
EAG LSA) vom 16.12.2009, GVBl LSA 2009, 700.  

49 „Die Aufgaben der Einheitlichen Ansprechpartner werden nach Maßgabe dieses Gesetzes den 
Kreisen und kreisfreien Städten als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung übertragen.“, § 1 Abs. 
2 des Gesetzes zur Bildung Einheitlicher Ansprechpartner in Nordrhein-Westfalen (EA-Gesetz NRW) 
vom 08.12.2009, GV NRW 2009, 748. 

50 Vgl. ausführlich hierzu IfM, passim. 
51 „Einheitlicher Ansprechpartner im Sinne der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlamentes 

und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27. 
Dezember 2006, Seite 36) für das Land Bremen ist die WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH.“, § 
1 Abs. 1 des Bremischen Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner und über die europäische 
Verwaltungszusammenarbeit (BremEAG) vom 16.11.2010, Brem GBl 2010, 571. 

52 Brem. Bürgerschaft, Drs. 17/1492, 4. 
53 Beteiligungsbericht der Freien und Hansestadt Bremen 2009/2010, 148. 
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In Niedersachsen wurde die Ansiedlung des EA auf Landesebene mit einem kommunalen 

Modell kombiniert. Hier agieren Landkreise, kreisfreie Städte und große selbstständige Städ-

te gleichrangig neben dem Wirtschaftsministerium als EA.54 

Schließlich ist Schleswig-Holstein mit der Gründung einer von Land, Gemeinden und Kreisen 

sowie sämtlichen Wirtschaftskammern des Landes getragenen Anstalt des öffentlichen 

Rechts, die die Aufgaben des EA erfüllt, einen echten Sonderweg gegangen.55 Neben den 

genannten Trägern sieht § 1 Abs. 5 S. 2 Errichtungsgesetz EA SH nach dem 01.01.2015 zu-

dem die grundsätzliche Möglichkeit der Aufnahme weiterer Träger vor. Das schleswig-

holsteinische Modell der AöR kann somit als einziges echtes Kooperationsmodell in 

Deutschland bezeichnet werden. 

Ohne Berücksichtigung der dargestellten Varianten einzelner Modelle ergibt sich somit fol-

gende Verteilung der Verortungsmodelle in der Bundesrepublik: 

Abb. 1: Verteilung der Verortungsmodelle 

 

                                                 
54 „Wenn eine Rechtsvorschrift anordnet, dass Verwaltungsverfahren über eine einheitliche Stelle (§ 71 

a Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes - VwVfG -) abgewickelt werden können, sind die 
Landkreise und kreisfreien Städte und die großen selbständigen Städte sowie das für Wirtschaft 
zuständige Ministerium für die Aufgaben dieser Stelle (§§ 71 b bis 71 e VwVfG) als Einheitliche 
Ansprechpartner zuständig.“, § 1 Abs. 1 S. 1 des niedersächsischen Gesetzes über Einheitliche 
Ansprechpartner (NEAG) vom 16.12.2009, Nds GVBl 2009, 481. Vgl. ausführlich hierzu Rambøll 
Management, passim. 

55 „Das Land Schleswig-Holstein errichtet eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts zur 
Wahrnehmung der Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners nach Artikel 6 der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt (Dienstleistungsrichtlinie, DLRL).“ sowie „Träger der Anstalt sind das 
Land Schleswig-Holstein, die Gemeinden und Kreise des Landes sowie alle im Land Schleswig-
Holstein bestehenden Handwerkskammern sowie Industrie- und Handelskammern;“, § 1 Abs. 1 S. 1 
und § 1 Abs. 5 S. 1 1. HS des Gesetzes über die Errichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts 
„Einheitlicher Ansprechpartner Schleswig-Holstein" (Errichtungsgesetz Einheitlicher Ansprechpartner) 
vom 17.09.2009, GVOBl S-H 2009, 577. 

 
n=16 
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4.1. Rechtliche Rahmenbedingungen 

Betrachtet man die verschiedenen Ansiedlungsmodelle der Bundesländer, so stellt sich die 

Frage, welche rechtlichen Gegebenheiten bezüglich des jeweiligen Modells zu beachten 

sind. Daher wird im Folgenden skizziert, welche rechtlichen Rahmenbedingungen bei einer 

Ansiedlung des EA 1. auf Landesebene, 2. auf kommunaler Ebene, 3. bei den Kammern, 4. 

bei Kammern und auf kommunaler Ebene sowie 5. bei einer Kooperation zwischen unter-

schiedlichen öffentlichen Stellen bzw. bei einer Kooperation zwischen privaten und öffentli-

chen Stellen zu beachten sind.56 Im Anschluss werden die sonstigen rechtlichen Rahmenbe-

dingungen kurz in den Blick genommen. 

4.1.1. Verortung des EA 

4.1.1.1. Landesebene einschließlich Mittelbehördenebene 

Grundsätzlich obliegen die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staat-

lichen Aufgaben nach Art. 30 GG den Ländern; der Bund ist hierzu nur berufen, soweit das 

Grundgesetz selbst anderweitige Regelungen trifft oder diese zulässt. Da das Grundgesetz 

hinsichtlich der Zuständigkeit für den EA schweigt, bleibt es bei dem genannten Grundsatz 

mit der Konsequenz, dass die Länder für die Einrichtung des EA zuständig sind. Neben der 

Einrichtung der Institution des EA ist es auch Sache der Länder, dem EA Verfahren zuzu-

weisen und diese auszugestalten sowie sie organisatorisch und strukturell in bereits beste-

hende Verfahren einzubetten. Dabei ist der Gestaltungsspielraum der Länder bezüglich 

sämtlicher genannter Aspekte sehr weit. Vor allem bei der Errichtung des EA sind die Länder 

weitgehend frei; sie können sich ebenso für die Schaffung neuer Behörden oder Organisati-

onseinheiten entscheiden wie für die Auslagerung der EA-Aufgaben auf andere landesweite 

Träger.57 Unabhängig von der konkreten Ausgestaltung der Ansiedlung des EA im Bereich 

der Landesverwaltung ist diese Option unter rechtlichen Gesichtspunkten als unproblema-

tisch zu werten. 

                                                 
56 Da von der Option, die Aufgabe des EA auf Private zu übertragen, kein Gebrauch gemacht wurde 

(selbst in Bremen, wo eine privatrechtliche Organisation tätig wird, handelt es sich nicht um einen pri-
vaten EA im eigentlichen Sinn, da die handelnde GmbH zu 100% im Eigentum kommunaler 
Gebietskörperschaften steht, so dass sich zahlreiche Fragen der Aufsicht nicht oder zumindest nicht in 
gleicher Form stellen, wie es der Fall wäre, wenn ein vollkommen unabhängiger Privater agieren 
würde.),  wird auf die rechtlichen Rahmenbedingungen dieses Modells hier nicht näher eingegangen. 
Zu rechtlichen Problematiken, die mit diesem Modell verbunden sind, vgl. Windoffer in: 
Ziekow/Windoffer, 127 f. 

57 Nesseldreher in: Ziekow/Windoffer, 84. 
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4.1.1.2. Kommunale Ebene (Landkreise und kreisfreie Städte bzw. Stadtkreise)58 

Zentraler Ausgangspunkt der Frage, ob eine Übertragung der Aufgaben des EA auf die 

kommunale Ebene in Betracht kommt, ist die in Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG verbürgte Garantie 

der kommunalen Selbstverwaltung. Ergänzend sind einschlägige Bestimmungen der jeweili-

gen Landesverfassungen, die im Regelfall weitere Voraussetzungen für die Rechtmäßigkeit 

einer Aufgabenübertragung auf die kommunale Ebene definieren, heranzuziehen.59 Diese 

Voraussetzungen lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 

 Die Übertragung muss gesetzlich geregelt werden, wobei auch eine Rechtsverord-

nung ausreicht. 

 Es müssen Bestimmungen über die Kostendeckung getroffen werden (Konnexitäts-

prinzip); diese Bestimmungen müssen allerdings nicht zwingend im Aufgabenüber-

tragungsgesetz enthalten sein60. 

 Sofern die Aufgabenübertragung zu einer Mehrbelastung der Kommunen führt, muss 

ein entsprechender finanzieller Ausgleich geschaffen werden. 

Insbesondere die kommunale Selbstverwaltungsgarantie schützt die Kommunen nicht nur 

vor einem möglichen Aufgabenentzug (sog. Hochzonung), sondern auch gegen die Überbür-

dung zusätzlicher Aufgaben.61 Daher muss die Aufgabenzuweisung selbst gerechtfertigt sein 

und zwar unabhängig von den mit der Übertragung unmittelbar einhergehenden finanziellen 

Folgen62. Denn neben den unmittelbaren finanziellen Auswirkungen einer Aufgabenübertra-

gung sind in diesen Fällen auch immer mittelbare finanzielle Effekte zu berücksichtigen: Jede 

Aufgabenüberbürdung geht mit der generellen Beanspruchung kommunaler Mittel einher, 

was grundsätzlich zu einer Einschränkung der Möglichkeiten der Wahrnehmung sonstiger, 

insbesondere freiwilliger Selbstverwaltungsaufgaben führen kann, so dass zumindest ein mit-

telbarer Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung zu bejahen ist.63 Hinsichtlich der Über-

tragung weiterer Aufgaben auf die kommunale Ebene verfügt der Landesgesetzgeber aller-

dings über einen weiten Einschätzungsspielraum, der erst dann als überschritten gilt, wenn 

der Kernbereich der Selbstverwaltungsgarantie tangiert wird. Jedenfalls wenn die Aufgaben-
                                                 

58 Die Möglichkeit, die Aufgabe des EA der Ebene der kreisangehörigen Gemeinden zuzuweisen, wird 
nicht gesondert diskutiert, da dies aktuell nicht geschehen ist. Es soll lediglich kurz darauf 
hingewiesen werden, dass Zweifel an der Vereinbarkeit einer solchen Zuweisung mit der kommunalen 
Selbstverwaltungsgarantie bestehen: Zumindest kleine und Kleinstgemeinden verfügen aufgrund ihrer 
geringen Größe auch über relativ geringe finanzielle und personelle Mittel, so dass zu befürchten 
stünde, dass sie wegen der Zuweisung nicht mehr in der Lage wären, ihre freiwilligen Aufgaben zu 
erfüllen, vgl. hierzu Biermann, 611 f.; Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 100. 

59 Z. B. 97 Abs. 3 LVerf Bbg; Art. 49 Abs. 4 und 5 LVerf RP; Art. 85 Abs. 1 und 2, 87 Abs. 1 und 3 LVerf 
Sachsen; Art. 46 Abs. 4, 49 Abs. 2 LVerf SH. 

60 Ein zeitlicher Zusammenhang genügt, vgl. BVerfGE 103, 332 (362 ff.). Zu den sich aus der 
Umsetzung der DLR unter Konnexitätsgesichtspunkten ergebenden Fragen Ziekow, LKV 2009, 385 ff.  

61 VerfGH RP DÖV 2001, 601 (602); VerfGH NW NVwZ 1996, 1100; Bbg. VerfG LKV 2002, 323 (324). 
62 Diese betont insbesondere der BLA Dienstleistungswirtschaft, 8 f. 
63 VerfGH RP DÖV 2001, 601 (602); VerfGH NW, DVBl. 1993, 197 (198). 



31

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3241

 

 25 

 
 

Abschlussbericht Evaluation EA-Gesetz Baden-Württemberg 

übertragung ein solches Maß erreicht, dass die Wahrnehmung des Bestands an freiwilligen 

Aufgaben gefährdet ist, ist eine Kernbereichsrelevanz der Aufgabenüberbürdung zu beja-

hen.64 Dies wird im Falle der Zuweisung der Tätigkeiten des EA an die kommunale Ebene 

grundsätzlich nicht angenommen; insofern steht es dem Landesgesetzgeber innerhalb der 

soeben skizzierten Grenzen frei, die Aufgabe des EA auf die kommunale Ebene zu übertra-

gen.65  

4.1.1.3. Kammern 

An der Möglichkeit, die Aufgabe des EA auf die Kammern zu übertragen, bestand von Be-

ginn an kein Zweifel: Entweder seien die Aufgabenkataloge der einschlägigen gesetzlichen 

Grundlagen nicht abschließend formuliert oder die Möglichkeit der Übertragung weiterer Auf-

gaben sei sogar ausdrücklich vorgesehen. Eine Aufgabenübertragung komme im konkreten 

Fall aber immer nur dann in Betracht, wenn sich die neuen Aufgaben „ihrem Wesen nach in 

das bisherige Aufgabenspektrum der jeweiligen Kammer einfügen“.66 Dabei führt alleine die 

Tatsache, dass die zur Übertragung vorgesehene Aufgabe staatlicher Natur ist und ein ent-

sprechendes Weisungsrecht zurückbehalten wird, nicht dazu, dass diese Aufgabe als we-

sensfremd zu charakterisieren ist.67 Im Gegenteil wird sogar ganz überwiegend davon aus-

gegangen, dass eine wesensmäßige Verwandtschaft der EA-Tätigkeit mit Teilen der Kam-

mertätigkeit bestehe, so dass eine Übertragung der Aufgabe grundsätzlich in Betracht 

kommt.68  

Keine Einigkeit herrscht hingegen bezüglich der Frage, ob ein Tätigwerden der Kammern 

ausschließlich für ihre jeweiligen Angehörigen69 oder auch für Personen, die kammerfremde 

Berufe ausüben,70 möglich ist. Diese Frage drängt sich insbesondere dann auf, wenn nicht 

das Allkammermodell, bei dem sämtliche, für die von der EU-DLR erfassten Tätigkeiten in 

                                                 
64 VerfGH RP DÖV 2001, 601 (602). 
65 Vgl. zum Vorstehenden insgesamt Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 96 ff. 
66 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 106. 
67 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 106. Diesbezüglich merkt der BLA-Dienstleistungsausschuss 

allerdings an, dass Probleme mit der Akzeptanz der Fachaufsicht zu befürchten sind, 14. Diese 
Befürchtungen bestätigt Lemor in: Leible, 87 (92). 

68 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 106 f. 
69 So Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 107 f., der für Kammerfremde eine „Auffang-Kontaktstelle“ 

beispielsweise bei einem Kreis oder einer kreisfreien Stadt fordert. Zu den Angehörigen der Kammer 
zählen dabei auch nicht niedergelassene Dienstleister, die über eine kostenfreie „Pro-forma-
Mitgliedschaft“ verfügen. Zur kostenfreien „Pro-forma-Mitgliedschaft“ vgl. EuGH, Urt. v. 3.10.2000, Rs. 
C-58/97, Slg. 2000, I-7919, Rdnr. 48.  

70 So BLA-Dienstleistungsausschuss: „Die Beauftragung der Kammern mit Aufgaben, die auch 
kammerfremde Personen betreffen, dürfte danach zulässig sein, wenn dieser Personenkreis 
zahlenmäßig nicht ins Gewicht fällt oder dieser Aspekt gegenüber dem sachlichen Bezug zum 
Gesamtinteresse der gewerblichen Wirtschaft zurücktritt.“ Kritisch hierzu Cremer, EuZW 2008, 655, 
658: Aus der Rechtsprechung (BVerfG, NJW 1963, 195; NVwZ 2002, 335 (337)) ergebe sich, dass in 
diesen Fällen „eine besondere sachliche Legitimation in Gestalt von Sachnähe und Kompetenz bzgl. 
der in Rede stehenden Aufgabe zu fordern ist.“ Ob diese besondere Legitimation im vorliegenden Fall 
gegeben sei, sei aber fraglich. 
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Betracht kommenden Kammern als EA fungieren, sondern das Wirtschaftskammermodell, 

bei dem alleine IHK und/oder HwK als EA - entweder gemeinsam nur eine der beiden Kam-

mern – agieren, präferiert wird.71 Da der Bundesgesetzgeber bezüglich dieses Themenkom-

plexes inzwischen tätig geworden ist und festgelegt hat, dass ein Tätigwerden für nicht 

Kammerzugehörige grundsätzlich möglich ist, vgl. z. B. § 1 Abs. 3a S. 3 IHKG, § 91 Abs. 1 a 

S. 3 HwO, hat die skizzierte Problematik inzwischen an Relevanz verloren. 

Abgesehen vom Saarland haben sämtliche Länder, die sich für ein Kammermodell entschie-

den haben, zumindest insofern von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, ein Tätigwerden zu-

mindest einzelner Kammern für Kammerfremde anzuordnen, als eine Auffangzuständigkeit 

der IHKen bzw. der Handelskammer (Hamburg) normiert wurde. Dies gilt selbst dann, wenn 

die Länder die Einrichtung einer von allen EA-Trägern gemeinsam betriebenen Geschäfts-

stelle, die alleine dem Dienstleister gegenüber tätig wird, vorgeschrieben haben. Das ist in 

Hamburg, im Saarland und in Thüringen der Fall (in Mecklenburg-Vorpommern existiert zwar 

eine Koordinierungsstelle, diese hat aber eher rudimentäre Zuständigkeiten). Da die Ausfor-

mung des Außenauftritts des EA die interne Zuständigkeitsverteilung zwischen den einzel-

nen Trägern des EA nicht berührt, wurde auch in diesen Fällen eine Auffangzuständigkeit 

der IHKen bzw. der Handelskammer vorgesehen. 

Daneben wirft das Modell der Pflichtmitgliedschaft in den Kammern Fragen bezüglich der Fi-

nanzierung der EA-Leistungen bei der Kammerlösung auf: Es müsste ein Lösung gefunden 

werden, die weder die niedergelassenen – zahlenden – Kammermitglieder noch die sonsti-

gen Nutzer des EA diskriminiert. Denkbar ist zunächst eine Refinanzierung der EA-

Leistungen durch Erhebung von Gebühren.72 Zur Vermeidung von Diskriminierungen wird 

weitergehend allerdings vorgeschlagen, dass die Gebührenpflicht ausnahmslos alle Nutzer 

des EA betrifft, sowohl Kammerangehörige als auch Nichtmitglieder. Dabei müsste allerdings 

sichergestellt werden, dass Kammerangehörige nicht insoweit benachteiligt werden, als von 

ihnen Gebühren für bereits durch die allgemeine Beitragspflicht gedeckte Kammerleistungen 

verlangt werden. Im Grenzbereich zwischen reiner Kammertätigkeit und EA-Tätigkeit werden 

damit schwierige Abgrenzungen nötig.73 Darüber hinaus äußerten die Kammern die Befürch-

tung, dass eine vollständige Finanzierung des EA über die Gebührenerhebung voraussicht-

lich nicht möglich sein wird; in diesem Kontext wurde auch die Frage aufgeworfen, ob ver-

                                                 
71 Während das Allkammermodell in Bezug auf ein Tätigwerden für Kammerfremde eher 

unproblematisch bewertet wird, vgl. BLA Dienstleistungswirtschaft, 13; Cremer, EuZW 2008, 655 
(658), fällt das Urteil bezüglich des Wirtschaftskammermodells vollkommen anders aus: Ein solches 
sei unter verfassungsrechtlichen Aspekten kaum zu legitimieren, Cremer, EuZW 2008, 655 (658). 

72 Dies ist unter den Voraussetzungen des Erwägungsgrundes 49 der Richtlinie 2006/123/EG möglich.  
73 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 108. 



33

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3241

 

 27 

 
 

Abschlussbericht Evaluation EA-Gesetz Baden-Württemberg 

bleibende, nicht gedeckte Kosten unter dem Aspekt der Konnexität von den jeweiligen Län-

dern zu erstatten sind.74 

Die Problematik der Gebührenerhebung wurde in den einzelnen Bundesländern sehr unter-

schiedlichen Lösungen zugeführt. Die Gesetzgeber in Baden-Württemberg, Bayern, Ham-

burg und dem Saarland überlassen das „Ob“ der Gebührenerhebung dem jeweiligen EA. So-

fern sich der EA für die Gebührenerhebung entschieden hat, enthalten die einzelnen gesetz-

lichen Grundlagen allerdings weitere Vorgaben: Die geltend gemachten Kosten müssen an-

gemessen sein und das Kostendeckungsprinzip ist zu beachten, § 3 Abs. 1 EAG BW, § 3 

Abs. 1 BayEAG, § 10 Abs. 3 HmbEAG und § 6 Abs. 2 EA-Gesetz Saarland. § 3 Abs. 2 EAG 

BW hält zusätzlich fest, dass das Land grundsätzlich keine Kosten des EA übernimmt. Als 

Ausnahmen werden lediglich Haftungsfälle genannt, die auf einem Verschulden des Landes 

bei elektronischer Informationsbereitstellung oder elektronischer Verfahrensabwicklung be-

ruhen. In Bayern bestimmt § 3 Abs. 2 BayEAG dagegen lediglich, dass bei elektronischer In-

formationsbereitstellung oder elektronischer Verfahrensabwicklung der Rechtsträger der Be-

hörde haftet, in deren Organisationsbereich die Ursache des Mangels liegt. Demgegenüber 

besteht in Hamburg und im Saarland grundsätzlich die Möglichkeit, dass Kosten des EA 

staatlicherseits getragen werden: § 11 Abs. 2 HmbEAG und § 6 Abs. 3 EA-Gesetz Saarland 

bestimmen, dass unter bestimmten Bedingungen die nicht durch die Gebühren gedeckten, 

notwendigen Aufwendungen der EA (Hamburg) bzw. den nicht anderweitig gedeckten erfor-

derlichen Aufwand, soweit er berücksichtigungsfähig ist (Saarland) von der Freien und Han-

sestadt Hamburg erstattet bzw. vom Land getragen werden. 

In Baden-Württemberg und Bayern bleibt somit sowohl das „Ob“ als auch weitgehend das 

„Wie“ der Finanzierung der EA-Leistungen den jeweiligen EA überlassen. Eine staatliche 

„Auffangfinanzierung“ ist in beiden Bundesländern nicht vorgesehen (in Baden-Württemberg 

nach § 3 Abs. 2 EAG BW, in Bayern mangels anderslautender Festlegung). Da weder das 

EAG BW noch das BayEAG nähere Konkretisierungen zum „Wie“ der Gebührenerhebung 

enthalten, sind die jeweiligen EA bei der konkreten Schaffung von Gebührentatbeständen im 

Rahmen ihrer Gebührenordnung relativ frei. Das Fehlen einer einheitlichen Vorgabe seitens 

des Gesetzgebers ermöglicht somit in beiden Bundesländern eine große Heterogenität an 

Lösungen und die Frage nach der Gebührenpflichtigkeit der Inanspruchnahme des EA hängt 

davon ab, ob der konkret in Anspruch genommene EA die EA-Leistungen gebührenpflichtig 

oder gebührenfrei anbietet. 

 

                                                 
74 Lemor in: Leible, 87 (91), wobei darauf hingewiesen wird, dass streitig sei, auf welcher 

Rechtsgrundlage das Konnexitätsprinzip für Kammern gelte. Für den EA herrsche aber Einigkeit, dass 
hier das Konnexitätsprinzip durchgreife.  
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Die Möglichkeit der Gebührenerhebung hat in Baden-Württemberg z. B. die IHK Reutlingen 

genutzt: Die Leistungen des EA sind als Ziff. 4.3 des Gebührentarifs der Kammer kosten-

pflichtig. Gebühren fallen sowohl für die Erteilung von Informationen auf elektronischem We-

ge ab einem Arbeitsaufwand von mehr als 30 Minuten als auch für die Verfahrensmittlung 

an.75  

Die Situation in Hamburg und dem Saarland unterscheidet sich insofern von der in Baden-

Württemberg und Bayern, als zwar den EA ebenfalls die Möglichkeit der Gebührenerhebung 

eingeräumt wird, nicht gedeckte Kosten aber staatlicherseits übernommen werden; das fi-

nanzielle Risiko der EA in Hamburg und dem Saarland ist somit als ein geringeres einzustu-

fen als in Baden-Württemberg und Bayern. Gleichzeitig sind die gesetzlichen Grundlagen in 

Hamburg und im Saarland bezüglich der Festlegung der Höhe der potenziellen Gebühren 

detaillierter und gewährleisten somit eine grundsätzliche Homogenität der Praxis der Gebüh-

renerehebung: Nach § 10 Abs. 2 HmbEAG muss die Höhe der Gebühren durch Satzungen 

der geschäftsführenden Kammern im Einvernehmen mit den beteiligten Kammern festgelegt 

werden, § 10 Abs. 2 HmbEAG und § 6 Abs. 2 S. 3 EA-Gesetz Saarland ermächtigt die Lan-

desregierung, eine diesbezügliche Rechtsverordnung zu erlassen.  

Während im Saarland von der Möglichkeit der Gebührenerhebung bislang kein Gebrauch 

gemacht wurde, haben die Hamburger Kammern, die als Träger des EA fungieren, sowohl 

bestimmte Informationserteilungen als auch die Verfahrensmittlung gebührenpflichtig ausge-

staltet, sobald ein gewisser Zeitaufwand für die Bearbeitung überschritten wird; dabei sind 

die Gebühren auf Höchstbeträge gedeckelt.76  

Anders als in Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg und im Saarland, sind die EA in Meck-

lenburg-Vorpommern und Thüringen zur Gebührenerhebung gesetzlich verpflichtet, § 9 Abs. 

1 EAPG MV bzw. § 4 Abs. 2 Thüringer ES-Errichtungsgesetz. Da es § 9 Abs. 2 EAPG MV 

den jeweiligen Kammern überlässt, die Höhe der Gebühren durch Satzung zu regeln, be-

steht hier – vergleichbar der Situation in Baden-Württemberg und Bayern – die theoretische 

Möglichkeit, dass von den einzelnen EA unterschiedliche Gebührentatbestände und -höhen 

festgelegt werden. Ebenfalls der Rechtslage in Baden-Württemberg und Bayern vergleichbar 

ist § 9 Abs. 3 EAPG MV, der eine Erstattung der Aufwendungen und Kosten für den Betrieb 

des EA durch das Land ausschließt. Obwohl somit die gesetzlichen Grundlagen in Baden-

Württemberg, Bayern und Mecklenburg-Vorpommern Gemeinsamkeiten aufweisen, hat sich 

in Mecklenburg-Vorpommern eine etwas andere Praxis der Gebührenerhebung und -

festsetzung etabliert. Die beteiligten Kammern haben sich in Mecklenburg-Vorpommern auf 

ein einheitliches Vorgehen verständigt: Gebührenpflichtig ist lediglich die Verfahrensmittlung 
                                                 

75 http://www.reutlingen.ihk.de/showMedia.php/14433/Gebuehrentarif20120320.pdf?, zuletzt abgerufen 
am: 24.10.2012. 

76 http://www.hamburg.de/contentblob/2031238/data/gebuehrentarif-zur-gebuehrensatzung-ea-
hamburg.pdf, zuletzt abgerufen am: 24.10.12. 
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ausgestaltet, und auch bezüglich der Höhe der konkret zu erhebenden Gebühren wurde ein 

einheitlicher Satz festgelegt.77  

Eine landeseinheitliche Praxis der Gebührenerhebung wird in Thüringen durch § 4 Abs. 2 

Thüringer ES-Gesetz gewährleistet: Sowohl die Verwaltungskostentatbestände als auch die 

Höhe der Gebühren und der zu erstattenden Auslagen werden durch eine Rechtsverordnung 

der Landesregierung bestimmt; dabei ist das Kostendeckungsprinzip zu beachten und die 

Gebühren haben in einem angemessenen Verhältnis zum Verwaltungsaufwand zu stehen. 

Soweit finanzieller Aufwand durch die Wahrnehmung der EA-Aufgaben entstanden ist, erfor-

derlich war und nicht anderweitig gedeckt werden kann, ist nach § 4 Abs. 3 Thüringer ES-

Errichtungsgesetz – ähnlich wie in Hamburg und im Saarland – das Land zur Übernahme 

dieser Kosten verpflichtet. 

Da die EU-DLR den Dienstleister insbesondere von der teilweise schwierigen Ermittlung der 

zuständigen Behörde freistellen will, muss auch bei einer Entscheidung für das Kammermo-

dell sichergestellt werden, dass die Dienstleister möglichst eindeutig erkennen können, wel-

cher EA konkret für sie zuständig ist. Dieses Ziel der Richtlinie darf nicht dadurch unterlaufen 

werden, dass an die Stelle der Suche nach der zuständigen Behörde schlicht eine ebenso 

aufwändige Suche nach dem zuständigen EA tritt.78 Dies ist vor allem bei einer Entscheidung 

für das Allkammermodell im Blick zu behalten. 

Die Ermittlung des örtlich und sachlich zuständigen (Kammer-)EA obliegt in Baden-

Württemberg und Bayern dem Dienstleistungserbringer. § 2 Abs. 1 EAG BW, § 2 Abs. 1 

BayEAG enthalten aber Regelungen für den Fall der Mehrfachzuständigkeit von (Kammer-

)EA bzw. für den Fall, dass Zweifel an der jeweiligen Zuständigkeit bestehen. Sind sowohl 

ein Kammer-EA als auch ein kommunaler EA grundsätzlich zuständig, kann der Dienstleister 

nach § 2 Abs. 4 EAG BW, § 2 Abs. 3 BayEAG frei wählen, welchen EA er konkret in An-

spruch nimmt. Ähnlich ist die Situation in Mecklenburg-Vorpommern. Auch hier ist es prinzi-

piell Aufgabe des Dienstleisters, den örtlich und sachlich zuständigen EA zu ermitteln. Aller-

dings sieht das mecklenburg-vorpommersche Modell auch die Einrichtung einer gemeinsa-

men Koordinierungsstelle der EA vor, die – quasi hilfsweise – für alle Anfragen und Anträge 

zuständig ist, für die nicht unverzüglich eine sachliche oder örtliche Zuständigkeit bestimmt 

werden kann, sowie für die Weiterleitung der auf dem zentralen Portal eingegangenen An-

träge und Anfragen, die nicht automatisch zugeordnet werden, § 2 Abs. 2 EAPG M-V. Dane-

ben enthalten § 2 Abs. 3, 4 EAPG M-V Bestimmungen für den Fall, dass eine Zuständigkeit 
                                                 

77 http://www.rostock.ihk24.de/linkableblob/1291540/.10./data/Aenderung_Gebuehr2010-data.pdf; 
http://www.ihkzuschwerin.de/ihksn/Wir_ueber_uns/IHK_Recht/gebtar.html; 
http://www.neubrandenburg.ihk.de/fileadmin/user_upload/Wir_ueber_uns/Rechtsgrundlagen/Gebuehr
entarif_12-2010.pdf; http://www.hwkschwerin.de/fileadmin/user_upload/Formulare_und_Downloads/-
UEber_uns/Gebuehrenverzeichnis.pdf; http://www.hwk-omv.de/18,0,629.html, jeweils zuletzt abgeru-
fen am 24.10.2012. 

78 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 108. 
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mehrerer EA in Betracht kommt oder dass eine Anfrage an einen unzuständigen EA gerich-

tet wurde.  

In den übrigen drei Bundesländern, die sich für die Verwirklichung eines Kammermodells 

entschieden haben, Hamburg, Saarland und Thüringen, sind die als EA agierenden Kam-

mern hingegen zur Errichtung einer gemeinsamen Geschäftsstelle gesetzlich verpflichtet. 

Dem Dienstleistungserbringer gegenüber tritt alleine diese Geschäftsstelle in Erscheinung; 

die Kammerzugehörigkeit des Dienstleisters spielt dabei keine Rolle. Nach Auffassung der 

jeweiligen Gesetzgeber soll so „soll den Nutzern die Mühe abgenommen werden, die für sie 

zuständige einheitliche Stelle zu ermitteln“.79  

4.1.1.4. Mischmodell Kommunalverwaltung und Kammern 

Bei dem sog „Mischmodell“ handelt es sich nicht um eine Kooperation im eigentlichen Sinn, 

wie sie unter Zif. 4.1.1.5. vorgestellt wird. Im Mischmodell, wie es in Baden-Württemberg und 

Bayern verwirklicht wurde, sind grundsätzlich sowohl kommunale Akteure als auch Kammern 

zum EA berufen, ohne zu einer wie auch immer gearteten Zusammenarbeit unter- oder mit-

einander verpflichtet zu sein; die Zuständigkeit der bei den unterschiedlichen Körperschaften 

angesiedelten EA besteht vielmehr schlicht nebeneinander. Der Sache nach handelt es sich 

bei diesem Modell um eine Sektorisierung des EA, die nach der EU-DLR in begrenztem Ma-

ße zulässig ist.80 Mit Sektorisierung ist nach der Kommission die Einführung verschiedener 

EA für verschiedene Sektoren gemeint; beispielhaft wird die Möglichkeit genannt, dass ein 

EA ausschließlich für reglementierte Berufe zuständig ist, während sich die Zuständigkeit 

des anderen dagegen auf den Bereich des Handels beschränkt.81 Nach Auffassung der 

Kommission ist es somit insbesondere zulässig, die Zuständigkeit der einzelnen berufsstän-

dischen Kammern auf die jeweils eigene Klientel zu beschränken. In Baden-Württemberg 

und Bayern wurde das Modell konkret so ausgestaltet, dass neben die Zuständigkeit der ein-

zelnen Kammern für ihre jeweiligen Mitglieder optional zusätzlich ein weiterer kommunaler 

EA tritt, dessen Zuständigkeit gerade nicht auf bestimmte Dienstleistungssektoren be-

schränkt ist, sondern sich alleine nach örtlichen Gesichtspunkten bestimmt. Dieser Variante 

des Mischmodells stehen nach dem vorstehend Ausgeführten keine grundsätzlichen Beden-

ken entgegen 

Für das Mischmodell und seine Varianten gelten grundsätzlich die zu den „Reinformen“ der 

jeweiligen Modelle gemachten Ausführungen. Da die EU-DLR aber großes Gewicht auf – 

aus Sicht des Nutzers – subjektiv ausgestaltete Einheitlichkeit des EA legt, ist insbesondere 

                                                 
79 ThürLT, Drs. 4/4962, 54; ähnlich auch Bürgerschaft HH, Drs. 19/4484, 19 und LT Saarl, Drs. 14/9, 12. 
80 Kommission, Umsetzungshandbuch, 21 f.; Schliesky in: Schliesky, Teil I, 1 (17). 
81 Kommission, Umsetzungshandbuch, 21 f. 
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in Mischmodellen darauf zu achten, dass der jeweilige Nutzer während der gesamten Inan-

spruchnahme des EA auch tatsächlich von ein- und demselben EA betreut wird.82 

4.1.1.5. Kooperationen 

Prinzipiell sind zwei Grundkonstellationen von Kooperationen denkbar: Zum einen eine Ko-

operation in Form der ÖPP, zum anderen in Form der ÖÖP. Beide Formen unterscheiden 

sich alleine durch die Rechtsform ihrer Träger: Bei einer ÖPP kooperieren öffentliche und 

private Aufgabenträger, während im Rahmen einer ÖÖP ausschließlich unterschiedliche 

Verwaltungsträger zusammenarbeiten.  

Im Folgenden werden ausschließlich die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Zusam-

menarbeit verschiedener Verwaltungsträger näher betrachtet, da von der Möglichkeit, die 

Aufgabe des EA einer ÖPP zu übertragen, in der Praxis kein Gebrauch gemacht wurde. 

Eine ÖÖP kann sowohl im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit auf Grundlage 

der jeweils einschlägigen Landesgesetze83 als auch auf Basis eines öffentlich-rechtlichen 

Vertrages nach §§ 54 ff. VwVfG84 betrieben werden. 

Für die Kooperationslösung haben sich sowohl Nordrhein-Westfalen als auch Schleswig-

Holstein entschieden. Während in Nordrhein-Westfalen allerdings lediglich eine „schlichte“ 

interkommunale Kooperation einzelner Kommunen verlangt wird, wurde in Schleswig-

Holstein eine Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) gegründet. Unter dem Dach der AöR ko-

operieren das Land, die kommunale Ebene und die Kammern miteinander. Da somit in 

Schleswig-Holstein, anders als in Nordrhein-Westfalen, wo ausschließlich die kommunale 

Ebene zur Zusammenarbeit verpflichtet ist, Verwaltungsträger unterschiedlicher Ebenen mit-

einander kooperieren, wurde die Frage aufgeworfen, ob dieses Vorgehen einen Fall unzu-

lässiger Mischverwaltung darstellt. Dies wurde verneint: Selbst wenn man das AöR-Modell 

Schleswig-Holsteins (Zusammenwirken von Land, kommunaler Ebene und Kammern) als 

Form der Mischverwaltung bezeichnen wolle,85 liege zumindest keine unzulässige Mischver-

waltung vor: Die jeweiligen Verantwortlichkeiten seien klar verteilt und auch Eingriffe des EA 

in die Kompetenzen der für die Sachentscheidung zuständigen Behörde seien nicht zu be-

fürchten.86 

                                                 
82 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 131. 
83 Z. B. für Bayern: das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) vom 20.06.1994, 

BayGVBl 1994, 555; für Rheinland-Pfalz: das Landesgesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
(KomZG) vom 22.12.1982, GVBl RP 1982, 476; für Schleswig-Holstein: das Gesetz über kommunale 
Zusammenarbeit (GkZ) vom 28.02.2003.  

84 Vgl. hierzu Siegel in: Ziekow/Windoffer, 122. 
85 Hiergegen wendet sich Schulz, DÖV 2008, 1028 (1034) mit dem Argument, dass echte 

Mischverwaltung nur vorläge, wenn es zu einem Zusammenwirken bei der Sachentscheidung selbst 
komme. 

86 Schulz, DÖV 2008, 1028 (1034). 
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4.1.2. Sonstige rechtliche Rahmenbedingungen 

Neben der Verortungsproblematik sind zahlreiche weitere rechtliche Rahmenbedingungen im 

Blick zu behalten. Zu denken ist an haftungsrechtliche Fragen, Fragen des Datenschutzes 

und verwaltungsverfahrensrechtliche Vorgaben. Diese Themenbereiche sollen hier allerdings 

nur kurz angeschnitten werden, da die genannten Problematiken größtenteils unabhängig 

vom konkret gewählten Verortungsmodell auftreten. 

Wird der EA, was aktuell der Fall ist, ausschließlich von öffentlich-rechtlichen Institutionen 

betrieben, sind bezüglich der haftungsrechtlichen Fragen die Grundsätze der Staatshaftung 

nach § 839 BGB in Verbindung mit Art. 34 GG heranzuziehen.87 Nach der sog. Anvertrau-

enstheorie ist der Anspruch dabei gegen die Körperschaft gerichtet, die „dem Amtsträger das 

Amt, bei dessen Ausübung der fehlsam gehandelt, anvertraut hat“; maßgeblich ist mit ande-

ren Worten, wer „dem Amtsträger die Aufgabe, bei deren Wahrnehmung die Amtspflichtver-

letzung vorgekommen ist, übertragen hat“.88 Da dies in der Regel die Anstellungskörper-

schaft sein wird,89 ist bei einer Verortung des EA auf Landesebene auch das Land An-

spruchsgegner.90 Bei einer Verortung im kommunalen Bereich ist zunächst zu klären, ob die 

Aufgaben des EA als staatliche oder als eigene wahrgenommen werden; von dieser Einord-

nung hängt ob, ob das Land, der Kreis oder Kommune im konkreten Fall haften.91 Als juristi-

sche Personen des öffentlichen Rechts haften im Falle des Kammermodells die Kammern 

selbst.92 

Daneben kommt zahlreichen verwaltungsverfahrensrechtlichen Aspekten eine große Rele-

vanz zu, insbesondere vor dem Hintergrund der durch die EU-DLR angeordneten elektroni-

schen Verfahrensabwicklung. Zu denken ist beispielsweise an Fragen der Aktenführung93, 

des Zugangs und der Zustellung von Dokumenten bei elektronischer Abwicklung94, Probleme 

der Authentifizierung bzw. elektronischen Signatur95 sowie der gegenseitigen Anerkennung 

elektronischer Dokumente und von Genehmigungen.96 Diese Aspekte wurden mit der Auf-

                                                 
87 Ausführlich hierzu Carra/Windoffer, LKRZ 2011, 166 ff.; Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 138 ff. 
88 BGHZ 53, 217 (219); 113, 71 (75). 
89 Papier in: MüKo, § 839, Rdnr. 361. 
90 Carra/Windoffer, LKRZ 2011, 166 (171); Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 139. 
91 Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 139 f. 
92 Carra/Windoffer, LKRZ 2011, 166 (171); Windoffer in: Ziekow/Windoffer, 140. 
93 DOL, 34 ff. 
94 DOL, 38 ff.; Neidert, 151 ff.; Nesseldreher in: Ziekow/Windoffer, 150 ff.; Ramsauer, NordÖR 2008, 

417 (422 ff.); Windoffer, DÖV 2008, 797 ff.; Ziekow, WiVerw 2008, 176 ff. 
95 DOL, 41 ff. 
96 DOL, 44 ff. 
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nahme der §§ 71a – e in das VwVfG einer bundeseinheitlichen Lösung zugeführt,97 da die 

Länder entweder auf die Vorschriften verweisen oder eine Parallelgesetzgebung98 erfolgt ist.  

Ebenfalls hinzuweisen ist auf die Einfügung der §§ 8a ff. in das VwVfG. Diese Vorschriften 

befassen sich mit der europäischen Verwaltungszusammenarbeit und legen deren Grunds-

ätze fest. Über die Verweisung bzw. Parallelgesetzgebung gelten die §§ 8a ff. VwVfG eben-

falls in den Ländern.99 

4.2. Organisatorische/organisationswissenschaftliche Rahmenbedingungen  

Die Untersuchung der organisatorischen Rahmenbedingungen basiert auf drei Grundan-

nahmen:  

1. Auch ohne rechtliche Verpflichtung, den EA Inländern zugänglich zu machen, sollte 

dies dennoch - nicht zuletzt aus Gründen der Wirtschaftlichkeit - geschehen. 

2. Aus finanziellen, politischen und organisationspsychologischen Erwägungen heraus 

sollte für den Betrieb des EA keine vollständig neue Organisationsstruktur geschaffen 

werden, sondern es sollte eine Anknüpfung an bereits bestehende Organisationen 

oder Organisationseinheiten erfolgen. 

3. Auch bestehende Netzwerke von Serviceinstitutionen für Dienstleister sollten für den 

EA fruchtbar gemacht werden.100 Vor allem wenn es um die Erfüllung der Informati-

onspflichten des EA geht, scheint eine Einbettung des EA in bestehende Netzwerke 

unumgänglich: Verfügt der EA einmal nicht über die gewünschte Information, sollte er 

zumindest Kenntnis davon haben, wo diese Information abgerufen werden kann bzw. 

sollte er auch auf entsprechende Datenbanken zugreifen können.101 

Die Umsetzung einer Trennung zwischen Front- und Back-Offices bedeutet in der Konse-

quenz die Verwirklichung des als „One-Stop Konzept“ bezeichneten Modells. Dieses Modell 

sieht die organisatorische Trennung zwischen Vertrieb und Produktion einer Verwaltungsleis-

tung vor. Aufgabe des Front-Office ist in diesem Modell der „Vertrieb“ einer von einer ande-

ren Verwaltungseinheit, dem Back-Office, erstellten Verwaltungsleistung. Dabei tritt alleine 

das Front-Office mit dem Bürger in direkten Kontakt, es ist dessen einziger Ansprechpartner. 

Das Back-Office hingegen hat keinerlei Kundenkontakt. Zusätzliche Aufgabe des Front-

Office ist weiterhin die Unterstützung des Back-Office bei der „Produktion“ der Verwaltungs-

                                                 
97 Vgl. hierzu: Reichelt, LKV 2010, 97 ff.; Röckinghaus, NWVBl 2009, 464 ff.; Schmitz/Prell, NVwZ 

2009, 1 ff.; Schulz, NdsVBl 2009, 97 ff. 
98 Kritisch zu diesem Vorgehen: Schliesky in: Schliesky, Teil III, 1 (5 f.). 
99 Ausführlich hierzu: Schmitz/Prell, NVwZ 2009, 1121 ff.; zu den verfassungsrechtlichen Fragen der 

europäischen Amtshilfe Ohler in: Leible, 157 ff. 
100 Vgl. hierzu insgesamt: Beck in: Ziekow/Windoffer, 166 ff. 
101 Beck in: Ziekow/Windoffer, 181. 
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leistung.102 Wird das One-Stop Konzept konsequent durchgehalten, bedeutet dies, dass der 

Dienstleister, unabhängig von seinem konkreten Anliegen, nur noch mit einer zentralen Ein-

heit auf Seiten der Verwaltung Kontakt hat. Auf Wunsch des Dienstleisters übernimmt diese 

zentrale Einheit vollständig die Kommunikation mit der/den jeweils zuständigen Stelle/n und 

entlastet somit den Dienstleister von der oft aufwändigen Ermittlung der im konkreten Fall 

zuständigen Stelle(n). Eben dieser Servicegedanke soll das Konzept für Dienstleister attrak-

tiv machen.  

Die Anforderungen, die das One-Stop Konzept an die Aufbau- und Ablauforganisation sowie 

an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stellt, müssen als anspruchsvoll bezeichnet werden. 

Konfliktpotenzial birgt dabei insbesondere die zwischen EA und zuständiger Stelle vorgese-

hene Rollenverteilung: Während die Kenntnisse des EA systembedingt sehr breit, aber nicht 

notwendigerweise sehr tief angelegt sein müssen, müssen die zuständigen Behörden in ih-

rem Spezialgebiet über sehr fundierte Kenntnisse verfügen. Der EA muss über Informationen 

über eine große Vielzahl von Verfahren und Zuständigkeiten verfügen, tritt mithin als echter 

Generalist auf. Dagegen handelt es sich bei der zuständigen Behörde, die die materielle 

Entscheidungslast trägt, um den typischen Spezialisten, der in einem klar umgrenzten Auf-

gabengebiet agiert. Das Wissensgefälle zwischen zuständiger Behörde und EA im jeweiligen 

Fachgebiet der zuständigen Behörde kann beispielsweise dazu führen, dass die zuständige 

Behörde die Kompetenz des EA in Frage stellt. Denkbar ist auch, dass die Tätigkeit des EA 

seitens der zuständigen Behörde als nicht zulässiger Eingriff in den eigenen Kompetenzbe-

reich verstanden wird oder dem EA die Rolle des unliebsamen Kontrolleurs zugewiesen wird. 

Kommt eine genuine Tätigkeit der zuständigen Behörde im Bereich der Wirtschaftsförderung 

hinzu, ist weiterhin zu befürchten, dass eine Konkurrenzsituation zwischen EA und zuständi-

ger Behörde entsteht.103 Zur Vermeidung der Realisierung dieses Gefahrenpotenzials wird 

empfohlen, sensibel ausgestaltete Kooperationsbeziehungen zu etablieren.104 

Der Aufbau der Front-Office/Back-Office Struktur birgt auch insofern ein erhöhtes Fehlerpo-

tenzial, als in die Kommunikationsbeziehung zwischen zuständiger Stelle und Dienstleister 

der EA zwischengeschaltet wird. Der EA solle gewissermaßen eine Art „Dolmetscherfunkti-

on“ erfüllen und beiden Seiten die Belange und Erfordernisse der jeweils anderen Seite er-

läutern. Mit der Verlängerung der Kommunikationskette steigt aber gleichzeitig nahezu 

zwangsläufig die Gefahr von Übertragungs- und Verständnisfehlern. Diese Fehlerpotenziale 

                                                 
102 Schliesky/Schulz/Neidert in: Schliesky, Teil III, 249 (258 ff.); Schulz, 15 f. 
103 Beck in: Ziekow/Windoffer, 179 f. 
104 Beck in: Ziekow/Windoffer, 180. Beck weist in diesem Zusammenhang aber auch darauf hin, dass 

der Aufbau solcher Beziehungen erhebliche Zeit in Anspruch nimmt, da sich ein Vertrauensverhältnis 
erst entwickeln muss. 
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gilt es zu minimieren. So kann im Einzelfall die Vermittlung eines direkten Kontakts zwischen 

zuständiger Stelle und Dienstleister durch den EA durchaus nötig und sinnvoll sein.105 

Abschließend sind die Anforderungen an die fachliche und soziale Qualifikation der Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter des EA in den Fokus zu stellen. Unter fachlichen Gesichtspunkten 

ist zu fordern, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowohl über fundierte Kenntnisse 

der Verwaltung als auch der Wirtschaft verfügen. Beide Sphären verfügen über jeweils eige-

ne „Kulturen“, die den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nicht nur vertraut sein, sondern zwi-

schen denen sie unter Umständen auch vermitteln können müssen. Weiterhin sind umfang-

reiche soziale Kompetenzen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des EA erforderlich: Sie 

sind nicht nur unerlässliche Voraussetzung für den Aufbau eines tragfähigen Vertrauensver-

hältnisses zu den zuständigen Behörden, sondern erlangen auch große Bedeutung beim 

Aufbau eines Netzwerks aus sämtlichen, für den Dienstleistungsbereich relevanten Stellen. 

Unabdingbar sind ebenfalls interkulturelle Kompetenzen und Fremdsprachenkenntnisse, um 

optimal mit ausländischen Dienstleistern kommunizieren zu können.106 

4.3. Technische Rahmenbedingungen 

Anforderungen in technischer Hinsicht stellt vor allem die von der EU-DLR geforderte Mög-

lichkeit der elektronischen Verfahrensabwicklung über den EA. Zu klären ist daher, unter 

welchen technischen Voraussetzungen die inhaltlichen und gestalterischen Anforderungen 

der Richtlinie umgesetzt werden können. Diese Anforderungen lassen sich folgendermaßen 

systematisieren: 

1. Sämtliche nach der EU-DLR zur Verfügung zu stellenden Informationen müssen den 

Dienstleistern auch tatsächlich elektronisch zur Verfügung stehen.  

2. Die elektronische Kommunikation zwischen Dienstleister und EA sowie zwischen 

Front- und Back-Office muss ermöglicht werden.  

3. Echte elektronische Interaktions- und Transaktionsmöglichkeiten mit der Verwaltung 

müssen für den Dienstleister eingerichtet werden.  

4. Informationsbereitstellung, Kommunikation, Inter- und Transaktion müssen nutzer-

freundlich ausgestaltet werden, in einem angemessenen Zeitrahmen erfolgen, sehr 

aktuell und mehrsprachig zugänglich sein.107 

Diese Anforderungen sind unter technischen Aspekten in insgesamt drei Handlungsfeldern 

relevant:  

1. Elektronischer Außenauftritt des EA,  

                                                 
105 Beck in: Ziekow/Windoffer, 183 f. 
106 Beck in: Ziekow/Windoffer, 185 f. 
107 Vgl. hierzu Nesseldreher in: Ziekow/Windoffer, 190 ff. 
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2. Vernetzung zwischen EA und zuständigen Stellen sowie  

3. europaweite Vernetzung der EA. 

Für den elektronischen Außenauftritt des EA fordert die EU zunächst die Einrichtung einer 

Website.108 Ihrem Wesen nach stellt die von der EU in den Blick genommene Website ein 

Webportal dar. Kennzeichen eines Webportals ist die Präsentation redaktionell aufbereiteter 

Informationen zu einem bestimmten Themengebiet.109 Von Beginn an wurde aus Gründen 

der Nutzerfreundlichkeit eine kombinierte Lösung favorisiert, die mittlerweile auch zur Reali-

tät geworden ist: Einrichtung eines Portals auf europäischer Ebene, mit den jeweiligen Porta-

len der Mitgliedstaaten verlinkt und in sämtlichen EU-Amtssprachen abrufbar;110 Errichtung 

eines zentralen bundesweiten Portals111,112 das seinerseits mit den einzelnen Länderporta-

len113 verlinkt ist. Sofern die EA in den einzelnen Bundesländern nicht zentral auf Landes-

ebene, sondern auf kommunaler oder Kammerebene verortet sind, erfolgt auf den Länder-

portalen wiederum eine Verlinkung mit den weiteren Internetauftritten der einzelnen EA114.115 

Unter dem Aspekt der innerorganisatorischen und europaweiten Vernetzung von Rechner-

verbünden und Informationssystemen stellt die notwendige Interoperabilität eine der zentra-

len Herausforderungen dar. Der Begriff der Interoperabilität bezeichnet das Mittel, mit dem 

Systeme, Informationen und Arbeitsweisen miteinander verknüpft werden. Die Verwendung 

interoperabler Systeme hat den Vorteil, dass eine zentrale Anlaufstelle, in der die Erbringung 

unterschiedlicher Dienste unabhängig von der Zahl der beteiligten Systeme und Behörden 

gebündelt werden, geschaffen werden kann.116 Damit wird der Einsatz interoperabler Syste-

me quasi zur technischen Voraussetzung der Verwirklichung des One-Stop Konzepts. Der 

Begriff der Interoperabilität lässt sich in drei Teilaspekte auffächern, die sich mit folgenden 

Fragen befassen: 

1. Technische Interoperabilität: Wie können unterschiedliche Computersysteme mitei-

nander verknüpft werden? 

                                                 
108 Erwägungsgrund 50 der Richtlinie 2006/123/EG. 
109 V. Lucke, 7 f. 
110 http://ec.europa.eu/internal_market/eu-go/index_de.htm#de, zuletzt abgerufen am: 12.10.2012. 
111 http://www.dienstleisten-leicht-gemacht.de/, zuletzt abgerufen am: 12.10.2012. 
112 Solange sich das Portal auf informative Inhalte beschränkt, ist dies unter Kompetenzaspekten 

unproblematisch, vgl. hierzu Nesseldreher in: Ziekow/Windoffer, 73. 
113 Z. B. für Baden-Württemberg: http://www.service-bw.de.de/zfinder-bw-web/eudlrinfos.do, zuletzt 

abgerufen am: 15.11.2012 oder für Rheinland-Pfalz: http://www.eap.rlp.de/rlpGateway/FVP/FV/-
EUDLR/Default.aspx?sid=6, zuletzt abgerufen am: 15.11.2012. 

114 Z. B. für Baden-Württemberg: http://www.service-bw.de.de/zfinder-bw-web/eudlrinfos.do;jsessionid-
=E17FD94046FAEA3CD44B6FA88AF20E40?action=alleas, zuletzt abgerufen am: 15.11.2012. 

115 Nesseldreher in: Ziekow/Windoffer, 199 ff. 
116 Zitiert nach Nesseldreher in: Ziekow/Windoffer, 206. 
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2. Semantische Interoperabilität: Wie kann sichergestellt werden, dass ausgetauschte 

Informationen in unterschiedlichen Kontexten vom Empfänger tatsächlich so verstan-

den werden, wie vom Sender der Information intendiert? 

3. Organisatorische Interoperabilität: Wie können unterschiedliche Geschäftsprozess-

modelle, IT-Architekturen und organisatorischer Zielsetzungen miteinander in Ein-

klang gebracht werden.117 

Alle genannten Teilaspekte der Interoperabilität erweisen sich nicht nur hinsichtlich der euro-

paweiten Vernetzung als potenziell problematisch, sondern aufgrund der föderalen Struktur 

der Bundesrepublik bereits bei einer bundesländerübergreifenden Vernetzung. Dieser Prob-

lematik nahm sich das bis Ende 2008 erarbeitete Rahmenkonzept, die sog. Blaupause, an: 

Dieses Papier untersucht die Rahmenbedingungen der IT-Umsetzung der EU-DLR und be-

fasst sich mit der Frage, wie bestehende Strukturen und Lösungsansätze sinnvoll integriert 

werden können.118 Bei der IT-Umsetzung der EU-DLR erwies sich die sog. „Blaupause“ als 

wichtige Orientierungshilfe für die Länder.119 

                                                 
117 Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen, 7. 
118 DOL, passim. 
119 http://www.it-planungsrat.de/DE/Projekte/AbgeschlosseneProjekte/DLR/Dienstleistungsrichtlinie.-

html?nn=1335606, zuletzt abgerufen am: 12.10.2012; kritisch zu der Tatsache, dass die Blaupause 
unverbindlich geblieben ist: Schliesky in: Schliesky, Teil III, 1 (7). 
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5. (Rechtliche) Umsetzung des EA in Baden-Württemberg 

Zur Umsetzung der Vorgaben der EU-DLR den EA betreffend wurde in Baden-Württemberg 

das Gesetz über Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-Württemberg120 erlassen. 

§ 1 Abs. 1 S. 1 EAG BW legt zunächst den Anwendungsbereich fest, wonach der Tätigkeits-

bereich des EA durch die dem EA von der EU-DLR zugewiesenen Aufgaben bestimmt wird. 

Dieser Verweis schließt nach Auffassung der Gesetzesbegründung die Möglichkeit aus, 

„dass der Zuständigkeitsbereich auf eine allgemeine Mittlerfunktion zwischen Bürger und 

Verwaltung ausgedehnt wird.“121 Satz 2 der Norm legt weiterhin fest, dass der EA einheitliche 

Stelle im Sinne der §§ 71a – 71e VwVfG ist. Mit dieser Festlegung werden gleichzeitig die in 

§§ 71a – 71e VwVfG geregelten Verfahrensvorschriften für anwendbar erklärt.122 Absatz 2 

des § 1 EAG BW enthält eine Legaldefinition der Begriffe Dienstleistungserbringer und 

Dienstleistungsempfänger, § 1 Abs. 3 EAG bestimmt den Kreis derer, die sich an den EA 

wenden können. Dies sind Dienstleistungserbringer und -empfänger aus dem Inland und den 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder den Vertragsstaaten des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum, soweit eine Rechtsvorschrift dies anordnet. Damit geht 

die Umsetzung des EA-Konzepts über das hinaus, was die EU-DLR fordert: Nach der EU-

DLR ist lediglich EU-Ausländern, die im Anwendungsbereich der EU-DLR tätig sind oder 

werden wollen oder Dienstleistungen empfangen, die Inanspruchnahme des EA zwingend zu 

ermöglichen, in allen anderen Fällen steht es den Mitgliedstaaten frei, ob sie den EA zur Ver-

fügung stellen,123 wobei der Geltungsbereich der EU-DLR auf die EWR-Staaten Norwegen, 

Liechtenstein und Island erstreckt wurde. In Baden-Württemberg steht der EA nach § 1 Abs. 

3 EAG BW zusätzlich Inländern zur Verfügung. Die Festlegung, in welchen Fällen das Ver-

fahren über den EA konkret eröffnet ist, erfolgt demgegenüber im jeweiligen Fachrecht.124  

Die Verortungsentscheidung enthalten § 2 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 S. 1 EAG BW. Demnach 

wird der EA bei den Industrie- und Handelskammern, den Handwerkskammern, den Rechts-

anwaltskammern, den Steuerberaterkammern, der Architektenkammer, der Ingenieurkam-

mer und der Landestierärztekammer angesiedelt. Zusätzlich können Land- und Stadtkreise 

EA werden, sofern sie gegenüber dem Wirtschaftsministerium anzeigen, dass sie die Aufga-

ben des EA übernehmen möchten. Die Tatsache, dass die genannten Kammern zur Über-

nahme der EA-Tätigkeit verpflichtet sind, stellt sicher, „dass überall in Baden-Württemberg 

                                                 
120 GBl BW 2009, 679. 
121 LT BW, Drs. 14/5345, 12. 
122 LT BW, Drs. 14/5345, 12. 
123 Sicko, LKRZ 2010, 331 (332). 
124 LT BW, Drs. 14/5345, 13. 
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mindestens ein Einheitlicher Ansprechpartner für ein Verfahren oder eine Anfrage zuständig 

ist“.125  

Zusätzlich zu der reinen Verortungsentscheidung des § 2 Abs. 1 S. 1 EAG BW enthalten die 

Sätze 2 – 5 des § 2 Abs. 1 EAG BW ausführliche Bestimmungen zur Zuständigkeit des je-

weiligen EA. Nach Satz 2 richtet sich die Zuständigkeit des EA zunächst grundsätzlich nach 

der sachlichen und örtlichen Zuständigkeit der jeweiligen Kammer. Ähnliches bestimmt § 2 

Abs. 2 S. 4 EAG BW, wonach sich die Zuständigkeit der kommunalen EA nach der örtlichen 

Zuständigkeit der jeweiligen Stadt- und Landkreise richtet. Diese Zuständigkeitsabgrenzung 

rief im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens die Kritik des Landkreistages hervor, der eine 

Zuständigkeitsbeschränkung als kontraproduktiv bezeichnete und eine uneingeschränkte 

Wahlmöglichkeit des Dienstleisters forderte.126 Die Landesregierung trat dieser Forderung mit 

dem Argument entgegen, dass ein schrankenloser Wettbewerb zwischen den EA auf lange 

Sicht zwangsläufig das Ausscheiden einzelner Verwaltungsträgerr aus dem System der EA 

zur Folge hätte, was eine nachhaltige und ausgewogene Aufgabenwahrnehmung gefährden 

würde.127 

Zusätzlich normiert § 2 Abs. 1 S. 3 EAG BW eine sachliche Auffangzuständigkeit der Indust-

rie- und Handelskammern für Verfahren und Anfragen, für die eine sachliche Zuständigkeit 

einer anderen Kammer nicht begründet ist. Damit ist § 2 Abs. 1 S. 3 EAG BW ein Gesetz im 

Sinne des § 1 Abs. 3a IHKG, das das Tätigwerden für Kammerfremde anordnet. Zusätzlich 

war von den Kammern während des Gesetzgebungsverfahrens angeregt worden, auch den 

Handwerkskammern eine Auffangzuständigkeit für nicht Kammerzugehörige zuzuweisen; 

diese Anregung lehnte die Landesregierung mit der Begründung ab, dass diese Lösung aus 

Kundensicht keine Vorteile erkennen lasse.128 

Die Sätze 4 und 5 des § 2 Abs. 1 EAG BW befassen sich mit zwei Konstellationen: Zum ei-

nen mit der parallelen sachlichen Zuständigkeit mehrerer Kammer-EA, zum anderen mit dem 

Fall, dass unklar ist, welcher Kammer-EA sachlich zuständig ist. In der ersten Fallgestaltung 

wird der EA für sachlich zuständig erklärt, in dessen Zuständigkeitsbereich der Schwerpunkt 

der Anfrage oder des Verfahrens liegt, in der zweiten Fallgestaltung bleibt der EA, der zuerst 

kontaktiert wurde, solange zuständig, bis die betroffenen Kammern eine Entscheidung über 

die sachliche Zuständigkeit herbeigeführt haben. Diese Bestimmungen wurden von allen drei 

kommunalen Landesverbänden als schwer durchschaubar kritisiert. Für den Fall, dass eine 

klarere Aufgabenzuordnung nicht möglich ist, wurde von den kommunalen Landesverbänden 

angeregt, eine zentrale Stelle auf Kammerseite zu installieren. Diesen Vorschlag lehnte die 

                                                 
125 LT BW, Drs. 14/5345, 14. 
126 LT BW, Drs. 14/5345, 13. 
127 LT BW, Drs. 14/5345, 13. 
128 LT BW, Drs. 14/5345, 14. 
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Landesregierung mit der Begründung ab, dass die gewählte Aufgaben- und Zuständigkeits-

verteilung exakt der aktuellen gesetzlichen Zuständigkeitsordnung der Kammern entspreche; 

eine zentrale Stelle auf Kammerseite sei zudem nur notwendig, wenn eine Zuständigkeitslü-

cke bestünde, was angesichts des gewählten Modells (zwingende Zuständigkeit der Kam-

mern für die EA-Aufgaben, sachliche Auffangzuständigkeit der Industrie- und Handelskam-

mern für nicht Kammerzugehörige) aber nicht der Fall sei.129 

Die Absätze 2 und 3 des § 2 EAG BW regeln die Modalitäten, wie Stadt- und Landkreise die 

EA-Aufgaben übernehmen bzw. auch wieder abgeben können. Im Gegensatz zu den Kam-

mern sind Stadt- und Landkreise nicht zur Übernahme der EA-Aufgaben verpflichtet. Sie 

können sich hierzu freiwillig entschließen und müssen sodann diese Entscheidung dem Wirt-

schaftsministerium mitteilen. Die Sätze 2 und 3 des § 2 Abs. 2 EAG BW enthalten Vorgaben 

zum Verfahren, wie die Aufgabenübertragung konkret erfolgt (Bekanntmachung im Gesetz-

blatt, Übergang der Aufgabe als Pflichtaufgabe nach Weisung nach Ablauf einer bestimmten 

Frist nach Bekanntmachung). Diese Regelungen, insbesondere die Bekanntmachung im 

Gesetzblatt, dienen der Rechtsklarheit und -sicherheit.130 § 2 Abs. 3 EAG BW enthält spie-

gelbildliche Regelungen für den Fall der Beendigung der EA-Tätigkeit eines Stadt- oder 

Landkreises. Die Auffassung der kommunalen Landesverbände, dass die Modelle für Kam-

mern und kommunale Gebietskörperschaften gleichförmig ausgestaltet sein sollten, wurde 

von der Landesregierung nicht geteilt.131 

§ 2 Abs. 4 EAG BW trägt der Besonderheit des baden-württembergischen Modells Rech-

nung, dass zwei verschiedene EA örtlich zuständig sein können: Nämlich ein Kammer-EA 

und ein kommunaler EA. Aus diesem Grunde bestimmt § 2 Abs. 4 S. 1 EAG BW, dass die 

Erklärung des Dienstleistungserbringers die Zuständigkeit des einen oder des anderen EA 

begründet. Gleichzeitig untersagt Satz 2 der Vorschrift die parallele Inanspruchnahme ver-

schiedener EA für dieselbe Anfrage oder dasselbe Verfahren. Dies bedeutet aber nicht, dass 

während eines laufenden EA-Vorgangs ein Wechsel von einem zuständigen EA zu einem 

anderen zuständigen EA unzulässig ist. Allerdings soll ein solcher Wechsel nicht zu Lasten 

der der zuständigen Behörde eingeräumten Entscheidungszeiträume erfolgen, so dass § 2 

Abs. 4 S. 3 EAG BW bestimmt, dass bei einem Wechsel bereits in Lauf gesetzte Fristen 

nach §§ 42a Abs. 2, 71b Abs. 2 S. 1 (L)VwVfG unberücksichtigt bleiben. 

§ 3 EAG BW befasst sich mit der Möglichkeit der Gebührenerhebung und regelt die Frage 

der Erstattung von Kosten der EA durch das Land. § 3 Abs. 1 S. 1 EAG BW überlässt es den 

jeweiligen EA, ob sie Gebühren erheben. Entscheidet sich ein EA hierfür, muss die Gebüh-

renerhebung den Kosten des Genehmigungsverfahrens bzw. einer anderen öffentlichen 

                                                 
129 LT BW, Drs. 14/5345, 15. 
130 LT BW, Drs. 14/5345, 15. 
131 LT BW, Drs. 14/5345, 15. 
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Leistung angemessen sein, § 3 Abs. 1 S. 2 EAG BW. Deklaratorisch hält § 3 Abs. 1 S. 3 

EAG BW zusätzlich fest, dass das Kostendeckungsprinzip gilt; die Geltung des Kostende-

ckungsprinzips ist auch in § 8 Landesgebührengesetz verankert. Da der Gesetzgeber keine 

weiteren Vorgaben zur Gebührenerhebung macht, steht es den einzelnen EA in Baden-

Württemberg in der Konsequenz frei, ob bzw. für welche Leistungen sie Gebühren erheben 

und – in den in § 3 Abs. 1 S. 2 und 3 EAG BW definierten Grenzen – in welcher Höhe dies 

geschieht. Ob ein Dienstleister für die Tätigkeit des EA Gebühren zahlen muss oder nicht, 

kann also davon abhängen, an welchen EA er sich konkret wendet. 

§ 3 Abs. 2 S. 1 EAG BW stellt klar, dass für das Land durch die EA-Tätigkeit keine zusätzli-

chen Kosten entstehen. Diese zwischen Kammern, kommunalen Landesverbänden und dem 

Land vereinbarte Kostenneutralität für das Land bezieht sich auch auf mögliche Schadenser-

satzansprüche wegen Amtspflichtverletzungen, § 3 Abs. 2 S. 2 EAG BW. Eine Ausnahme 

hiervon gilt lediglich für die Fälle, dass der Haftungsfall auf einem Verschulden des Landes 

bei der elektronischen Informationsbereitstellung oder der elektronischen Verfahrensabwick-

lung beruht, § 3 Abs. 2 S. 3 EAG BW. In diesen Fällen trifft das Land die Gewährleistungs-

verantwortung, da es den EA für deren Aufgabenerfüllung das Dienstleistungsportal des 

Landes zur Verfügung stellt, vgl. § 4 Abs. 1 EAG BW.132 Diese Haftungsregelung wurde von 

den kommunalen Landesverbänden abgelehnt.133 

§ 4 EAG BW regelt die elektronische Informationsbereitstellung und Verfahrensabwicklung. 

Dabei nimmt § 4 EAG BW mehrfach Bezug auf § 71e (L)VwVfG, wonach das Verfahren auf 

Verlangen elektronisch abzuwickeln ist. Diese Vorschrift dient bereits der Umsetzung des 

Art. 8 Abs. 1 EU-DLR,134 so dass eine weitere Konkretisierung, wann ein Dienstleister die 

elektronische Verfahrensabwicklung begehrt, im EAG BW unterblieben ist. 

§ 4 Abs. 1 EAG BW hält zunächst fest, dass das Land für die elektronische Verfahrensab-

wicklung das Diensleistungsportal des Landes Baden-Württemberg zur Verfügung stellt. Die 

Gesetzesbegründung legt zwar die Vorteile der Nutzung des Dienstleistungsportals durch die 

EA dar, betont dabei aber auch ausdrücklich, dass aus der Bereitstellung des Dienstleis-

tungsportals keine Pflicht der EA zu dessen Nutzung resultiert; den EA bleibt es unbenom-

men, im Rahmen der IT-Umsetzung der EU-DLR alternative Wege zu beschreiten.135  

Die Absätze 2 und 3 des § 4 EAG BW verpflichten EA und zuständige Behörde einerseits zur 

Eröffnung eines elektronischen Zugangs, zum anderen wird deklaratorisch klargestellt, dass 

die Genannten verpflichtet sind, die elektronische Verfahrensabwicklung auch tatsächlich zu 

ermöglichen; hierzu können sie die elektronischen Funktionen des Dienstleistungsportals 

                                                 
132 LT BW, Drs. 14/5345, 17. 
133 LT BW, Drs. 14/5345, 17. 
134 Kopp/Ramsauer, § 71e, Rdnr. 3. 
135 LT BW, Drs. 14/5345, 18 f. 
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ganz oder teilweise nutzen. Dabei zielen die Vorschriften darauf ab, die Vorgaben der EU-

DLR, die die öffentliche Verwaltung erstmals zur vollelektronischen Abwicklung von Verwal-

tungsverfahren im Verhältnis zum Dienstleistungserbringer verpflichten, umzusetzen.136 Auch 

diese Vorschriften enthalten keine Verpflichtung der EA, das Dienstleistungsportal des Lan-

des zu nutzen. Es soll auf diese Weise aber sichergestellt werden, dass in jedem Fall ein 

elektronischer Zugang eröffnet ist. Sofern ein anderer geeigneter Zugang eröffnet ist, kann 

der Dienstleister diesen auch direkt nutzen. Dabei ist die Geeignetheit des Zugangs nach der 

Gesetzesbegründung allerdings nur dann zu bejahen, „wenn er dem Zugang über service-bw 

insbesondere in Bezug auf Sicherheit und Interoperabilität mit den notwendigen Diensten auf 

Bundes- und EU-Ebene entspricht“.137 

§ 4 Abs. 4 EAG BW verpflichtet die jeweils fachlich berührten Ministerien, die EA und die je-

weils zuständigen Behörden, der Redaktion des Dienstleistungsportals bestimmte Informati-

onen elektronisch zur Verfügung zu stellen sowie Änderungen mitzuteilen. Die Informationen 

stehen sowohl den EA als auch den zuständige Behörden zur Verfügung. Diese Vorschrift 

dient dazu, die von der EU-DLR normierten Informationspflichten des EA zu erfüllen. Auf 

Vorschlag der Kammern wurden in diesem Zusammenhang neben den Ministerien und den 

EA auch die zuständigen Behörden zur Mitarbeit verpflichtet, da deren Informationen für eine 

vollumfängliche Information des Dienstleisters unverzichtbar sind. Hinsichtlich der prakti-

schen Abwicklung der Informationspflicht bietet es sich an, auf die bereits für das Dienstleis-

tungsportal bestehende Infrastruktur zurückzugreifen.138 

Mit den Vorschriften zur elektronischen Informationsbereitstellung und Verfahrensabwicklung 

erfüllt Baden-Württemberg die Vorgaben der EU-DLR. Aufgrund der gewählten Ansied-

lungsoption – Übertragung der EA-Aufgaben auf Selbstverwaltungskörperschaften – konnten 

die diesbezüglichen Vorgaben allerdings nicht dazu genutzt werden, zumindest behördenin-

tern die elektronische Verfahrensabwicklung zu forcieren. Dies ist grundsätzlich nur in Län-

dern möglich, in denen der EA auf Landesebene angesiedelt wurde,139 da mit Selbstverwal-

tungsrechten ausgestatteten Körperschaften derartige Vorgaben nicht im selben Maße ge-

macht werden können. 

§ 5 EAG BW normiert Informationspflichten des Dienstleisters gegenüber dem EA. Dabei 

setzt die Vorschrift die Anforderungen des Art. 11 Abs. 3 EU-DLR 1:1 um: Wurde der EA 

durch den Dienstleister in ein Genehmigungsverfahren einbezogen, hat der Dienstleister 

dem EA Änderungen der in Art. 11 Abs. 3 EU-DLR genannten Umstände mitzuteilen; diese 

Informationen wiederum sind vom EA an die zuständige Behörde weiterzuleiten. Dabei räumt 

                                                 
136 LT BW, Drs. 14/5345, 19. 
137 LT BW, Drs. 14/5345, 19. 
138 LT BW, Drs. 14/5345, 20 f. 
139 Vgl. hierzu z. B. § 5 EAHG Hessen, HessGVBl I 2009, 717. 
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die EU-DLR dem Dienstleistungserbringer kein Wahlrecht ein, ob er die Informationen dem 

EA oder direkt der zuständigen Behörde mitteilt.140 Sonstige Vorgaben zu Informationspflich-

ten enthält das EAG BW – im Gegensatz beispielsweise zur rheinland-pfälzischen Rege-

lung141 – nicht. Dies bedeutet in der Sache allerdings keinen Unterschied, da bereits § 71d S. 

2 (L)VwVfG insbesondere die zuständigen Behörden zur Zusammenarbeit mit dem EA ver-

pflichtet. 

§ 6 EAG BW enthält zahlreiche Verordnungsermächtigungen. Absatz 1 der Norm ermöglicht 

den Erlass von Vorschriften über die Verwaltungszusammenarbeit nach Kapitel VI EU-DLR 

(Nr. 1). Nach den Nummern 2 und 3 des § 6 Abs. 1 EAG BW können – sofern bundesgesetz-

liche Regelungen nicht entgegenstehen – weitere bundesgesetzlich geregelte Verwaltungs-

verfahren, die der EU-DLR unterfallen, in den Anwendungsbereich des EAG BW einbezogen 

werden142 bzw. kann für Verfahren, für die der Bundesgesetzgeber die Abwicklung über den 

EA vorgesehen hat, die aber nicht zum Anwendungsbereich der EU-DLR gehören, in Baden-

Württemberg angeordnet werden, dass der EA nicht in Anspruch genommen werden kann. § 

6 Abs. 2  EAG BW enthält eine Verordnungsermächtigung zur Regelung der Einzelheiten der 

elektronischen Informationsbereitstellung und Verfahrensabwicklung. 

§ 7 EAG BW ordnet an, dass die EA der Rechtsaufsicht nach den bestehenden gesetzlichen 

Regelungen unterliegen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Bundesregierung im Rah-

men des Umsetzungsprozesses des EA-Konzepts äußerte, dass die Aufgaben des EA zwin-

gend im Wege der Fachaufsicht überwacht werden müssen; diese Haltung bezog sich ins-

besondere auf die Möglichkeit, die Aufgaben des EA auf Kammern zu übertragen: „Nach 

Auffassung der Bundesregierung erfordert die Tätigkeit der Kammer als einheitliche Stelle im 

Sinne der Dienstleistungsrichtlinie die Fachaufsicht durch die Länder. […] Dabei ist zu be-

rücksichtigen, dass Mängel bei der Aufgabenerfüllung der einheitlichen Stelle sich nicht nur 

im Verhältnis zu den Dienstleistungserbringern auswirken, sondern auch die ordnungsge-

mäße Verwaltungstätigkeit der betroffenen zuständigen Behörden beeinträchtigen können, z. 

B. im Zusammenhang mit der Auslösung von Genehmigungsfiktionen. Der Staat trägt die 

Verantwortung, dass die einheitliche Stelle die nach der Dienstleistungsrichtlinie vorgesehe-

nen Aufgaben erfüllt. Bei einer Übertragung der Aufgaben auf Selbstverwaltungskörperschaf-

ten muss daher sichergestellt sein, dass der Aufsichtsbehörde ausreichende Einflussmög-

                                                 
140 Sicko, LKRZ 2010, 331 (333). 
141 §§ 3 – 5 EAPG. 
142 Hiervon wurde mit der Verordnung des Umweltministeriums über Zuständigkeiten und Vollzug nach 

der Verordnung über die verbrauchsabhängige Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten 
(Zuständigkeits- und Vollzugsverordnung zur Heizkostenverordnung - HeizkostenVZuVVO) vom 4. 
Januar 2010 Gebrauch gemacht. 
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lichkeiten verbleiben.“143 Allerdings ist diese Position der Bundesregierung nicht unumstritten 

geblieben.  

In der Literatur wird vereinzelt grundsätzlich bestritten, dass bestimmte Bereiche der Aufga-

benwahrnehmung der Kammern der Fachaufsicht unterworfen werden können.144 Generell 

geht die Literatur davon aus, dass die Normierung von Fachaufsicht in Bezug auf die Wahr-

nehmung der EA-Aufgaben nicht notwendig ist.145 Auf dieser Grundlage betrachten einige 

Autoren die Rechtsaufsicht über die Kammern als Regelfall,146 halten im Bereich genuin 

staatlicher Aufgaben, also solcher Aufgaben, die der Staat von Verfassungs wegen auch 

selbst wahrnehmen könnte, aber eine Anwendung der Fachaufsicht zumindest für mög-

lich.147 Ein Automatismus jedoch, der die Fachaufsicht bei Übertragung staatlicher Aufgaben 

auf die Kammern zur gebotenen Aufsichtsform erklärt, wird aber bestritten;148 Fachaufsicht 

über die Kammern müsse in jedem Fall zwingend durch Gesetz angeordnet werden.149  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Anordnung der Rechtsaufsicht zumindest 

aus europarechtlicher Perspektive ausreichend erscheint. Bislang sind auch noch keine Fälle 

bekannt geworden, die ein fachaufsichtliches Einschreiten nötig erscheinen ließen. In keinem 

Bundesland, das sich für ein Kammermodell entschieden hat, ist die Fachaufsicht vollum-

fänglich angeordnet wurde. Allein in Hamburg wurde zumindest für den Bereich der Verfah-

rensabwicklung die Fachaufsicht angeordnet. Im Übrigen unterliegen die Kammern dort bei 

der Erfüllung der EA-Aufgaben, wie in allen anderen Bundesländern, die das Kammermodell 

gewählt haben, ebenfalls, lediglich der Rechtsaufsicht.150  

Abschließend verpflichtet § 8 EAG BW die Landesregierung, dem Landtag nach Ablauf von 

drei Jahren nach Inkrafttreten des EAG BW Bericht über die Inanspruchnahme des EA und 

die Auswirkungen auf die Verfahren zu erstatten. 
                                                 

143 BT-Drs. 16/10493, 22. 
144 Möllering in: Frentzel/Jäkel/Junge, IHK-Gesetz, § 1, Rdnr. 164 f. Noch zurückhaltender ders., 

WiVerw 2006, 261 (283): Hier wird nicht grundsätzlich bestritten, dass die Möglichkeit der Zurückbe-
haltung eines Fachaufsichtsrechts bei Übertragung staatlicher Aufgaben an die Kammern besteht; ein 
solches Vorgehen wird jedoch als nicht sinnvoll betrachtet. 

145 Blanke, WiVerw 2008, 191 (205 ff.); Möllering in: Frentzel/Jäkel/Junge, IHK-Gesetz, § 1, Rdnr. 164 
f.; offenlassend: Heusch in: Kluth, Hdb d. Kammerrechts, § 15, Rdnr. 31; 

146 Blanke, WiVerw 2008, 191 (204); Heusch in: Kluth, Hdb d. Kammerrechts, § 15, Rdnr. 26 ff.; Köller, 
199. 

147 Heusch in: Kluth, Hdb d. Kammerrechts, § 15, Rdnr. 28. 
148 Blanke, WiVerw 2008, 191 (209). Von diesem Automatismus geht aber bspw. BT-Drs. 16/10493, 22 

aus. 
149 Blanke, WiVerw 2008, 191 (204); Heusch in: Kluth, Hdb d. Kammerrechts, § 15, Rdnr. 28. 
150 Für Hamburg: § 9 S. 1 HmbEAG iVm § 15 Abs. 1 IHKG HH (HmbBL I 1956, 70-a). Vgl. zusätzlich die 

Ausführungen der Gesetzesbegründung hierzu: Bürgerschaft HH, Drs. 19/4484, 20; für Mecklenburg-
Vorpommern: § 11 EAPG MV iVm § 2 Abs. 2 IHKG MV (GVOBl. M-V 1992, 98); in Bayern existiert 
zwar keine explizite gesetzliche Aussage zu dieser Thematik, die Gesetzesbegründung hält aber fest, 
dass „[d]ie Kammern […], auch soweit sie die Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners wahr-
nehmen, der Rechtsaufsicht durch die jeweils zuständigen Staatsministerien nach den bestehenden 
gesetzlichen Regelungen“ unterliegen, BayLT, Drs. 16/2627, 5.für das Saarland: § 10 EA-Gesetz 
Saarland; für Thüringen: § 7 S. 1 Thüringer ES-Errichtungsgesetz.  
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6. Empirische Analyse des EA in Baden-Württemberg 

Im Rahmen der EU-Dienstleistungsrichtlinie hat sich das Land Baden-Württemberg wie 

dargestellt für ein Kooperationsmodell (Kommunalverwaltungen und Kammern) mit 

optionaler Beteiligung der Kommunen entschieden. Nach dem Gesetz nehmen alle 

Kammern (Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, Rechtsanwaltskammern, 

Steuerberaterkammern sowie Architektenkammer, Ingenieurkammer und 

Landestierärztekammer) die Funktion eines EA wahr. Darüber hinaus können optional auch 

alle 44 Stadt- und Landkreise die Funktion des EA übernehmen. Von dieser Möglichkeit ma-

chen derzeit 29 Land- und neun Stadtkreise Gebrauch (Stand: 1. März 2012).  

Insgesamt bestehen in Baden-Württemberg 68 Geschäftstellen, die die Aufgaben eines EA 

wahrnehmen (vgl. Abb. 2).  

Abb. 2: EA-Geschäftsstellen nach Stadt- und Landkreisen sowie Kammern 

(Stand: 01. März 2012) 

Die empirische Analyse basiert auf einer Vollerhebung bei diesen EA-Geschäftsstellen. Sie 

konzentriert sich im Wesentlichen auf die organisatorische Verankerung, die personelle Aus-

stattung, die Erreichbarkeit und Kommunikation sowie die Zusammenarbeit mit anderen Stel-

len. Hierzu wurden bei den EA im Rahmen einer Strukturdaten- und einer Verfahrensdaten-

Geschäftsstellen Gesamtzahl  

Stadtkreise 9  

Landkreise  29  

Kammern  30 …mit folgender Untergliederung: 

Architektenkammer  1 

Handwerkskammer  8 

Industrie- und Handelskammer  12 

Ingenieurkammer  1 

Landestierärztekammer Baden-

Württemberg 
 1 

Rechtsanwaltskammer  4 

Steuerberaterkammer  3 

Gesamt 68  
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analyse eine Vielzahl von Informationen erhoben und diese durch leitfadengestützte Inter-

views vertieft. Diese Herangehensweise dient einerseits der Klärung von Fragen zur Statis-

tik, andererseits der konkreten Identifizierung möglicher Probleme und Schwierigkeiten, die 

sich bei der täglichen Arbeit der EA ergeben.   

Damit darüber hinaus auch die Arbeit der EA aus Kundenperspektive bewertet werden kann, 

wurden Daten im Rahmen einer Nutzerbefragung erhoben. Diese wurde zwischen Juli 2012 

und Oktober 2012 durchgeführt. Diese Untersuchung diente im Wesentlichen dazu, einen 

Überblick darüber zu bekommen, wie zufrieden die Nutzer mit dem EA sind und in welchen 

Bereichen es ggf. noch Optimierungspotenzial gibt.  

Damit das baden-württembergische Modell im Kontext weiterer EA-Verortungsmodelle be-

trachtet werden kann, wurden auch Vergleichslinien zur Arbeit der Einheitlichen Ansprech-

partner in anderen Bundesländern gezogen. Hierzu wurden die bereits durchgeführten und 

verfügbaren Evaluationen sowie die daraus gewonnenen Erkenntnisse als Vergleichsmaß-

stab – sofern möglich – für die Bewertung der Situation in Baden-Württemberg herangezo-

gen.  

6.1. Ergebnisse der Strukturdatenanalyse 

Die Strukturdatenanalyse wurde im Rahmen einer Vollerhebung durchgeführt. Von den 68 

EA-Geschäftsstellen haben sich insgesamt 59 EA zurückgemeldet, so dass eine 

Rücklaufquote von 87% verzeichnet werden kann. Soweit nicht anders angemerkt, basieren 

die Ergebnisse der Strukturanalyse auf den Rückmeldungen von acht Stadtkreise (n=8), 26 

Landkreisen (n=26) und 25 Kammern (n=25). 

Abb. 3: Rücklaufquote Strukturdatenanalyse 

 

 

 

Geschäftsstellen Gesamtzahl Rücklauf Strukturdatenanalyse % an Gesamt 

Stadtkreise 9 8 88,9  

Landkreise 29 26 89,7  

Kammern 30 25 83,3  

Gesamt 68 59 86,8  



53

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3241

 

 47 

 
 

Abschlussbericht Evaluation EA-Gesetz Baden-Württemberg 

6.1.1. Verortungsentscheidung 

Für die Verankerung der EA ist seit Inkrafttreten des Gesetzes über den EA nur eine neue 

Einheit innerhalb der verschiedenen EA-Geschäftsstellen geschaffen worden, nämlich im 

Landratsamt Karlsruhe im Sachgebiet Wirtschaftsförderung, Tourismus und Region. 

Ansonsten wurden die EA bzw. deren Aufgaben in bestehende Strukturen eingebettet. Die 

problemlose Einführung der EA zeigt sich auch darin, dass sich innerhalb der vergangenen 

drei Jahre die organisatorische Verankerung nicht verändert hat – lediglich in zwei 

Geschäftsstellen wurde eine interne Umstrukturierung vorgenommen.  

Die organisatorische Einbettung der Funktion des EA in die Geschäftsstellen ist durchaus 

vergleichbar, wenngleich die Zuordnung aus dem Antwortverhalten der Rückläufe nicht 

immer eindeutig möglich war:      

 Stadtkreise: Jeweils 50% der EA sind in der Abteilung/Sachgebiet Gewerbamt bzw. 

im Bereich Wirtschafts- und Strukturförderung angesiedelt. 

 Landkreise: In 35% der Fällen ist der EA im Rechts- und Ordnungsamt angesiedelt, 

alternative Verortungsentscheidungen sind Haupt- und Personalamt (einschließlich 

der Abteilung Organisation) (35%) bzw. Wirtschaftsföderung (25%). Bei den 

Landratsämtern gibt es allerdings auch einen „Exoten“, der im Bereich Umweltschutz 

verortet ist und zugleich die Aufgaben des EA wahrnimmt.   

 Kammern: Bei den Kammern ist der EA in der Regel im Bereich Recht und Steuern 

(35%) verortet. 25% der EA sind alternativ im Referat Handwerksrolle oder 

vergleichbaren Eintragungsausschüssen bzw. 20% in der Geschäftsführung verortet. 

Die restlichen EA sind dem Bereich allgemeine Beratung/Existenzgründung 

zugeordnet.  

Bei Betrachtung der Verortungsentscheidungen fällt auf, dass die Etablierung der EA in den 

Geschäftsstellen insgesamt zu keinen nennenswerten Problemen geführt hat und alle EA 

jeweils in organisatorische Bezüge im Kontext des Aufgaben des EA eingeordnet wurden.  

6.1.2. Personalstruktur und Tätigkeitsprofile 

Die Verankerung der EA in den Stadt- und Landkreisen sowie den Kammern ist weitgehend 

ohne die Neuschaffung von organisatorischen Einheiten erfolgt, auch wurden mit wenigen 

Ausnahmen keine neuen Personalstellen für die Aufgaben des EA geschaffen. Die 

Aufgabenübertragung hat bislang offenbar nicht zu einem großen Mehraufwand geführt. Dies 

spiegelt sich auch darin wider, dass seit Beginn des Wirkbetriebs nahzu keine neuen 

Personalstellen für die Wahrnehmung der Aufgaben als EA eingerichtet wurden bzw. die 

formale Zuordnung von Personalstellen zur Wahrnehmung der Aufgaben des EA 

unverändert geblieben ist:  
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 Insgesamt wurden 6,5 neue Personalstellen geschaffen: 1,5 in den Stadtkreisen, 1 in 

den Landkreisen, 4 in den Kammern. 

 Durchschnittlich werden in den Geschäftsstellen 0,3 Personalstellen vorgehalten. Der 

Personalaufwand ist hierbei in den Kammern (0,4) höher als in den Stadtkreisen (0,2) 

und Landkreisen (0,2). Diese Werte waren in allen 59 betrachteten Geschäftsstellen 

über die vergangenen zweieinhalb Jahre – 2010-2012 (1.Hj.) –  konstant. 

In einigen Fällen kommt es bei der Zuordnung von Personalstellen zu Abweichungen, d.h. es 

werden entweder keine Stellen oder volle Personalstellen für die Aufgabenwahrnehmung 

vorgehalten. Falls keine Personalstellen vorgehalten werden, kann davon ausgegangen 

werden, dass entweder die Aufgaben des EA als zusätzliche Aufgabenbelastung anfällt oder 

die Funktion des EA keinen zusätzlichen Aufwand mit sich bringt. Auf Ebene der Kammern 

zog die obligatorische Umsetzung des EA in vier Fällen nicht die Ausweisung einer 

Personalstelle nach sich (vgl. Abb. 4).  

Abb. 4: Besonderheiten in der Personalstruktur 

 

Die Tätigkeitsbereiche der EA können in zwei Schwerpunktbereiche, die das Gros der 

Arbeitszeit in Anspruch nehmen, unterschieden werden: Zum einen dienen sie der 

Informationsbereitstellung, zum anderen umfasst das Aufgabenprofil die direkte Verfahrens-

abwicklung.  

Sowohl bei den Stadt- und Landkreisen als auch bei den Kammern überwiegt deutlich die 

Informationsbereitstellung. Bei den Stadtkreisen beansprucht die Informationsbereitstellung 

die gesamte Arbeitszeit. Bei den Landkreisen und Kammern dominiert die 

Informationsbereitstellung mit rund 80% den gesamten Arbeitsaufwand. Die 

Verfahrensabwicklungen nehmen bei den Landkreisen und Kammern einen deutlich 

geringeren Stellenwert ein (25% bzw. 20%).  

Geschäftsstellen volle Personalstelle(n) keine Personalstelle 

Stadtkreise 
Ein Stadtkreis hält eine volle 

Stelle vor. 

Drei Stadtkreise halten keine Personal-

stellen vor. 

Landkreise 
Vier Kreise halten eine volle 

Stelle vor. 

Vier Landkreise halten keine Personal-

stellen vor. 

Kammern  

Vier Kammern halten eine volle 

Stelle, eine Kammer hält drei 

volle Stellen vor. 

Vier Kammern halten keine Personal-

stellen vor. 
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Abb. 5: Schwerpunkt der Arbeit als EA, 2010-2012 (1.Hj.), in Prozent 

 

Die Anzahl der erteilten Informationsauskünfte und Verfahrensabwicklungen ist ähnlich den 

prozentualen Anteilen der Schwerpunkttätigkeiten verteilt. Die Zahl der Informations-

auskünfte übersteigt die Zahl der Verwaltungsverfahren um ein Vielfaches. Bei den 

Stadtkreisen kommen im Durchschnitt ca. 13 Informationsauskünfte auf 1,5 

Verfahrensabwicklungen, bei den Landkreisen ist das Verhältnis 7 zu 2,5 und bei den 

Kammern 33 zu 14 (vgl. Abb. 6 und 7).  

Abb. 6: Durchschnittliche Zahl von Informationsauskünften je EA, 2010-2012 (1.Hj.) 

Geschäftsstellen 2010 2011 2012 (1. HJ.) 

Stadtkreise 12,1 14,3 6,5 

Landkreise  6,7 8,3 3,6 

Kammern 31,3 31,2 17,5 

 50,1 53,8 27,6 
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Abb. 7: Durchschnittliche Zahl von Verwaltungsverfahren je EA (§71a LVwVfG),     
2010-2012 (1.Hj.) 

Geschäftsstellen 2010 2011 2012 (1. Hj.) 

Stadtkreise 0,9 0,8 1,25 

Landkreise  2,3 2,8 1,4 

Kammern 12,8 15,0 7,4 

 16 18,6 10,05 

 

Es wird deutlich, dass die Kammern in ihrer Funktion als EA wesentlich häufiger als die 

kommunale Ebene in Anspruch genommen werden: Im Durchschnitt der Jahre 2010 bis 

2012 (1.Hj.) wurden über 60% der Informationsauskünfte und 80% aller 

Verfahrensabwicklungen von den Kammern geleistet. Hierbei muss berücksichtigt werden, 

dass die Architekten-, die Steuerberater- und die Rechtsanwaltskammer wie auch die 

Landestierärztekammer keinerlei Informations- bzw. Verwaltungsverfahren verzeichnet 

haben, so dass die genannten Fälle ausschließlich von den Handwerksammern, den 

Industrie- und Handelsksammern und der Ingenieurkammer Baden-Württemberg bearbeitet 

wurden. Die Zahl der Informationsauskünfte wie auch der Verfahrensabwicklungen ist bei al-

len drei Gruppen – Stadt- und Landkreise sowie Kammern – im Betrachtungszeitraum nur 

leicht angestiegen.  

Wenn nun in einem weiteren Schritt die bereits dargestellten Personalstellenanteile und die 

Zahl der erbrachten Dienstleistungen (Informationsauskünfte und Verwaltungsverfahren) der 

EA gegenüberstellt werden, zeigt sich, dass die EA eine sehr geringe durchschnittliche 

jährliche Fallzahl, insbesondere in Relation zu ihren Stellenanteilen, aufweisen. In den 

Stadtkreisen hat ein Mitarbeiter mit einem Stellenanteil von 30% nur 15,3 Fälle im Jahr zu 

bearbeiten. Bei den Landkreisen ergibt sich mit 8,4 eine noch geringere Fallzahl in Bezug auf 

einen gleich hohen Stellenanteil. Bei den Kammern fallen jährlich immerhin 32,9 Fälle an, je-

doch ist hier im Durchschnitt eine Halbtagsstelle vorgesehen.  

In Entwicklung der Jahre 2010-2012 hat keine Anpassung der Personalstellenanteile an den 

geringen Umfang der zu erbringenden Dienstleistungszahlen stattgefunden.  

Bei einer Gegenüberstellung der Fallzahlen und den korrespondierenden Personalstellen-

anteile zeichnet sich kein Trend hinsichtlich Personalstellenanteile und den erbrachten 

Dienstleistungen ab.  

 



57

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3241

 

 51 

 
 

Abschlussbericht Evaluation EA-Gesetz Baden-Württemberg 

Abb. 8: Personalstellen(-anteile) im Verhältnis zu den erbrachten Dienstleistungen (In-
formationsauskünfte und Verfahrensabwicklungen), Durchschnitt 2010-2012 

 

Die konstanten wie geringen Personalstellenanteile erklären sich insbesondere bei 

Betrachtung der zusätzlich wahrzunehmenden Aufgaben und Tätigkeiten der Personen, die 

mit der Funktion des EA betraut sind. Die weiteren Aufgabenbereiche nehmen hierbei einen 

erheblichen Personalstellenanteil ein:151 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
151 Die Abb. 5 enthält Auszüge der Antworten der EA in Bezug auf ihre Tätigkeitsprofile. Die Übersicht 
ist nicht repräsentativ, illustriert aber die umfassenden weiteren Aufgabenbereiche außerhalb originä-
rer EA-Tätigkeiten.  
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Abb. 9: Tätigkeitsprofile der EA: Beispiele für weitere Tätigkeitsbereiche 

                                                 
152 Bei Angaben, die 100 Prozent übersteigen, wird die EA-Tätigkeit als zusätzliche Aufgabe wahrge-
nommen.  

Geschäfts-

stellen 

Weitere Tätigkeitsbereiche der EA 

(jeweils vier Beispiele) 

Verhältnis 

sonst. Tätigkeiten 

zu Aufgaben 

EA152 

Stadtkreise 

 Sachgebietsleitung Gaststätten- und Gewerberecht so-

wie des kommunalen Ordnungsdienstes 

 Bestandspflege Handwerksunternehmen, Ansiedlung, 

Verlagerung und Erweiterung von Handwerks-

unternehmen  

 Bearbeitung firmenrelevanter Anfragen an die Wirt-

schaftsförderung sowie stadtinterne Koordination und 

Unterstützung von Unternehmensanliegen, die nicht un-

ter EU-DLR fallen 

 Sachgebietsleitung Gaststätten- und Gewerberecht so-

wie des Kommunalen Ordnungsdienstes 

99% 

 

75% 

 

 

90% 

 

 

     98% 

1% 

 

25% 

 

 

10% 

 

 

2% 

Landkreise 

 Gewerberecht, Gewerbeüberwachung, Erlaubnisse für 

Immobilienmakler, Finanzdienstleister, Bauträger, Bau-

betreuer, Festsetzung von Messen, Ausstellungen und 

Märkten, Gaststättenrecht, Handwerksrecht, Widerrufs-

verfahren für alle gewerberechtlichen Erlaubnisse. 

 Wirtschaftsförderung, d.h. Beratung und Unterstützung 

von GründerInnen und bestehenden Unternehmen. Or-

ganisation von Seminaren und Veranstaltungen, Durch-

führung von Projekten und Aktionen. 

 Wirtschaftsförderung, Tourismus, EU-

Förderprogramme, Region/EU         

 Leitung des Kunden-Service-Centers 

100% 

 

 

 

 

 

99% 

 

    90% 

     97% 

+2% 

 

 

 

 

 

1% 

 

10% 

3% 

Kammern  
 Führung der Handwerksrolle, Innungsaufsicht 

 Handwerks- und Gewerberecht; Ausnahmegenehmi-

95% 

95% 

5% 

5% 
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Sowohl die Aufgabenbereiche als EA als auch die weiteren Tätigkeiten setzen voraus, „über 

den Tellerrand schauen zu können“. Das Qualifikationsniveau der EA ist daher sehr hoch. So 

haben ca. 80% ein Studium an einer Hochschule bzw. Universität abgelegt. Die geringen 

Stellenanteile für die originären Aufgaben des EA weisen darauf hin, dass das hohe 

Qualifikationsniveau auch durch die angeführten „weiteren Tätigkeiten“ bestimmt sein 

könnte.  

Abb. 10: Qualifikationsniveau der EA, in Prozent 

 

 

 

gungsverfahren; unzulässige Handwerksausübung; Be-

kämpfung von Schwarzarbeit; berufliche Abgrenzungs-

verfahren; Handelsregister- und Firmenrecht; Daten-

schutzrecht 

 Fachbereich ServiceZentrum bündelt als zentrale An-

laufstelle die Dienstleistungs- und Beratungsangebote 

der Handwerkskammer 

 Handwerksrolle, Standortförderung, Existenzgrün-

dungsberatung, StarterCenter 

 

 

 

 

90% 

 

 

90% 

 

 

 

 

10% 

 

 

10% 
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6.1.3. Informationsbereitstellung, Erreichbarkeit und Inanspruchnahme 

Die EA in Baden-Württemberg nutzen unterschiedliche Informations- und Kommunikations-

kanäle in der Informationsbereitstellung und im Kontakt mit den Dienstleistern. Im Folgenden 

wird im Anschluss an eine Analyse der Formen der Informationsbereitstellung untersucht, 

wer die EA in Anspruch nimmt (EU-ausländische oder inländische Dienstleister), wie häufig 

die offerierten EA-Dienstleistungen durch die Zielgruppen in Anspruch genommen werden 

sowie wie die EA über die verschiedenen Kommunikationskanäle erreichbar sind. 

 

 Informationsbereitstellung  

Die Rolle von service-bw 

Obgleich alle EA auf service-bw verlinkt sind153, geben 12% der Stadt- und 13% der 

Landkreise sowie 41% der Kammern an, dass sie das Dienstleistungsportal nicht zur 

Informationsbereitstellung nutzen154. Eine nähere Betrachtung der Häufigkeit der Nutzung 

zeigt, dass sowohl die Stadtkreise (zu ca. 83%), die Landkreise (zu ca. 63%) als auch die 

Kammern (zu ca. 62%) nur „gelegentlich“ das service-bw zur Informationsbereitstellung 

nutzen.  

Abb. 11: Nutzung von service-bw von Seiten der EA zur Informationsbereitstellung 

 

Gründe für die geringe Nutzung des Service-Portals liegen insbesondere darin, dass bislang 

wenig Anfragen über das Portal an die EA herangetragen wurden, auch wird die 

Geeignetheit des Service-Portals aus Sicht einiger EA bezweifelt, da die bereitgestellten 

Informationen zu allgemein und oberflächlich seien. Allerdings muss darauf hingewiesen 

werden, dass die Komplexität der Anfragen von vornherein nicht über die Plattform 

abgedeckt werden kann, wie ein bildhaftes Beispiel eines EA belegt: „Ich möchte Eis für 
                                                 

153 Vgl. § 4 Abs. 4 EAG BW bzw. http://www.service-bw.de/zfinder-bw-web/eudlrinfos.do;jsessionid=-
31331B5EC33785103061226FFCD4F758?action=alleas&page=2  
154 „Keine Angaben“ wurden in dieser Betrachtung nicht berücksichtigt. 

Geschäftsstellen service-bw service-bw wird hierbei  

von den EA…genutzt. 

 Ja Nein k.A. immer überwiegend Gelegentlich k.A. 

Stadtkreise 7 1 - - 1 5 2 

Landkreise  20 3 3 5 1 10 9 

Kammern 13 9 3 2 3 8 12 
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Hunde herstellen und dieses über einen mobilen Verkaufsstand an unterschiedlichen Plätzen 

verkaufen. Was muss ich beachten und erledigen?" 

 

Weitere Kanäle der Informationsbereitstellung 

Die Kammern akzentuieren die Bereitstellung und Bekanntmachung der EA-Dienstleistungen 

über ihre eigenen Hompages. Bei den Stadt- und Landkreisen gibt es jeweils eine 

Geschäftsstelle, bei den Kammern allerdings sogar fünf, die keine Informationen über das 

eigene Online Portal bereitstellen. Weitere Formen der Informationsbereitstellung sind 

„Informationsveranstaltungen“, „Flyer, Plakate bzw. Broschüren“ sowie „regelmäßige 

Presseartikel“. Als sonstige Formen der Bewerbung wurden von den EA in der 

Strukturdatenanalyse „News-Letter“, „Teilnahme an Gründermessen“ und „Merkblatt EA“ 

genannt. Die Nutzung der weiteren Möglichkeiten der Informationsbereitstellung ist jedoch 

vergleichsweise gering.  

Abb. 12: Informationsbereitstellung, Fallzahlen (Mehrfachantworten möglich) 

  

Hinweis auf 
Internetseite 
der Einrich-
tung  

Informations-
veranstaltungen 

Online- 
Marketing 

Flyer, Pla-
kate, Bro-
schüren 

Regelm. 
Presseartikel 

Stadtkreise 7 1 - 1 2 

Landkreise  25 1 - 4 2 

Kammern  22 6 - 14 7 

 

 Inanspruchnahme der EA-Dienstleistungen 

Der EA ist primär für die ausländischen Dienstleister etabliert worden, wenngleich diese in 

der Praxis einen minimalen Aufwand für die EA darstellen. Im Regelfall melden sich 

inländische Dienstleister mit Informationsbedarf bzw. dem Wunsch der 

Verfahrensabwicklung. So geben 88% der EA an, dass sie im Betrachtungszeitraum 2010-

2012 (1.Hj.) „seltener“ als einmal im Monat von ausländischen Dienstleistern in ihrer EA-

Funktion in Anspruch genommen werden155. Lediglich 12% der EA werden „mehrmals 

monatlich“ bzw. „einmal monatlich“ in Anspruch genommen.  

                                                 
155 „Keine Angaben“ wurden in dieser Betrachtung nicht berücksichtigt. 
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Die inländischen Dienstleister greifen häufiger auf die EA-Dienste zurück: 16% der EA geben 

an, dass sie „täglich“, „mehrmals wöchentlich“ bzw. „einmal wöchentlich“ von inländischen 

Dienstleistern in Anspruch genommen werden. 22% werden „mehrmals monatlich“ bzw. 

„einmal im Monat“ in Anspruch genommen. Auch hier verbleiben immerhin zwei Drittel der 

EA die „seltener“ als einmal im Monat kontaktiert werden.  

Abb. 13: Inanspruchnahme des EA von ausländischen Dienstleistern                        
2010-2012 (1.Hj.), Fallzahlen 

Abb. 14: Inanspruchnahme des EA von inländischen Dienstleistern                         
2010-2012 (1.Hj.), Fallzahlen 

 

Alle EA sind sowohl telefonisch als auch über ein zentrales Portal (bspw. service-bw) 

erreichbar. Darüber hinaus sind die EA in der Regel via Email zu erreichen – in den 

Stadtkreisen zu 100%, den Landkreisen zu 85% und zu 80% in den Kammern. Daneben 

können die Mehrheit der EA über ein virtuelles Postfach oder durch persönliche 

Sprechstunden kontaktiert werden. Während sich das virtuelle Postfach in den Kammern 

noch nicht als Kommunikationskanal etabliert hat, wird dieses von den Verwaltungen der 

Stadt- und Landkreise bereits weitgehend genutzt.  

 

 

Geschäftsstellen Täglich Mehrmals 

wöchentlich 

Einmal wö-

chentlich 

Mehrmals 

monatlich 

Einmal 

im Mo-

nat 

Seltener k.A. 

Stadtkreise      7 1 

Landkreise       20 6 

Kammern    3 3 15 4 

Geschäfts-

stellen 

Täglich Mehrmals 

wöchentlich 

Einmal wö-

chentlich 

Mehrmals 

monatlich 

Einmal 

im Mo-

nat 

Seltener   k.A. 

Stadtkreise    3 1 2 2 

Landkreise    1 1 1 20 3 

Kammern 1 5 1 5 - 9 4 
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Abb. 15: Zur Verfügung stehende Kommunikationswege zur Kontaktaufnahme 

Geschäftsstellen Email 
Virtuelle 

Poststelle 

Persönliche 

Sprechstunde 
Postweg 

Stadtkreise 100% 50% 75% 88% 

Landkreise 85% 81% 58% 96% 

Kammern 80% 24% 64% 96% 

Bei der Betrachtung der genutzten Kanäle zur Inanspruchnahme der EA-Dienstleistungen 

zeigt sich, dass diese stark variieren.  

Die Rolle von servie-bw 

Die Dienstleister haben die Möglichkeit. über das Service-Portal des Landes (service-bw) 

einen Kontakt zu den EA aufzunehmen. Jedoch geben nur fünf Kammern an, „einmal im 

Monat“ über das Portal kontaktiert zu werden. Die Stadt- und Landkreise sowie die restlichen 

Kammern werden „seltener“ als einmal im Monat über service-bw kontaktiert.  

Wichtigere Kommunikationskanäle stellen Telefon und Email dar.  

Insgesamt setzten sich Dienstleister im Jahr 2011 159 bzw. 324 Mal mit den Stadt- bzw. 

Landkreisen und 886 Mal mit den Kammern über die verschiedenen Kanäle – Telefon, 

Email, Zentrales Portal, Virtuelle Poststelle, Persönlich und Postweg – in Verbindung. Die 

prozentuale Gewichtung in Abb. 15 zeigt, dass überwiegend Telefon und Email als Kontakt 

von den Dienstleistern zum EA genutzt wird.  

Abb. 16: Häufigkeit des gewählen Kommunikationskanals bei Stadt-/Landkreisen und 
Kammern 2012 (1.Hj.), in Prozent 
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Neben den Kommunikationskanälen ist von Bedeutung, in welchen Sprachen die EA-

Dienstleistungen zur Verfügung stehen. Viele EA können in englischer Sprache kommunizie-

ren, einige auch in Französisch. Ein EA hält eine interne Mitarbeiterliste vor, in der alle Mut-

tersprachler festgehalten sind, so dass dieser als Dolmetscher im Falle eines Kontakts fun-

gieren kann. 

Abb.17: Mehrsprachigkeit der EA 

 

Die Informationen werden bislang überwigend in deutscher Sprache bereitgestellt. Einige 

Geschäftsstellen bieten darüber hinaus fremdsprachige Internetseiten und schriftliche 

Informationsunterlagen an – diese stellen jedoch weitgehend eine Ausnahme dar.   

Abb. 18: Sprachliche Aufbereitung von Internetseiten, Fallzahlen 

 

 
 
 
 
 
 
 

 Deutsch Englisch Französisch Weitere Sprachen 

Stadtkreise 7 4 3 
 In einer Stelle: Liste Mitarbeiter mit Mig-

rationshintergrund für ersten Kontakt 

Landkreise 26 19 3 

 In einer Stelle auch Italienisch, Portu-

giesisch, Polnisch, Arabisch, Türkisch, 

Russisch. 

Kammern 22 14 4  

 Deutsch Englisch Französisch Weitere Sprachen 

Stadtkreise 7 2 - - 

Landkreise 26 3 3 
In einer Stelle auch Russisch, Polnisch, 

Türkisch. 

Kammern 22 1 1 - 
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Abb. 19: Sprachliche Gestaltung schriftlicher Informationen, Fallzahlen 

 

 

 

 

 

 

 Erreichbarkeit 

Wie aus Kapitel 6.1.2. hervorgeht, sind die Personalstellenanteile der EA gering, was jedoch 

nicht auf eine eingeschränkte Erreichbarkeit schließen lässt. Die EA sind täglich erreichbar, 

und zwar über mehrere Stunden. 

Abb. 20: Durchschnittliche Erreichbarkeit pro Tag, in Stunden 

  

 

 

 

 

6.1.4. Wissens- und Informationsmanagement 

Die Wahrnehmung der Aufgaben des EA impliziert, dass die EA einen Zugriff auf die 

notwendigen Informationen, z.B. in Form von internen/externen Informations- und/oder 

Wissensmanagementsystemen haben.  

Informationssysteme 

Die einzelnen EA geben größtenteils an, dass sie über die notwendigen Informationssysteme 

verfügen. Lediglich die Kammern, bei denen allerdings das Gros der Anfragen eingeht, ist 

dies nicht der Fall: Fast ein Drittel der Kammern gibt an, dass sie über keinen Zugriff auf 

erforderliche Informationen verfügen, damit sie den Aufgaben des EA gerecht werden 

können.   

 

 

 Deutsch Englisch Französisch Weitere Sprachen 

Stadtkreise 7 2 - - 

Landkreise 26 2 1 - 

Kammern 22 4 1 - 

Geschäftsstellen Telefonisch Persönlich Email 

Stadtkreise 6,6 5,4 6,9 

Landkreise  8,2 7,6 8,2 

Kammern 8,3 8,3 8,5 
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Abb. 21: Zugriff auf erforderliche Informationen zur Wahrnehmung der EA-Aufgaben, 
in Prozent 

 

Als Basis für die Wahrnehmung bzw. Beantwortung der Anfragen können den EA 

verschiedene Informationssysteme zur Verfügung stehen. Diese lassen sich im 

Wensentlichen in die folgenden fünf Formen unterteilen:   

 Eigenes Informationssystem, 

 gemeinschaftliche Informationssysteme mit anderen EA, 

 gemeinschaftliche Informationssysteme mit anderen Stellen als EA, 

 Dienstleistungsportal des Landes (service-bw), 

 sonstige, d.h. von anderen Stellen geführte Informationssysteme.  

Das eigene Informationssystem basiert in der Regel auf selbsterstellten 

Wissensdatenbanken, die sowohl offline (strukturiertes Intranet) zum ausschließlichen Ge-

brauch durch die EA als auch online (strukturierte Internetseite) für den Endnutzer ausgestal-

tet sind.  

Als gemeinschaftliches Informationssystem steht den Stadt- und Landkreisen ein deutsch-

landweites Forum der EA zur Verfügung. Die großen Kammern – Handwerkskammern sowie 

Industrie- und Handelskammern – halten hingegen jeweils eine eigenständige, baden-

württembergische Softwarelösung vor. Die Handwerkskammern haben eine gemeinsame on-

line-Applikation, die einen landesweiten Austausch ermöglicht. Die Industrie- und Handels-

kammern halten ein gemeinsames EA-Expertensystem vor. 

Die Verlinkung mit anderen Geschäftsstellen, zwischen denen der Stadtkreise und Landkrei-

se bzw. den Kammern erfolgt durch einen Email-Verteiler. Die Mehrheit der EA entnimmt aus 
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dem Dienstleistungsportal (service-bw) die notwendigen Informationen. Einzelne Landkreise 

greifen darüber hinaus auf IMI, einzelne Kammern auf startothek zurück.  

Abb. 22: Genutzte Informationssysteme, Fallzahlen (Mehrfachantworten möglich) 

 

 

Nicht alle EA haben jedoch einen unmittelbaren Zugriff auf die genannten 

Informationssysteme bzw. auf Informationen, die für die Tätigkeit als EA relevant sind.  

Einige EA beklagen beispielsweise einen fehlenden unmittelbaren Zugriff auf: 

 Informationen zum Aufgabenbereich der zuständigen Behörden, insbesondere jene, 

die nicht im Internet verfügbar sind (bspw. Energie- und Umweltbereich), 

 erforderliche Formulare zur Verfahrensabwicklung,  

 Informationen über die zu erhebenden Gebühren,  

 verwaltungsinterne Vorgaben (bspw. Erlass bzgl. der Auslegung des § 3a LadÖffG, 

dass auch Lieferdienste als Verkaufsstellen im Sinne des Gesetzes anzusehen sind). 

 

Wissenmanagementsysteme 

Für eine schnelle Bearbeitung von Verfahren ist ein Wissenmanagementsystem notwendig, 

das den EA Informationen über die einzubeziehenden Behörden ermöglicht. Ein solches 

Wissenmanagentsystem ist allerdings nur in jeder dritten Geschäftsstelle der Stadt- und 

Landkreise vorhanden. Bei den Kammern hingegen verfügen 80% über ein solches internes 

Managementsystem.  
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Abb. 23: Verfügbarkeit von Wissensmanagementsystemen, in Prozent 

 

 

Vergleichbar den Informationssystemen kann das Wissenmanagement in fünf potentielle 

Typen unterteilt werden:  

 Eigenes Wissensmanagement, 

 gemeinschaftliche Wissensmanagement mit anderen EA, 

 gemeinschaftliche Wissensmanagement mit anderen Stellen als EA, 

 Dienstleistungsportal des Landes (service-bw), 

 sonstige, d.h. von anderen Stellen geführtes Wissensmanagement.  

Das angewandte Wissenmanagement ist identisch mit dem beschriebenen 

Informationssystem. Die unterschiedlichen Systeme – Informationssysteme und Wissens-

management – stellen eine integrierte „Wissensbasis“ der EA dar.  

Die Landkreise haben hierfür eine angelegte Wissensdatenbank und können auf das 

deutschlandweite Forum der EA und auf IMI zurückgreifen. Die Kammern verfügen über ein 

strukturiertes Intranet oder benutzen eine Softwarelösung, die ein gemeinsames Programm 

der Handwerkskammern in Baden-Württemberg darstellt. Andere Kammern greifen auf 

startothek zurück. 
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Abb. 24: Zahl der genutzten Wissensmanagementsysteme, Fallzahlen 

 

 

Best-Practice-Beispiel:  

Die Handwerkskammer Karlsruhe hat 2005 ein „Starter Center“ mit dem Ziel, als One-Stop-

Shop alle Gründungsformalitäten elektronisch erledigen zu können, etabliert. Wichtigster 

Bestandteil hierfür ist ein digitales Formularcenter mit Metaformular. Das virtuelle Starter 

Center deckt zehn Bereiche ab: Handwerkskammer (z.B. Eintragung in die Handwerksrolle), 

Gewerbeamt (z.B. Gewerbeanmeldung), Finanzamt (z.B. Beantragung Steuernummer), Be-

rufsgenossenschaft, Innung, Rentenversicherungsträger, Sozialkassen, Handelsregisterge-

richt, Arbeitsagentur und Institutionskennzeichen. Der Formularcenter ist eine Softwarelö-

sung, die dem EA und dem Dienstleister einen schnellen Überblick der Verfahrensschritte 

ermöglicht. Nach Eingabe der Basisinformationen des Dienstleisters in eine Eingabemaske 

(bspw. Ort der Dienstleistungserbringung, auszuübender Handwerksbereich etc.) ergibt sich 

eine tabellarische Liste der Verfahrensschritte mit den entsprechenden Dokumenten als pdf 

hinterlegt, zusätzlich werden Ansprechpartner genannt. Die einzelnen pdf-Dokumente sind 

zugleich mit den zuvor eingegebenen Basisinformationen unterlegt, so dass diese nicht wie-

derholt eingegeben werden müssen.  

Die Fallzahlen von service-bw könnten über eine Verknüpfung des im Handwerk eingesetz-

ten digitalen Formularcenters mit service-bw gesteigert werden. Voraussetzung hierfür ist ei-

ne Schnittstelle, sodass über das Formularcenter im Handwerk das Online-Verfahren auf 

service-bw ausgelöst würde 
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6.1.5. Zusammenarbeit mit anderen Behörden im Falle der Verfahrensabwicklung 

Bei Informationsauskünften können die EA auf ihre Wissensbasis, Berufserfahrung und ihre 

fachlichen Kompetenzen zurückgreifen; sie müssen daher in der Regel nicht in den Kontakt 

mit anderen Behörden treten. Im Falle der Verfahrensabwicklung ist dies anders: Zuständige 

Behörden müssen eingebunden werden.  

Die Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden wird von den Geschäftsstellen der 

Stadt- und Landkreise sehr positiv bewertet: Alle EA in den Stadtkreisen finden die 

Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden „sehr gut“ oder „gut“. In den Landkreisen 

sind drei Viertel der EA mit der Zusammenarbeit mit anderen Behörden zufrieden. Bei den 

„verwaltungsferneren“ Kammern, die nicht Bestandteil der öffentlichen Kern-Verwaltung sind, 

fällt das Urteil kritischer aus: 39% der Kammern finden sie Zusammenarbeit mit den 

zuständigen Behörden „befriedigend“, „ausreichend“ oder „mangelhaft“.  

Abb.25: Zusammenarbeit mit zuständigen Behörden, in Prozent 

 

 

Die Probleme in der Zusammenarbeit zwischen den EA in den Kammern und den jeweils 

zuständigen Behörden liegt häufig darin begründet, dass die Existenz der EA nicht allen 

Behörden bekannt ist.  

Die Kommunikation zwischen EA und den jeweiligen Behörden findet im Falle einer 

Verfahrensabwicklung sowohl in elektronischer als auch postalischer Form statt. 

Ausschließlich elektronisch, d.h. auch wenn die Originale in Papierform eingegangen sind, 

kommunizieren nur die wenigsten EA mit den zuständigen Behörden. Die EA in den 
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Landkreisen sind in der papierlosen Kommunikation, sprich E-Mailverkehr, mit fast einem 

Drittel Vorreiter.  

Abb. 26: Kommunikationskanäle zwischen EA und zuständiger Behörde im Falle einer 
Verfahrensabwicklung, in Prozent 

 

 

In der Kommunikation mit den zuständigen Behörden wurde häufig von den EA angemerkt, 

dass diese schnell von statten gehen muss, d.h. Formulare, Auskünfte etc. müssen innerhalb 

eines angemessen Zeitraums bearbeitet werden, sodass dies bei den Dienstleister zu keinen 

zeitlichen Verwerfungen führt. Es stellte sich daher die Frage, ob in der Kommunikation mit 

den Behörden von Seiten der EA auf eine zügige Verfahrensabwicklung hingewirkt wird. 

Bei den Landkreisen wird immer auf eine zügige Verfahrensabwicklung hingewirkt, während 

die Stadtkreise und Kammern zu ca. 70% auf eine zügige Verfahrensabwicklung einwirken.  
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Abb. 27: Hinwirken der EA auf eine zügige Verfahrensabwicklung bei den zuständigen 
Behörden, in Prozent  

 

 
Diejenigen Geschäftsstellen, die auf eine zügige Abwicklung hinwirken, verwenden in 

manchen Fällen ein gesondertes Verfahrensmanagement, das bestimmte Zeitpunkte für eine 

Erinnerung der zuständigen Behörde vorsieht. Insgesamt geben neun EA ein solches 

Verfahrensmanagementsystem an. Der Kontakt erfolgt in diesen Fällen hauptsächlich (zu 

70%) „telefonisch“ bzw. „elektronisch“. In 23% der Fälle findet der Kontakt „schriftlich“, an-

sonsten „mündlich“ statt. 

Die Zusammenarbeit in Verfahrensabwicklungen scheint zwischen den Behörden auch mit 

Blick auf die Bereitstellung notwendiger Informationen zum Verfahren relativ gut zu funktio-

nieren. Nur in den wenigsten Fällen werden die Informationen „überwiegend nur auf Anforde-

rung“ weitergereicht. Immerhin 50% der Stadtkreise und 37% der Landkreise sowie 14% der 

Kammern geben an, dass die Informationen „überwiegend unaufgefordert“ weitergereicht 

werden.     
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Abb. 28: Erhalten von erforderlichen Informationen zum Verfahren von zuständigen 
Behörden, in Prozent 

 

 

6.1.6. Kostenstruktur 

Die Etablierung der EA hat bei annähernd der Hälfte der Stadt- und Landkreise sowie den 

Kammern zu keinen Vorlaufkosten bzw. Anfangsinvestitionen geführt. In den restlichen 

Fällen hat die Schaffung der EA durchschnittliche Etablierungskosten in Höhe von ca. 2.500 

EUR verursacht. Diese sind vor allem für Personal, IT und Schulungen angefallen – als 

Beispiele wurden genannt:  

 Personal: Definition bzw. Abgrenzung der zu erbringenden Leistungen durch den 

EA; Erstellung eines Handbuchs für die IHKs zur Umsetzung der EA in rechtlicher 

und praktischer Hinsicht; Erstellung von Musterschreiben; Gespräche zur Umsetzung 

mit dem Wirtschafts- und dem Innenministerium. 

 IT: Hard- und Software, elektronisches Postfach, virtuelle Poststelle, qualifizierte 

elektronische Signatur, Implementierung service-bw.  

 Schulungen: Seminar- und Tagungskosten sowie Fahrtkosten.  

Im Rahmen der Verfahrensdatenanalyse wurden die Personal- und Sachkostenetats der 

verschiedenen EA abgefragt. Die niedrigen Personalstellenanteile führen in der Regel auch 

zu geringen jährlichen Personal- und Sachkosten. Es erscheint hierbei jedoch zunächst un-

gewöhnlich, dass  

 85% der Stadtkreise keine Sachkosten und ca. die Hälfte keine Personalkosten 

angegeben haben,  

 ca. die Hälfte der Landkreise weder Personal- noch Sachkosten ausgewiesen haben,  
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 für ein Drittel der Kammern weder Personal- noch Sachkosten beziffert wurden.  

Auffallend hierbei ist, dass viele EA keine Personal- und Sachkosten angegeben haben, ob-

wohl offiziell Personalstellen zugeordnet sind. Es muss hierbei angemerkt werden, dass in 

diesen Fällen keine Informations- und Verfahrensabwicklungen getätigt wurden. Hier ist die 

Zuordnung zu den Aufgaben des EA existent, aber eine tatsächliche Belastung nicht gege-

ben. Es scheint daher in diesen Fällen keine gesonderte Ausweisung der Kosten zu existie-

ren. Eine Ausnahme bilden hierbei die Kammern, die 3 bis 4-mal so hohe Personal- und 

Sachkosten im Vergleich zu den Stadt- und Landkreisen ausweisen156. Für das Jahr 2012 

geben diese an, dass sie im Durchschnitt 31.020 EUR für Personal- und 4.644 EUR für 

Sachkosten aufbringen. Als Grund hierfür sind die relativ hohen Personalstellenzuweisungen 

sowie die überdurchschnittlichen Fallzahlen anzuführen.  

Abb. 29: Personal- und Sachkosten in 2012 

 

Zur Deckung der Personal- und Sachkosten wurden mit Ausnahme von fünf 

Verfahrensabwicklungen keine Gebühren erhoben.  

6.2. Ergebnisse der Verfahrensdatenanalyse 

Der Erhebungszeitraum der Verfahrensdatenanalyse, d.h. die Betrachtung von Informations-

auskünften und Verfahrensabwicklungen, umfasste die Monate Anfang Juli bis Ende Oktober 

2012. Die Erhebung war hierbei auf zwei Perioden gesplittet: zum einen auf den Zeitraum 

Anfang Juli bis Mitte September zum anderen auf den Zeitraum Mitte September bis Ende 

Oktober. Es sind hierbei Rückmeldungen der einzelnen EA sowohl für beide Betrachtungs-

zeiträume, als auch für lediglich eine Erhebungsperiode eingegangen. Im Folgenden werden 

beide Betrachtungszeiträume zusammengefasst und in der Gesamtheit analysiert. Insge-

                                                 
156 „Keine Angaben“ wurden in dieser Betrachtung nicht berücksichtigt. 

Geschäfts- 

stellen 

Keine Personal-

kosten in 

…Fällen 

Sonst: Durch-

schnittliche Perso-

nalkosten in Höhe 

von…  

Keine Sach-

kosten in 

…Fällen 

Sonst: Durch-

schnittliche Sach-

kosten in Höhe 

von…  

Stadtkreise 4 6.900 EUR 7 1.000 EUR 

Landkreise 11 9.127 EUR 12 475 EUR 

Kammern 8 31.020 EUR 7 4.644 EUR 
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samt haben sich sieben Städte, 21 Landkreise und 17 Kammern zurückgemeldet, so dass 

eine Rücklaufquote von insgesamt 66% erzielt wurde.  

Abb. 30: Rücklaufquote Verfahrensdatenanalyse 

 

 

 

 

 

 

Für die Diskussion der Verfahrensdaten werden im Folgenden diejenigen Städte, Landkreise 

und Kammern ausgeklammert, die sich zwar zurückgemeldet, aber keine Fälle verzeichnet 

haben. Die Rücklaufquote ist somit nicht Ausgangspunkt der Betrachtung, da zwei Städte, 

zwölf Landkreise und sieben Kammern keine Fälle verzeichnet haben. Der Blick der Analyse 

richtet sich somit auf die Informationsauskünfte und Verfahrensabwicklungen von fünf Städ-

ten (n=5), neun Landkreisen (n=9) und 11 Kammern (n=11).  

6.2.1. Herkunft der Dienstleister 

Im Betrachtungszeitraum hat der Großteil der Dienstleister Deutschland als Herkunftsland 

angegeben (86,2%). Aus den EU-Staaten stammen darüber hinaus 12,2%. Die Dienstleister 

stammen aus Belgien, Frankreich, Italien, Niederlande, Österreich, Polen, Rumänien und 

Ungarn. Als Herkunftsland haben einige EA den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) be-

nannt; diese stammen ausschließlich aus Großbritannien. In der Rubrik „andere“ Staaten 

wurden darüber hinaus die Länder Russland, Schweiz und Türkei angeführt. 

Abb. 31: Herkunftsländer nach EA-Typen, in Prozent 

 

Geschäftsstellen Gesamtzahl Rücklauf Strukturdatenanalyse % an Gesamt 

Stadtkreise 9 7 77,8  

Landkreise 29 21 72,4  

Kammern 30 17 56,7  

Gesamt 68 45 66,2  
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Bei Vernachlässigung der drei EWR-Nennungen zeigt sich, dass die Kammern bevorzugter 

Ansprechpartner der Dienstleister sind. 64,2% der in Deutschland verorteten Unternehmen 

bzw. 53,8% der Unternehmen, die in anderen EU-Staaten zu Hause sind, haben die Kam-

mern als Ansprechpartner ausgewählt. Die Städte sind bei den deutschen Dienstleistern ein 

weiterer wichtiger Ansprechpartner. Bei den Dienstleistern aus anderen EU-Staaten werden 

die Städte und Landkreise jeweils zu fast gleichen Anteilen als Ansprechpartner konsultiert.  

Betrachtet man die berufliche Herkunft der Dienstleister, so ist festzustellen, dass die Dienst-

leister zum Großteil aus dem Gewerbe und Handwerk stammen, Freiberufler machen einen 

geringen Anteil der Dienstleister aus. Aus der Urproduktion (Primärsektor), bspw. Dienstleis-

ter aus der Land- und Forstwirtschaft, sind gar nicht vertreten. Darüber hinaus zeigt die Abb. 

31, dass zwar die Kammern Hauptansprechpartner der Gewerbetreibenden und denjenigen 

aus dem Handwerk ist, aber auch die Städte einen hohen Anteil an Gewerbetreibenden ver-

zeichnen, die EA-Leistungen in Anspruch nehmen.  

Ein Blick auf die Branchenstruktur zeigt, dass die Gewerbetreibenden, die die Städte als An-

sprechpartner auswählen, einer Vielzahl unterschiedlichster, zum Teil kleinerer Nischen-

branchen (bspw. Tierbetreuung, Kunsthandwerk, Musikschule, Schmuckdesign) entstam-

men. Daher fallen bei der Zuordnung (mind. 5 Nennungen) die Hälfte der genannten Bran-

chen durch das Raster. Der Großteil stammt aus dem Bau-, IT-, Gastronomiebereich oder 

aus dem Handel. Bei den Handwerkskammern hingegen ist über die Hälfte der Dienstleister 

direkt aus dem Handwerk.  

Abb. 32: Art der Tätigkeit nach EA-Typen, in Prozent 
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Abb. 33: Branchenprofil der Dienstleister 

 Zahl an Rückmeldungen Mind. 5 Nennungen (Zahl der Nennungen) 

Städte n=120 - Bau (15) 

- IT (12) 

- Handel (7) 

- Metall (7) 

- Gastronomie (5) 

- Nahrungsmittel (5) 

Landkreise  n=29 - Reisegewerbe (10) 

- Immobilienmakler (6) 

Kammern n=270 - Handwerk  (144) 

- Einzel-/Handel (48) 

- Beratungsdienstleistungen (18) 

- Gastronomie (13) 

- Online-Shop (5) 

 

Bei den in Städten angesiedelten EA ist der Großteil der Dienstleister ein Bestandsunter-

nehmen, lediglich 26% sind Gründer. Bei den EA in den Landkreisen und Kammern ergibt 

sich ein spiegelverkehrtes Bild: Mindestens zwei Drittel der Dienstleister sind Gründer.  

Abb. 34: Gründer/Bestandsunternehmen nach EA-Typen, in Prozent 
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Die hohe Zahl an Gründern spiegelt sich in der Struktur der Dienstleister wider. Über 90% 

der Dienstleister bei den Stadt- und Landkreisen wie auch den Kammern sind Einzelunter-

nehmer. Es zeigt sich, dass in den Städten und Kammern lediglich 2 bis 3% der Unterneh-

men als „größeres Unternehmen“ bzw. ein „Zusammenschluss von mehr als 10 Freiberuf-

lern“ eingestuft wurden. 

Abb. 35: Struktur Dienstleister nach EA-Typen, in Prozent 

 

 

Des Weiteren wird deutlich, dass die geplante Dienstleistungserbringung überwiegend inner-

halb Deutschlands erfolgen soll. Bei 90% der Dienstleistungen ist keine Grenzüberschreitung 

in der Dienstleistungserbringung vorgesehen. 

Abb. 36: Grenzüberschreitung bei Dienstleistungserbringung nach EA-Typen,              
in Prozent 
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6.2.2. Anzahl der Anfragen/Verfahren 

Von den in die Betrachtung einbezogenen Städten wurden 134 Fälle von Informationsanfra-

gen bzw. Verfahrensabwicklungen dokumentiert. Die zwölf Landkreise, die Informationsaus-

künfte bzw. Verfahrensabwicklungen verzeichnet haben, haben insgesamt 34 Fälle ausge-

wiesen. Von den elf Kammern mit entsprechenden Vorgängen wurden 390 Fälle bearbeitet. 

Die Informationsauskünfte dominieren zahlenmäßig – mit Ausnahme der Landkreise – die 

Arbeit der EA. Auf jede Verfahrensabwicklung kommen bei den Städten 2 Informationsaus-

künfte, bei den Landkreisen kommt auf eine Informationsauskunft ca. eine Verfahrensab-

wicklung und bei den Kammern ergibt sich ein Verhältnis von 14:1.   

Abb. 37: Informationsauskünfte und Verfahrensabwicklungen, Fallzahlen 

 

 

Inhaltlich wurden bei den Stadt- und Landkreisen sowie den Kammern überwiegend Informa-

tionen über das Gewerbegebiet oder zu den Formalitäten zur Aufnahme der Selbstständig-

keit von den Dienstleistern erfragt bzw. ein Verfahren bezüglich Gewerbean-/um-/abmeldung 

oder einer Anzeige- oder Erlaubnispflicht durchgeführt. Bei den Landkreisen nahm die Bear-

beitung von Reisegewerbekartenverfahren ca. die Hälfte der EA-Tätigkeit in Anspruch.  
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Abb. 38: Inhalt der abgefragten Informationen / der abgewickelten Verfahren 

 

Bei der Betrachtung der Verfahrensabwicklungen zeigt sich, dass die Gewerbean-

/ummeldung bzw. die Anzeige- oder Erlaubnispflicht den größten Teil der Verfahrensabwick-

lungen ausmachen. Bei den Anzeige- und Erlaubnispflichten handelt es sich insbesondere 

um die Anzeige vor Dienstleistungserbringung gemäß § 8 EU/EWR-HwV. Insgesamt betra-

fen bei den Kammern 80,5% der Verfahrensabwicklungen genehmigungs- und 19,5% anzei-

gepflichtige Tätigkeiten. Bei den Landkreisen ergibt sich ein ähnliches Bild, drei Viertel der 

Verfahrensabwicklungen beziehen sich auf genehmigungspflichtige, die restlichen Verfahren 

anzeigepflichtige Tätigkeiten. Bei den Städten wiederum überwiegt die Zahl der Verfahren 

betreffend Anzeigepflichten deutlich die betreffend Genehmigungspflichten.  

 

 

 

Geschäftsstellen Mindestens 5 Nennungen (Anzahl an Nennungen) 

Städte ( n=133) 

- Gewerbefläche/Gewerbegebiet/Standortfrage (42) 

- Gewerbean-/ummeldung (15) 

- Strukturdaten (12) 

Landkreise (n=29) 

- Antrag auf Reisegewerbekarte (GewO) (10) 

- Teilabwicklung  Gewerbezentralregisterauskunft/ 

Führungszeugnis (n=6) 

- Gewerbeanzeige/Gewerbeanmeldung (n=6) 

Kammern (n=271) 

- Gewerbeanzeige/Gewerbeanmeldung (140) 

- Anzeige und Erlaubnispflicht (bspw. gem. § 8 

EU/EWR-HwV) (40) 

- Informationen zu den Formalitäten für die Aufnah-

me und Ausübung der geplanten selbstständigen 

Tätigkeit (25) 

- Verkauf (8) 

- Import (5) 

- Textilkennzeichnung (5) 
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Abb. 39: Art des Verfahrens nach EA-Typen, in Prozent 

 

 

Die durchschnittliche Dauer der Tätigkeit der EA bei den Informationsauskünften und Verfah-

rensabwicklungen variiert zwischen den drei Gruppen an EA-Geschäftsstellen stark. Sowohl 

die Informationsauskünfte als auch den Verfahrensabwicklungen sind bei den Kammern am 

zeitintensivsten. Für die Bereitstellung von Informationen ergibt sich bei den Kammern ein 

Durchschnittswert von 82 Minuten, für die Verfahrensabwicklung werden 69 Minuten benö-

tigt. Die Stadt- und Landkreise haben weniger Zeit für die Auskunftserteilung und Verfahren-

sabwicklung in Anspruch genommen, wie sich aus der der folgenden Übersicht ergibt:       

Abb. 40: Durchschnittliche Dauer von Informationsauskünften, in Minuten 

 

Zahl der Informati-

onsauskünfte 

Mittelwert 

Zeitaufwand 

Städte 117 38,9 

Landkreise 14 16,3 

Kammern 258 81,5 
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Abb. 41: Durchschnittliche Dauer von Verfahrensabwicklungen, in Minuten 

 

Zahl der Verfahrensab-

wicklungen 

Mittelwert 

Zeitaufwand 

Städte 9 24,0 

Landkreise 20 54,9 

Kammern 135 69,0 

 

Für die Auskünfte und Verfahrensabwicklungen wurden trotz des hohen Zeitaufwandes bis-

lang nur in zwei Fällen Gebühren erhoben. So hat eine Stadt bei einer Verfahrensabwicklung 

durch das Fachamt für eine Erlaubnis eine Gebühr in Höhe von 650 EUR angesetzt, wobei 

der Zeitbedarf mit 60 Minuten beziffert wurde. Des Weiteren hat eine Handwerkskammer ei-

ne Eintragungsgebühr in Höhe von 150 EUR erhoben.   

6.2.3. Kommunikationskanäle zur Inanspruchnahme des EA 

Im Erstkontakt suchen die Dienstleister häufig das direkte Gespräch mit den EA. Der Kontakt 

erfolgt daher in über 50% der Fälle durch ein persönliches Vorortgespräch oder telefonisch. 

Darüber hinaus ist der E-Mailkontakt ein vielgenutztes Instrument der Dienstleister. Bei den 

Städten macht der E-Mailverkehr immerhin 50% aus, bei den Landkreisen 14% und den 

Kammern ca. ein Viertel der möglichen Kommunikationskanäle. Der Schriftverkehr spielt le-

diglich in den Landkreisen eine Rolle, dort macht der Schriftverkehr fast ein Viertel der Ge-

samtkommunikation aus.  

Abb. 42: Kontaktaufnahme, in Prozent 

 

 

 

Die Kommunikation in der Kontaktabwicklung bleibt bei den EA in Städten und Landkreisen 

nahezu unverändert: Während bei den EA in Städten das persönliche Gespräch und der 
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Schriftverkehr zu Lasten des telefonischen Kontakts zunimmt, bleibt bei den EA in den Land-

kreisen die Kontaktabwicklung hinsichtlich der Kanäle unverändert zum Erstkontakt. Bei den 

Kammern hingegen lässt sich eine Verschiebung von der telefonischen Kommunikation hin 

zu Vor-Ort-Gesprächen und E-Mailverkehr erkennen. Die persönliche Beratung und die 

schriftliche Dokumentation der Kommunikationsbeziehung zwischen Dienstleister und EA 

scheinen hier in den Vordergrund zu rücken.  

Abb. 43: Kontaktabwicklung, in Prozent 
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6.2.4. Zusammenarbeit mit zuständigen Behörden 

In die Verfahrensabwicklung sind vor allem kommunale Behörden einbezogen (91,6%). Le-

diglich in 8,3% der Fälle waren Behörden auf Landesebene bzw. weitere Behörden involviert.  

Abb. 44: Zahl der beteiligten Behörden in der Verfahrensabwicklung 

 Zahl der beteiligten Behörden 

 Kommunal Land Sonstige 

Kammern  115 - - 

Landkreise 20 3 9 

Städte 8 - 1 

 

Der Kontakt zwischen den EA und den Behörden zeichnet sich dadurch aus, dass mit Wei-

terreichung des Verfahrens an eine andere Behörde keine Rückkoppelung zum Verfahrens-

stand erfolgt (88,8%), d.h. die EA verlassen sich in einem hohen Grad auf die zuständigen 

Behörden und deren Arbeit.  

Abb. 45: Nachfrage bei zuständigen Behörden zum Verfahrensstand 

 Verfahrensabwicklungen Ja Nein k.A. 

Kammern 123 - 114 9 

Landkreise 20 4 16 - 

Städte 9 4 5 - 

 

Darüber hinaus wird ersichtlich, dass auch die zuständigen Behörden keine Rückkoppelung 

suchen bzw. den Verfahrensstand nicht bei den EA abfragen (87,5%).  

Abb. 46: Nachfrage zum Verfahrensstand von zuständigen Behörden 

 Verfahrensabwicklungen Ja Nein k.A. 

Kammern 123 - 120 3 

Landkreise 20 11 9 - 

Städte 9 5 4 - 
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6.3.  Erfahrungen mit dem EA 

Im Rahmen der empirischen Erhebung wurden im Zeitraum Juli bis Oktober 2012 die EA 

gebeten, jedem Dienstleister einen Nutzerfragebogen, der sowohl in deutscher als auch 

englischer Sprache zur Verfügung stand sowie in Form einer Online-Eingabemaske 

freigeschaltet wurde, zu verteilen. Die Dienstleister konnten auf diesem Wege ihre Sicht zum 

EA, der Beratungsleistung und Verbesserungsvorschläge zum Ausdruck bringen. Das 

Instrument diente gleichsam als „Spiegel“ der Struktur- und Verfahrensdatenanalyse und 

reflektiert von einer weiteren Ebene die Ausgestaltung der EA und deren Arbeit. IDie Analyse 

der Nutzerbefragungen basiert allerdings lediglich auf 17 Rückmeldungen, wovon 15 aus 

Deutschland bzw. Baden-Württemberg und zwei aus der Europäischen Union stammen. Von 

den 17 Dienstleistern haben sich wiederum 15 an die Kammern gewendet. Die Analyse der 

Rückläufe bezieht sich daher nahezu ausschließlich auf die Arbeit der Kammern. 

 88% der Dienstleister stammen aus Baden-Württemberg, lediglich zwei der 

Dienstleister sind aus einem EU-Mitgliedstaat (Frankreich, Polen). 

 94% der Rückmeldungen stammen von Einzelunternehmern bzw. von freiberuflich 

Tätigen. Lediglich ein Nutzer hat ein bestehendes/geplantes Unternehmen das bis zu 

10 Mitarbeiter aufweist.  

 88% der Dienstleister haben sich mit ihrem Anliegen direkt an die entsprechenden EA 

in den Kammern gewendet. Die restlichen Dienstleister haben die EA in den 

Stadtkreisen aufgesucht.  

 Die beabsichtigten Tätigkeitsprofile lassen erkennen, dass alle Dienstleister im 

handwerklichen Bereich tätig sind/sein möchten: 

Tätigkeitsprofile der Dienstleister: 

 Purchase of damaged cars / LED lighting sale 

 Mobile Gastronomie (ohne Alkohol) 

 Audio Engineer/Musik Produzent 

 Auditor und Qualitätsmanagementberater 

 Gastronomiebetrieb vegetarisches Bistro 

 Vertrieb, Inbetriebnahme, Service und Reparatur von Wärme-

pumpen 

 Schilder- und Lichtreklame Handwerk 

 Gebäudereinigung, Fliesenleger, Trockenbau, Bodenleger, 
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Gartenarbeiten 

 Rollladen- und Sonnenschutztechnik, Bodenverlegung 

 Schornsteinfegerbetrieb 

 Zimmererbetrieb 

 Friseurin 

 Rollladenbau, Einbau von Baufertigteilen, Parkettlegern 

 Elektrotechnik; Elektroinstallation  

 Orthopädie-Schumacher 

 Zimmerertätigkeiten 

 Änderungsschneiderei 

6.3.1. Gründe für die Nutzung 

Die Mehrheit der Dienstleister (59%) gab an, dass sie vor dem Erstkontakt nicht wussten, 

dass die kontaktierte Auskunftsstelle auch die Aufgaben des EA wahrnimmt bzw. dass der 

EA überhaupt existiert. Lediglich 29% haben bewusst den EA in der jeweiligen Stelle aufge-

sucht.  

Diejenigen, die bereits vor dem Erstkontakt von der Existenz des EA wussten, gaben an, 

dass der EA über die Bewerbung des EA von Seiten der Kammern bekannt war (47%). Die 

Bewerbung durch die Kammern hat mithin dazu geführt, dass ca. 15% der Dienstleister für 

das Angebot des EA sensibilisiert wurden. Die übrigen Dienstleister haben von der Existenz 

des EA über Empfehlungen von Personen, die bereits Erfahrungen mit den EA gesammelt 

haben (23%), von Hinweisen einer Behörde (18%) bzw. über das Dienstleistungsportal ser-

vice-bw (12%) erfahren.  

Auf die Frage, warum sich die Dienstleister an den EA und nicht an die zuständigen Behör-

den gewendet haben, gab fast ein Drittel der Antwortenden an, keine Kenntnis davon zu ha-

ben, welche Behörde vor Ort zuständig ist. Darüber hinaus wiesen 50% der Dienstleister da-

rauf hin, dass die Einholung von Informationen bzw. die Verfahrensabwicklung über den EA 

einfacher sind, als sich an die zuständigen Behörden vor Ort zu wenden.  
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Abb. 47: Entscheidung für das Tätigwerden des EA anstelle der zuständigen Behörden 
vor Ort, in Prozent 

 

 

Die Gründe für die Inanspruchnahme des EA liegen hauptsächlich in der 

Informationsbereitstellung (42,3%). Die Einholung von Genehmigungen und Erlaubnissen 

macht 23,1% aus. 34,6% der Antwortenden nahmen den EA für die Abwicklung sonstiger 

Formalitäten in Anspruch.  

Abb. 48: Inanspruchnahme des EA, in Prozent 
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Die konkreten Gründe für die Inanspruchnahme der EA lag insbesondere in der Beratung 

bezüglich einer möglichen Betriebseröffnung bzw. Existenzgründung, Fragen rund um die 

Selbstständigkeit und der Beratung für einen Geschäftsplan. Auf der rechtlichen Ebene spiel-

ten insbesondere handwerksrechtliche (Eintragung in die Handwerksrolle), aber auch ge-

werberechtliche Fragen sowie das Firmenrecht eine Rolle.  

Die Verfahrensabwicklungen – die Eintragung in die Handwerksrolle und die Einholung von 

Genehmigungen und Erlaubnissen – wurden zu zwei Dritteln vollständig über die EA vorge-

nommen, zu einem Drittel war dies nach Angaben der Nutzer nicht gewährleistet. Diejenigen 

Dienstleister, die eine unvollständige Abwicklung angegeben haben, nannten beispielsweise 

die Nichtanmeldung des Gewerbes157 bzw. die Nichtanmeldung beim Finanzamt. Diese 

Dienstleistungen fallen derzeit jedoch nicht in den Aufgabenbereich des EA. Insofern könnte 

erwogen werden, den Aufgabenbereich der EA zu erweitern, so dass auch die Gewerbean-

meldung bzw. die Meldung beim Finanzamt Bestandteil der EA-Tätigkeit ist.  

6.3.2. Zufriedenheit mit der Nutzung 

Die Dienstleister haben die Arbeit der Kammern und der zwei betrachteten Landkreise ins-

gesamt positiv bewertet. Abgefragt wurden in diesem Kontext die Erreichbarkeit, die zur Ver-

fügung gestellten Informationen, Verständlichkeit und die benötigte Zeit zur Informations-

bereitstellung bzw. Verfahrensabwicklung. 

Die Erreichbarkeit des EA wurde sehr positiv bewertet. Alle Dienstleister stuften diese als 

„sehr gut“ bis „gut“ ein (47% resp. 53%).  

Als Kommunikationskanal dominiert der direkte Kontakt in Form eines Telefonats bzw. in 

Form des persönlichen Gesprächs. Die Frage nach Problemen im elektronischen Mail-
verkehr wurde zu 100% verneint.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
157 Das Verfahren der Gewerbeanmeldung ist bereits Bestandteil der EA-Tätigkeit. Allerdings ist es 
nicht möglich, dass der EA die Gewerbeanmeldung als zuständige Stelle durchführt.     
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Abb. 49: Kommunikationskanäle, in Prozent 

 

 

Die zur Verfügung gestellten Informationen wurden zu über 90% als „sehr gut“ bis „gut“ klas-

sifiziert. Neben der Verständlichkeit wurde darüber hinaus der Umfang der zur Verfügung 

gestellten Informationen abgefragt. Auch hier sind die Dienstleister sehr zufrieden mit der 

Arbeit der EA.  

Abb. 50: Verständlichkeit der zur Verfügung gestellten Informationen, in Prozent 

 

 

Der Umfang der Informationen wurde zu 77% als „genau richtig“ eingestuft. Offenbar erfolgt 

mithin eine auf die Bedürfnisse der Dienstleister angepasste Informationsbereitstellung durch 

die EA. 
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Abb. 51: Umfang der zur Verfügung gestellten Informationen, in Prozent 

 

 

Der Zeitraum zwischen Kontaktaufnahme und Auskunftserteilung bzw. die zur Verfahrens-

abwicklung benötigte Zeit wurden ebenfalls positiv bewertet, nämlich mindestens mit „ange-

messen“. Bei der Informationsbereitstellung wurde über die Hälfte der Anfragen „sehr 

schnell“ bis „schnell“ beantwortet, bei der Verfahrensabwicklung geben über 40% der Dienst-

leister an, dass diese „sehr schnell“ bis „schnell“ erfolgt ist.  

Abb. 52: Zeitraum zwischen Kontaktaufnahme und Auskunftserteilung/ Verfahrens-
abschluss 
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Die Zufriedenheit der Dienstleister mit der Arbeit des EA ist hoch. Für die Kammer-EA waren 

von 15 Dienstleistern 14 „sehr zufrieden“ und lediglich einer „zufrieden“. Bei den zwei Stadt-

kreisen waren die Dienstleister mit der Arbeit „zufrieden“. Die Zufriedenheit der Dienstleister 

wird weiter durch die Bejahung der Frage verstärkt, ob sie die Dienste der EA nochmals in 

Anspruch nehmen würden: 100% haben dies mit „ja“ beantwortet. Auch die ergänzenden 

Kommentare der Dienstleister verdeutlichen die Qualität der EA-Tätigkeit:  

 

 Alles bekommen was ich verlangt habe. Die Gegenseite hat sehr schnell 

verstanden worum es mir geht. 

 Der Zeitaufwand ist viel geringer und bei Fragen gleich eine Antwort. 

 Große Zeitersparnis. 

 Ich habe alle Informationen und darüber hinaus auch weitere, nicht direkt 

im Zusammenhang mit meiner Existenzgründung stehende Informationen 

erhalten. 

 Kompetent und zügige Bearbeitung. 

 Sehr einfach und schnelle Art an Informationen zu kommen und Formalitä-

ten abzuwickeln. 

 Sehr kompetent. 

 

Im Hinblick auf die angebotenen Dienstleistungen der EA wurden keine konkreten Verbesse-

rungsvorschläge genannt, es wurden keine zusätzlichen Leistungen gewünscht, wobei auf 

die Frage der Gewerbeanmeldung bzw. der Anmeldung beim Finanzamt noch einmal hinge-

wiesen werden soll (vgl. 6.3.1). Als Verbesserungsvorschlag für die Zukunft wurde ge-

wünscht, dass das Angebot des EA besser beworben werden sollte, damit mehr Dienstleister 

davon erfahren.  
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6.4. Optimierungspotenziale aus Sicht der EA 

…hinsichtlich der Zurverfügungstellung von Informationen… 

 

Stadtkreise  Die Infos auf service-bw und auf den Hompages der Städte müssten mehr 

am Kunden orientiert sein.  

 zeitnahe Information/Rundbriefe vom Land an EA über aktuelle Änderungen  

 Übersicht, welche Verfahren elektr. abgewickelt werden können 

Landkreise   Bessere, d.h. übersichtlichere und kürzere Bereitstellung von Informationen 

auf service-bw  

 Solange das System nicht funktioniert, sollte man kein Marketing betreiben. 

Weiter sollte kommuniziert werden, dass der EA kein Ansprechpartner für al-

le Bereiche der Verwaltung ist. 

Kammern  Informationen in Fremdsprachen 

 Mehrsprachigkeit der Informationen 

 Bessere Zusammenarbeit mit zuständigen Behörden. 

 Landesportal service-bw hinsichtlich Informationsinhalt sowie der zuständi-

gen Stellen konkretisieren. 

 Beschreibungen der tatsächlichen Auslegung durch die Verwaltung; häufig 

wichtiger für die tatsächlichen Formalitäten als der Gesetzeswortlaut; außer-

dem konkrete Höhe der Gebühren 

 

…hinsichtlich der Verfahrensabwicklung über den EA… 

 

Stadtkreise  Die Verfahrensabwicklung ist im Moment für den Kunden zu kompliziert und 

zu aufwändig. Die Kunden kommen mit der Antragstellung über service-bw 

nicht klar und brechen ab. Verfahren müssten einfacher für Kunden sein.  

 Vereinfachung der Registrierung in "service-bw" 

 Online-Abwicklung sollte vereinfacht werden. Eine vollständige Online-

Abwicklung ohne Medienbrüche ist derzeit nicht möglich. 

 elektronische Verfahrensabwicklung in engl. Sprache anbieten 
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Landkreise   Verbesserung Funktionalität & Handling von service-bw für Verfahrensab-

wicklung  

 bessere Bewerbung im Ausland 

 service-bw ist für Antragsteller benutzerunfreundlich und funktioniert nicht. 

Es sollten alle Verfahren, welche nur eine Gewerbeanmeldung benötigen 

(sehr viele), ohne den EA erfolgen (unnötiger Verwaltungsaufwand). 

 Größtes Hindernis sind rechtliche Unklarheiten bezüglich Schriftformerfor-

dernis in Zusammenhang mit elektronsicher Verfahrensabwicklung (§ 3a 

Abs.2 LVwVfG / VwVfG - qualifizierte elektronische Signatur) - Lösung über 

eGovernment Gesetz des Bundes zweifelhaft 

Kammern  Vereinfachung der Plattform auf service-bw 

 Erleichterungen im Bereich der Schriftformerfordernisse insbesondere im 

Gewerbemeldeverfahren, Anbindung der Online-Verfahrensmanager im 

Handwerk an service-bw über Schnittstelle 

 Schnittstellen zur Erleichterung der Gewerbeanmeldung 

 elektronische Akte in service-bw muss optimiert werden 

 Technische und rechtliche Rahmenbedingungen für Online-

Verfahrensabwicklung verbessern 

 elektronische Abwicklung, Formulare im Internet abrufbar, Einheitlichkeit der 

erforderlichen Unterlagen und der Verfahrensabwicklung 

 Solange nur einzelne Bestandteile von Verwaltungsverfahren elektronisch 

möglich, aus Nutzersicht uninteressant; außerdem mehr Nutzerfreundlichkeit 

erforderlich 

 

…hinsichtlich der Übernahme weiterer Verfahren und Aufgaben durch die EA… 

 

Stadtkreise  Ausbau des eGovernment über die Position des EA 

 Baurecht, da gerade bei Gaststättenrecht enge Verknüpfung 

Landkreise   Die Aufnahme weiterer Verfahren und Aufgaben durch die EA würde zu ei-

ner weiteren Verfahrensvereinfachung und zu einer Verbesserung der 

Dienstleistung für die Kunden und damit der Bürgerfreundlichkeit beitragen. 
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 Anträge für Führungszeugnisse sollten in Zusammenhang mit der Aufnahme 

selbstständiger Tätigkeiten soweit erforderlich auch über den EA beantragt 

werden dürfen. 

 Meldungen an das Finanzamt, Arbeitsagentur und Berufsgenossenschaften  

 Mehrwert wird erst über die Einbindung des Lebenslagenprinzips erfolgen 

können, da z.B. Baugenehmigung nicht über EU-DLR abgedeckt ist.  

 Erweiterung auf alle Verfahren und Aufgaben insbesondere der Sozialver-

waltung bezogen auf ältere Mitmenschen und Menschen mit Behinderung 

(Zugang zu Informationen und Verfahren trotz eingeschränkter Mobilität) 

Kammern  Durchführung weiterer Verfahren, die der Gründer erledigen muss, wie z.B. 

Steuerverwaltung, Berufsgenossenschaften, tarifliche Sozialkassen 

 Erweiterung  des Verfahrensspektrums (siehe dazu das Leistungsspektrum 

der Starter Center im Handwerk: u.a. Finanzamt, Berufsgenossenschaft, 

Rentenversicherung, Sozialkassen, Handelsregister, Betriebsnummer der 

Arbeitsagentur) 

 Einbeziehung Meldung an Sozialversicherungen 

 Rechtswirksame Gewerbeanzeige bei den IHK  

 weniger Ausnahmen, IHK als zuständige Stelle für Gewerbeanmeldungen  

 Unbedingt erforderlich, da Abgrenzung der EG-DLR für Nutzer nicht nach-

vollziehbar und zufällig; gilt insb. für Verkehr und Baurecht; dagegen Aus-

schluss von Steuerrecht, Arbeits- und Sozialrecht sinnvoll 

 

…Weitere… 

 

Stadtkreise  Evt. Durchführung einer landesweiten Werbekampagne zum Service der EA 

Landkreise   Weitere Verfahren voll-elektronisch ermöglichen, z.B. Führungszeugnis, 

Auskunft Gewerbezentralregister, Handelsregister, ...  

 Ein EA kann nicht alle EU-Sprachen vorhalten, hier besteht auch noch Hand-

lungsbedarf für eine Lösungsmöglichkeit. 

 Das Instrument ist zu wenig bekannt. EA eines Landkreises hat hier zu we-

nig Spielraum, mehr nationale Informationen. 



95

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3241

 

 89 

 
 

Abschlussbericht Evaluation EA-Gesetz Baden-Württemberg 

 Werbung, damit Dienstleister von EA Kenntnis erhalten 

Kammern  Konkretere Informationen bei service-bw. 

 Erweiterung der Aufgaben würde Marketing erleichtern; die guten Möglich-

keiten der Nutzung des EA noch zu wenig bekannt - auch bei den Behörden 

 Rechtliche Rahmenbedingungen müssen an EA angepasst werden z.B. Ge-

werbeanmeldung bei den Kammern. 

 
 

6.5. Zentrale Ergebnisse der Interviews mit ausgewählten Einheitlichen 
Ansprechpartnern in Baden-Württemberg 

Um die Ergebnisse der Strukturdaten- und Verfahrensanalyse um weitere qualitative Aspekte 

ergänzen zu können, wurden im Oktober und November 2012 leitfadengestützte Interviews 

mit ausgewählten EA geführt. Unter Berücksichtigung der regionalen Verteilung und der bis-

her gemeldeten Fallzahlen hinsichtlich der Inanspruchnahme wurden insgesamt neun Kom-

munen (sechs Landkreise und drei Stadtkreise) und fünf Kammern (zwei IHK, zwei HWK und 

die Architektenkammer) für eine vertiefende Untersuchung ausgewählt. Neben solchen mit 

einer hohen Inanspruchnahme wurden auch EA ausgewählt, die bislang kaum oder gar nicht 

im Rahmen ihrer EA-Funktion in Anspruch genommen wurden. In diesen Fällen wurde auf-

grund des engen Zeitrahmens auf Interviews vor Ort verzichtet und stattdessen Telefoninter-

views mit den EA geführt. Die Auswahl der Interviewpartner erfolgte in Abstimmung mit dem 

Auftraggeber. Die zentralen Ergebnisse der leitfadengestützten Interviews werden im Fol-

genden kurz vorgestellt.  

6.5.1. Wahrnehmung des EA durch den Kunden  

Allgemein wird der EA von Kunden als solcher nicht wahrgenommen bzw. explizit nachge-

fragt. Dies gilt im Wesentlichen sowohl für die Kammern als auch für die Stadt- und Land-

kreise. In der Regel verfügen die Kunden über keine Kenntnisse, welche Aufgaben der EA 

konkret wahrnimmt. Die HWK weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, dass sie mit Ein-

richtung der Service-/Starter Centren bereits eine zentrale Anlaufstelle für Existenzgründer 

geschaffen haben, die bereits ein umfassendes Betreuungs- und Beratungsangebot vorse-

hen, in das der EA integriert wurde. Die beiden IHK geben zudem an, dass die Kunden das 

EA-Angebot durchaus schätzen und teilweise erstaunt sind, wie umfangreich und sorgfältig 

ihre Anliegen vom EA bearbeitet werden. Die befragten Kommunen weisen darauf hin, dass 

der EA nicht als solcher wahrgenommen wird. Zudem gab es insbesondere zu Beginn häufig 

Missverständnisse aufgrund des Namens „Einheitliche Ansprechpartner“, da die Kunden die 

Einrichtung als zentralen Ansprechpartner für allgemeine Bürgerangelegenheiten ansahen.  
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6.5.2. Verortungsentscheidung und organisatorische Verankerung des EA in der 
Verwaltung  

Die Interviewpartner wurden danach gefragt, wie sie die Entscheidung, den EA auf Ebene 

der Kammern sowie optional auf Ebene der Stadt- und Landkreise anzusiedeln, nach drei 

Jahren Wirkbetrieb beurteilen. Der Großteil der Befragten hält die Verortungsentscheidung 

für sinnvoll. Von zwei EA wird die Ansiedlung differenziert beurteilt. Ein Kammer-EA ist der 

Meinung, dass die Verortung des EA auf Ebene der Kammern und Kommunen in der An-

fangsphase sinnvoll gewesen sei. Aufgrund der geringen Nachfrage nach den EA-

Leistungen sei die Enttäuschung auf kommunaler Ebene nun sehr groß. Die Verfahrensab-

wicklung bei den Kammern habe sich hingegen bewährt. Zudem seien teilweise Kontakte 

und Beratungsleistungen der Kammern auf kommunaler Ebene nicht vorhanden. Darüber 

hinaus sei es aus seiner Sicht auch schwierig, bei geringer Nachfrage das entsprechende 

Spezialwissen vorzuhalten. Daher hält es der Interviewpartner nicht mehr für zwingend not-

wendig, den EA auch noch außerhalb der Kammern anzusiedeln. Ein kommunaler EA ist der 

Meinung, dass die Verortung bei den Kammern sinnvoll, jedoch auf kommunaler Ebene 

fragwürdig sei.  

Die positiven Bewertungen der Verortungsentscheidung werden damit begründet, dass die 

EA-Tätigkeiten das bisherige Aufgabenportfolio der Kammern sinnvoll ergänzen und die 

Fachkompetenz dort bereits vorhanden sei. Auch sei es wichtig, dass der EA dort angesie-

delt wird, wohin sich betroffene Unternehmen ohnehin im Rahmen der Existenzgründung als 

erstes wenden. Die Vielfalt der Ansprechpartner wird ebenfalls als ein Vorteil gesehen (v.a. 

für den ländlichen Raum). Die Ansiedlung des EA auf kommunaler Ebene sei sinnvoll, da 

dort das Knowhow im Bereich der Verwaltung vorhanden ist. Zudem seien die Wege bei 

baurechtlichen Fragen innerhalb der Kommunalverwaltung kürzer. Als weitere Vorteile der 

Verortungsentscheidung wurden die durch das Modell gewährleistete Ortsnähe sowie die 

Sachnähe auf kommunaler Ebene (Nähe zu den Genehmigungsbehörden) gesehen. Trotz 

der insgesamt positiven Bewertung des Verortungsmodells wiesen zwei EA darauf hin, dass 

die Vielzahl der Ansprechpartner keine kundenfreundliche Lösung darstelle. Einen Sonderfall 

stellt die Architektenkammer dar, die insgesamt keinen Mehrwert im EA-Modell sieht.  

Die organisatorische Verankerung des EA in den jeweiligen Verwaltungen zeigt eine große 

Vielfalt. Auf Ebene der Kammern ist der EA im Service bzw. Starter-Center als fester Bestan-

teil der Existenzgründerberatung, in der Rechtsabteilung aufgrund der komplexen rechtlichen 

Fragestellungen und im Eintragungswesen angesiedelt. Auf kommunaler Ebene findet man 

den EA im Gewerbeamt, in der Wirtschaftsförderung, im Bürgerservice und im Hauptamt. 

Probleme aufgrund der organisatorischen Verankerung des EA in der jeweiligen Verwaltung 

sehen die Befragten grundsätzlich nicht. Lediglich zwei EA weisen auf Schwierigkeiten hin. 

In einem Fall besteht aus Sicht eines Kammer-EA eine gewisse Doppelstruktur zur Existenz-
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gründerberatung.  Darüber hinaus bezweifelt ein kommunaler EA, dass das Landratsamt die 

geeignete Stelle sei, um alle für ein Unternehmen relevanten Verfahren abzuwickeln. Aus 

seiner Sicht seien die Städte besser geeignet, da dort die notwendigen Verfahren bearbeitet 

werden. 

6.5.3. Personelle und technische Ausstattung des EA  

Die Stadt- und Landkreise wurden zudem danach gefragt, wie sie die personelle und techni-

sche Ausstattung des EA bewerten. Hinsichtlich der personellen Ausstattung sind sich die 

EA einig, dass ausreichend personelle Ressourcen für die Wahrnehmung der Aufgaben zur 

Verfügung stehen. Eine Kammer wies jedoch darauf hin, dass eine intensivere Bewerbung 

des EA-Angebots in der Zukunft mit einer personellen Aufstockung einhergehen müsse. Eine 

Kommune vertrat die Auffassung, dass die personelle Ausstattung für die derzeitige EA-

Tätigkeit ausreiche, betonte aber gleichzeitig, dass man bei einer stärkeren Nachfrage der 

Verfahrenslotsenfunktion schnell an seine personelle Grenzen stoßen werde. In einem Fall 

gab eine Kommune an, dass es aufgrund der geringen Nachfrage sogar zu einer Stellenre-

duktion im EA-Bereich gekommen sei. Das hohe Qualifikationsniveau der Mitarbeiter der EA 

wurde im Wesentlichen damit begründet, dass im Rahmen der Tätigkeit komplexe Anfragen 

und ein breites Themenspektrum bearbeitet werden. 

Fortbildungsbedarf im Zusammenhang mit den EA-Tätigkeiten wurde nur von wenigen der 

befragten EA gesehen. Zwei kommunale EA wünschten sich einen regelmäßigen Erfah-

rungsaustausch zwischen den EA in Baden-Württemberg. Der Großteil sah hingegen derzeit 

hierfür keinen Bedarf. Von einem Kammer-EA wurde der Fortbildungsbedarf mit der großen 

Themenvielfalt im Tätigkeitsbereich begründet. 

Die technische Ausstattung des EA wurde von den befragten Kammern, Stadt- und Land-

kreisen als ausreichend für die Wahrnehmung der ihnen zugewiesenen Aufgaben angese-

hen. Eine Kammer und Kommunen bezeichneten die Ausstattung als sehr gut bzw. gut. Von 

kommunaler Seite wurde jedoch darauf hingewiesen, dass das Dienstleistungsportal service-

bw optimierungswürdig sei. Auch eine Kammer – obwohl zufrieden mit der technischen Aus-

stattung im eigenen Hause – gab an, dass Probleme eher bei der Abwicklung des Online-

Verfahrens gesehen werden.   

6.5.4. Inanspruchnahme und Kundenstruktur des EA  

Wie die Erfahrungen – auch in anderen Bundesländern – zeigen blieb die Inanspruchnahme 

des EA bisher hinter den Erwartungen zurück. Aus diesem Grund wurden die Inter-

viewpartner gefragt, welches aus ihrer Sicht die Gründe für die geringe Inanspruchnahme 

sein könnten. Als Hauptgrund für die zurückhaltende Nutzung durch inländische Dienstleis-

tungserbringer wurde der aufgrund der unzureichenden Bewerbung geringe Bekanntheits-
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grad des EA genannt. Als weiterer Grund wurde die fehlende Nachfrage auf Kundenseite 

gesehen, die damit erklärt wurde, dass einerseits bereits bekannte Angebote genutzt werden 

und andererseits das EA-Gesetz bzw. die EU-DLR nicht alle für Unternehmen relevanten 

Verfahren umfassen. Ein EA hatte keine Erklärung für die geringe Nachfrage, vermutete je-

doch, dass es mit dem Dienstleistungsprotal service-bw zusammenhängen könnte. Ein an-

derer EA konstatierte, dass viele Kunden mit dem Namen „Einheitlicher Ansprechpartner“ 

nicht anfangen könnten.  

Ein ähnliches Bild zeigte sich bei der Frage nach den Gründen für die geringe Inanspruch-

nahme des EA durch ausländische Dienstleistungserbringer. Als Hauptgrund für die zurück-

haltende Nutzung wurde hier die Überschätzung des Nachfragepotenzials im Ausland ge-

nannt. Des Weiteren wurden die geringe Bekanntheit des deutschen EA im Ausland, die In-

anspruchnahme des EA im Heimatland und sprachliche Hürden bei der Nutzung von service-

bw angeführt. Ein kommunaler EA vermutete, dass die Anfragen von ausländischen Dienst-

leistungserbringern von den Kammern „abgefangen“ werden. Ein anderer kommunaler EA 

gab hingegen an, dass der Großteil der Anfragen bei ihm von ausländischen Dienstleistern 

stammt, während ein Kammer-EA einen Schwerpunkt bei Inländern ausmachte, jedoch auch 

viele Anfragen aus dem Ausland erhält.  

Ein weiterer Aspekt, der mit den Interviewpartnern erörtert wurde, war, warum sich haupt-

sächlich Einzelunternehmer an den EA wenden. Dieser Umstand wurde zum einen darauf 

zurückgeführt, dass die Strukturen der Mitglieder (bei den Kammern) bzw. vor Ort (bei den 

Kommunen) die überwiegende Inanspruchnahme des EA durch Einzelunternehmer erklären. 

So wurde darauf hingewiesen, dass es sich beim Großteil der Kammermitglieder um Einzel-

unternehmer handelt. Zudem nutzen viele Existenzgründer den EA, die ebenfalls meistens 

als Einzelunternehmer auftreten. Ein kommunaler EA gab an, dass die Wirtschaftsstruktur 

vor Ort stark durch Einzelunternehmer geprägt sei. Als weiterer Grund wurde genannt, dass 

den Einzelunternehmern oft die personellen Kapazitäten und das Wissen fehlen, während 

große Unternehmen über ausreichend Ressourcen verfügen und daher das EA-Angebot 

nicht unbedingt benötigen.   

6.5.5. Werbemaßnahmen für den EA  

Die Interviewpartner wurden ebenfalls darum gebeten, darüber Auskunft zu geben, in wel-

cher Form das Angebot des EA beworben wird. Hinsichtlich der Bewerbung des EA zeigen 

sich Unterschiede zwischen Kammern und Kommunen. Während die befragten Kammern 

angaben, dass EA-Angebot mehr oder weniger intensiv zu bewerben, verzichten die Kom-

munen teilweise gänzlich darauf. Eine Ausnahme bildet die Architektenkammer, die nur zu 

Beginn Werbemaßnahmen ergriffen und mittlerweile ihre Aktivitäten eingestellt hat, da der 

EA aus ihrer Sicht keinen Mehrwert für die Architekten hat. Die Kammern nutzen vor allem 
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Faltbroschüren, Gründermessen (NewCome), Informationsveranstaltungen, Presseerklärun-

gen und das Internet, um das EA-Angebot zu bewerben. Ein Kammer-EA wies jedoch darauf 

hin, dass auf eine umfassende Bewerbung der EA-Dienstleistungen bislang verzichtet wur-

de, da das Online-Verfahren noch nicht funktioniere. Die kommunalen EA wiesen vorwie-

gend auf ihrer Internetseite auf das neue Angebot hin. Ein EA gab an, dass er die Dienstleis-

tungen regelmäßig im Newsletter der Wirtschaftsförderung und auf Unternehmens- und 

Branchenveranstaltungen bewirbt. Gleichzeitig wurden die fehlenden Werbemaßnahmen auf 

Landes-, Bundes- und EU-Ebene bemängelt. Vereinzelt kommen auch Broschüren zum Ein-

satz, die an die Gemeinden verteilt werden. Zwei EA haben nur zu Beginn das neue Dienst-

leistungsangebot beworben (z.B. Pressartikel, Informationsveranstaltungen, Zeitungsannon-

cen).     

6.5.6. Erfahrungen mit dem Dienstleistungsportal service-bw 

Um einen Überblick über mögliche Probleme im technischen Bereich zu erhalten, wurden die 

ausgewählten EA dazu befragt, welche Erfahrungen sie mit dem Dienstleistungsportal des 

Landes (service-bw) zur Informationsbestellung gemacht haben und in welchen Bereichen 

sie ggf. Optimierungsbedarf sehen. Bei der Auswertung der Ergebnisse zeigt sich differen-

ziertes, aber eher negatives Bild.  

Lediglich zwei EA bewerteten das Portal positiv. Während in einem Fall darauf verwiesen 

wurde, dass das Portal eine gute Lösung sei, da alle relevanten Informationen vorhanden 

sind und die Verfahren kompakt und übersichtlich dargestellt werden, wurde im anderen Fall 

nur seine Funktionsfähigkeit angeführt. Dagegen berichteten sechs EA, dass sie ausschließ-

lich negative Erfahrungen mit service-bw gemacht haben. Allerdings wurde nur von einem 

EA konkret auf negative Aspekte hingewiesen. Er gab an, dass es Probleme bei der Nutzung 

gebe, und monierte, dass es nicht möglich sei, den Bearbeitungsstatus zu verändern. Dar-

über hinaus wurde kritisiert, dass das Portal es nicht ermögliche, komplexere rechtliche Fra-

gestellungen generalisierend und verständlich darzustellen. Die übrigen EA benannten so-

wohl negative als auch positive Aspekte, wobei die kritischen Anmerkungen überwiegen. 

Weitere Kritikpunkte, die in diesem Zusammenhang angesprochen wurden, sind die schwie-

rige Bedienung (insbesondere beim Zugang/bei der Registrierung und bei der Verfahrens-

abwicklung), die unvollständigen/zu oberflächlichen und unübersichtlichen Informationen, zu 

wenige verfügbare Sprachen und die eingeschränkte Funktionsweise der Schlagwortsuche. 

Positiv bewertet wurde, dass es sich bei service-bw um eine sinnvolle Einrichtung handele, 

die sehr gut geeignet für Informationsbereitstellung sei. Zudem wurde dem Portal attestiert, 

dass es alle relevanten Informationen enthalte sowie Verfahren und Informationen kompakt 

und übersichtlich darstelle. Positive Erfahrungen wurden darüber hinaus mit der elektroni-

schen Fallakte, dem Zuständigkeitsfinder sowie dem Dokumentensafe gesammelt.  
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Aufgrund der eher negativen Bewertung des Dienstleistungsportals wurde von den befragten 

EA auch auf entsprechenden Optimierungsbedarf hingewiesen. Im Wesentlichen lassen sich 

zwei Schwerpunktbereiche identifizieren, in denen Verbesserungen angeregt wurden. Zum 

einen geht es um das Informationsangebot, das durch eine übersichtlichere Bereitstellung 

konkreterer Informationen verbessert werden sollte. Zum anderen sollte die Bedienbarkeit 

des Portals besser gestaltet werden. So sollte sowohl die Abwicklung von Online-Verfahren, 

die oft aufgrund technischer Probleme scheitert, als auch die Registrierung vereinfacht und 

beschleunigt werden. Des Weiteren wird vorgeschlagen, das Fomularcenter der HWK mit 

service-bw zu vernetzen, das Sprachenangebot zu erweitern, das Problem des Schriftfor-

merfordernisses zu lösen sowie weitere für Unternehmen relevante Verfahren in das Ange-

bot aufzunehmen. Zwei kommunale EA wiesen zudem darauf hin, dass ein gewisses Dilem-

ma im Zusammenhang mit dem Dienstleistungsprotal bestehe, da einerseits eine einfache 

Handhabung und andererseits die rechtlich notwendige komplexe Darstellung von Sachver-

halten gewährleistet sein sollte. Dieser Widerspruch sei jedoch kaum auflösbar. 

6.5.7. Informations- und Wissensmanagementsysteme auf EA-Ebene  

Die ausgewählten Kammern, Stadt- und Landkreise wurden auch dazu befragt, inwieweit sie 

unmittelbaren Zugriff auf alle zur Erfüllung der Informationspflichten der EA erforderlichen In-

formationen haben. Lediglich zwei EA gaben an, dass sie keinen unmittelbaren Zugriff ha-

ben. In einem Fall bestehe die Informationssuche aus eigener Recherche bzw. Kontaktauf-

nahmen zu den zuständigen Behörden. Im anderen Fall fehle eine Vernetzung mit den Sys-

temen und Datenbanken anderer Stellen und Fachbereiche innerhalb der Stadtverwaltung. 

Jedoch wisse man in der Regel, an wen man sich wenden müsse.  

Die übrigen EA benannten konkrete Möglichkeiten, wie sie auf die erforderlichen Informatio-

nen zugreifen. Am häufigsten wird das Portal service-bw als Informationsquelle genannt. 

Darüber hinaus wird aber auch auf Rechtsdatenbaken (z.B. Beck-Online), interne/externe 

Kontakte, Zeitschriften, Kommentare, Kammer-Wiki, die Startothek der KfW Bank, das haus-

interne Telefonbuch (zur Weiterleitung der Fälle im Hause) zurückgegriffen. Zwei EA mach-

ten keine konkreten Angaben, betonten aber, dass bislang alle zur Wahrnehmung der EA-

Aufgaben erforderlichen Informationen vorlägen. Ein EA hob hervor, dass er inzwischen über 

genügend eigene Erfahrungen verfüge. Lediglich ein EA bemängelte, dass er auf bestimmte 

Informationen keinen Zugriff habe. Kritisiert wurde dabei, dass einerseits nur pauschale In-

formationen zum Thema Gebühren bei service-bw zu finden seien und andererseits kein Zu-

griff auf Informationen über interne Verwaltungserlasse bestehe. 

Auf die Frage, ob die Kammern, Stadt- und Landkreise über ein Informations- und Wissens-

managementsystem für die Verfahrensabwicklung verfügen, antworteten sieben EA, dass sie 

kein eigenes System nutzen. In einem Fall wurde zudem darauf hingewiesen, dass es auf 
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IHK-Ebene zwar eine Datenbank gebe, die jedoch nicht die notwenigen Informationen ent-

halte. Für die Suche nach oberflächlichen Informationen werde auf service-bw zurückgegrif-

fen. Ein kommunaler EA gab an, dass man sich auf die gesetzlichen Grundlagen und die zu-

vor gesammelten Erfahrungen bei der Einbeziehung der Behörden stütze. Allerdings wurde 

es als problematisch angesehen, dass die einzubeziehenden Stellen in den einzelnen Kom-

munen nicht immer einheitlich verortetet sind. Ein Kammer-EA begründete das Fehlen eines 

eigenen Systems damit, dass es nicht sinnvoll sei, Doppelstrukturen zu service-bw zu schaf-

fen. Ein Stadtkreis-EA nutzt kein eigenes  System, greift aber auf service-bw und die Infor-

mationen der einheitlichen Behördennummer 115 zurück.  

Nur zwei EA gaben an, dass sie über ein eigenes Informations- und Wissensmanagement-

system verfügen. Ein Kammer-EA verwies auf die IHK-Datenbank, in der die IHK alle EA-

relevanten Informationen und Tätigkeiten sammelt und zur Verfügung stellt. Damit könne 

man von den bisher im EA-Bereich gemachten Erfahrungen profitieren. Darüber hinaus wur-

de das Metaformularsystem genannt, bei dem es sich um ein speziell für die HKW entwickel-

tes digitales Fomularcenter handelt. Hiermit werden über Metaformulare alle relevanten Ver-

fahren eingegeben und weiterverarbeitet. Zudem generiert das System für jeden Kunden ei-

ne eigene Ansprechpartnerliste. 

6.5.8. Bewertung der Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen  

Die ausgewählten EA wurden ebenfalls dazu befragt, wie sie die Zusammenarbeit mit den 

zuständigen Behörden bewerten. Hier zeigt sich ein überwiegend positives Bild. Der Großteil 

der Befragten beurteilte die Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden als gut. Ein EA 

gab an, dass es zu Beginn Probleme gab, da die zuständigen kommunalen Stellen darum 

baten, dass sich die Kunden doch selbst an sie wenden sollten. Mittlerweile funktioniere die 

Zusammenarbeit aber gut, wobei es jedoch immer auch von der jeweiligen Person abhänge, 

mit der man gerade Kontakt habe. Besonders gut funktioniere die Zusammenarbeit mit der 

Stadt Karlsruhe in den Bereichen Tierschutz und Gewerbeanmeldung. Ein weiterer Kammer-

EA beurteilte die Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen sehr unterschiedlich. Positive 

Erfahrungen wurden mit der Wirtschaftsförderung der Stadt Stuttgart gesammelt, da es einen 

guten und schnellen Informationsaustausch gebe. Probleme würden eher bei der Zusam-

menarbeit mit kleineren Gemeinden auftreten, da diese sich teilweise nicht zurückmelden 

oder über wenige Kenntnisse über den EA verfügen. Optimierungsbedarf wurde lediglich in 

zwei Bereichen gesehen. Einerseits könne es zu Problemen bei der elektronischen Bearbei-

tung von Fällen aus dem Ausland kommen, da es als schwierig beschrieben wird, den richti-

gen Ansprechpartner dort zu finden. Des Weiteren wäre es wünschenswert, wenn der Infor-

mationsaustausch stärker als bisher elektronisch stattfinden würde. In eine ähnliche Rich-

tung geht der Vorschlag eines Kammer-EA, der grundsätzlichen Optimierungsbedarf beim 
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Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden sah. Zudem sollte es seiner An-

sicht nach möglich sein, eine Gewerbeanmeldung online durchführen zu können.   

Im Rahmen der Interviews wurde die Frage erörtert, ob den Befragten Fälle bekannt sind, in 

denen aufgrund räumlicher Überschneidungen mehrere EAs gleichzeitig in Anspruch ge-

nommen worden sind. Der Großteil der EA gab an, dass ihnen solche Fälle nicht bekannt 

seien. Lediglich drei EAs berichteten, dass dies schon einmal vorgekommen sei. Eine IHK 

verwies auf einen Fall, in dem eine Anfrage sowohl an die IHK als auch an den Stadtkreis-

EA gesendet wurde. Zwischen den Kammern sei die Verteilung jedoch klar, so dass es hier 

nicht zu Überschneidungen kommen könnte. In einem weiteren Stadtkreis-EA wurden eben-

falls schon einmal mehrere EA gleichzeitig in Anspruch genommen. Dies komme vor allem 

bei schwierigen Anliegen vor. Darüber hinaus betonte eine Kammer, dass es Fälle gebe, die 

von der IHK an sie bzw. umgekehrt Fälle von ihr an die IHK weitergeleitet werden. Diese Er-

gebnisse deuten darauf hin, dass die gleichzeitige Inanspruchnahme mehrerer EA in Baden-

Württemberg kein vordringliches Problem darstellt. 

6.5.9. Stärken und Schwächen des baden-württembergischen EA-Modells 

Die ausgewählten Kammern, Stadt- und Landkreise wurden darum gebeten, die Stärken und 

Schwächen des baden-württembergischen EA-Modells zu benennen. Hingewiesen wurde 

auf die Serviceorientierung durch die Schaffung einer zentralen und kostenlosen Anlaufstel-

le, die Ortsnähe durch die regionale Verortung mehrerer unterschiedlicher EA-Stellen, die 

darüber hinaus eine regionale Aufteilung des Fachwissens ermöglicht, die hohe Beratungs-

qualität und die Beschleunigung der Verfahren. Des Weiteren wird es als Stärke des Modells 

angesehen, dass der EA bei den Wirtschaftskammern und Kommunen angesiedelt wurde. 

Zwei EA sprachen auch positive Nebeneffekte an, die sich durch die Umsetzung des Modells 

ergeben haben. Zum einen habe die Einführung des EA dazu geführt, dass sich die Kam-

mern untereinander besser kennengelernt haben. Zum anderen musste man sich im Zuge 

der Einrichtung des EA mit der Ablauforganisation innerhalb seiner Verwaltung beschäftig-

ten, was zu einer Optierung der internen Prozesse geführt habe.  

Die befragten EA benannten jedoch auch einige Schwächen des EA-Modells. In diesem Zu-

sammenhang wurde auf den geringeren Bekanntheitsgrad des EA, die Vielzahl der EA-

Stellen, das teilweise heterogene Aufgabenverständnis der EA, das Dienstleistungsportal 

service-bw (v.a. die elektronische Verfahrensabwicklung, sprachliche Hürden) sowie die Un-

einheitlichkeit und Unübersichtlichkeit der EA-Verortung durch das Optionsmodell hingewie-

sen. Der Name „Einheitlicher Ansprechpartner“ verursache bei den Bürgern oft Missver-

ständnisse, da diese vermuten, dass es sich um einen zentralen Ansprechpartner für alle 

Behördenangelegenheiten handelt. Häufig würden Anfragen an ihn gerichtet, die keinen Un-

ternehmensbezug haben (z.B. Führerschein, Harz IV). Als weitere Schwächen wurden die 
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fehlende Zuständigkeit für bestimmte Bereiche (z.B. Krankenversicherung), die unterschied-

liche Beratungstiefe in einzelnen Bereichen (z.B. Finanzamt), in denen die Kunden nur wei-

terverwiesen werden, ohne ihnen jedoch einen konkreten Ansprechpartner nennen zu kön-

nen, das Fehlen einer zentralen Landesstelle zur Unterstützung der EA sowie die zu starke 

Fokussierung auf den eGovernment-Aspekt, welches nicht bedarfsgerecht erscheine, da die 

Kontaktaufnahme hauptsächlich persönlich, per Telefon und Fax erfolgt, genannt. Ein EA 

vertrat die Meinung, dass die EU-DLR überflüssig sei und abgeschafft werden könne, da die 

Wirtschaftsförderungen diese Aufgaben bereits wahrnehmen und dies zur Ausbildung von 

Doppelstrukturen geführt habe. 

6.5.10. Erweiterung des EA-Aufgabenspektrums  

Mit den ausgewählten EA wurde die Frage erörtert, ob weitere Verwaltungsverfahren bzw. 

Aufgaben übernommen werden sollten, die das Leistungsspektrum des EA sinnvoll ergän-

zen. Fünf EA sahen hierfür keinen Bedarf bzw. standen einer Übernahme weiterer Aufgaben 

eher kritisch gegenüber, da es aufgrund der Einbeziehung weiterer Abteilungen zu einer 

Verkomplizierung des Verfahrens führen würde. Zudem sollte vorher erst einmal geprüft 

werden, ob eine Übernahme sinnvoll und fachlich geleistet werden kann. Drei EA hatten kei-

ne Einschätzung dazu, ob das Aufgabenspektrum erweitert werden sollte. Die Hälfte der EA 

vertrat allerdings die Auffassung, dass weitere Aufgaben übernommen werden sollten. Ge-

fordert wurde z.B. die Übernahme der Verfahrensabwicklung aller für Unternehmen relevan-

ten Verfahren. So könnte die rechtlich verbindliche Gewerbeanmeldung und die Handelsre-

gistereintragung vom EA durchgeführt werden. Begründet wurde dies damit, dass der EA 

aufgrund der gesetzlichen Grundlage in seinem Aufgabenportfolio bislang sehr beschränkt 

sei. Ebenfalls sollte man über eine weitergehende Beratung (z.B. Kranken- und Rentenversi-

cherung sowie Baurecht) nachdenken. Allerdings wurde in Bezug auf die baurechtliche Bera-

tung darauf verwiesen, dass dies aufgrund der Komplexität der Materie schwierig vom EA 

abzudecken sein dürfte. Es würde jedoch einen großen Vorteil für die Unternehmen bedeu-

ten, wenn diese Aufgabe vom EA wahrgenommen würde. Ein EA betonte jedoch, dass vor 

Übernahme neuer Aufgaben die Abwicklung der bisherigen Verfahren vollständig funktionie-

ren sollte (z.B. Gewerbeanmeldung online).   
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7. Erfahrungen mit dem EA in anderen Bundesländern 

In vier Bundesländern (Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 

Sachsen) wurde die Umsetzung bzw. die Verortung des EA bereits evaluiert. Weitere Bun-

desländer wie Berlin und Thüringen befinden sich derzeit in der Planungsphase, während 

Baden-Württemberg, Brandenburg und Rheinland-Pfalz kurz vor dem Abschluss ihrer Evalu-

ationen stehen. Um die im Rahmen der Untersuchung des baden-württembergischen EA 

gewonnenen Ergebnisse besser einordnen zu können, werden die Erkenntnisse aus den be-

reits durchgeführten Evaluationen im Folgenden kurz dargestellt. Hinzuweisen ist in diesem 

Zusammenhang darauf, dass sich Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen für eine externe 

Evaluation des EA entschieden haben, während in Mecklenburg-Vorpommern die Evaluation 

von der Landesregierung selbst durchgeführt wurde. In Sachsen stützte sich die von der 

Staatsregierung vorgenommene Analyse im Wesentlichen auf die Ergebnisse von zwei Gut-

achten. Anzumerken ist, dass sich die Ergebnisse aus den hier näher betrachteten Bundes-

ländern aufgrund der uneinheitlichen Vorgehensweise bei der Erhebung der Daten und auf-

grund struktureller Unterschiede nicht ohne Weiteres mit den Ergebnissen aus Baden-

Württemberg vergleichen lassen. Beispielweise müssen die Unterschiede hinsichtlich der 

Einwohnerzahl bei der Bewertung der Ergebnisse mit berücksichtigt werden. Während in 

Nordrhein-Westfalen 17,8 Mio. und in Niedersachsen 7,9 Mio. Menschen leben, sind es in 

Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern 4,1 Mio. bzw. 1,6 Mio. Einwohner. Dennoch ist es 

mit Hilfe einer vergleichenden Datenanalyse möglich, zumindest Tendenzen hinsichtlich der 

Inanspruchnahme des EA zu identifizieren.    

7.1. Mecklenburg-Vorpommern 

Mecklenburg-Vorpommern hat sich für eine Ansiedlung des EA bei den Wirtschaftskammern 

entschieden. § 1 Abs. 1 EAPG-MV sieht vor, dass bei der IHK zu Neubrandenburg, der IHK 

zu Rostock, der IHK zu Schwerin, der HWK Ostmecklenburg-Vorpommern und der HWK 

Schwerin EA errichtet werden. Darüber hinaus legt § 1 Abs. 2 EAPG-MV fest, dass die fünf 

Kammern eine gemeinsame Koordinierungsstelle bei einem EA bilden, die vor allem dafür 

zuständig ist, die zentrale Eingangsstelle für elektronische Anfragen und Anträge zu be-

treuen. Diese Aufgabe wird von der IHK Neubrandenburg wahrgenommen. Sie hilft Dienst-

leistungserbringern bei der Suche nach dem zuständigen EA, fungiert als Ansprechpartner 

bei grundsätzlichen Fragen zwischen den EA und den zuständigen Behörden, koordiniert die 

Zusammenarbeit der EA und ist zentrale Kontaktstelle für alle Angelegenheiten der EA.158 

Hinsichtlich der informationstechnischen Umsetzung der EU-DLR wurde aus Kostengründen 

auf die im Rahmen der Umsetzung der eGovernment-Strategie des Landes geschaffene Ba-

                                                 
158 Vgl. http://www.service.m-v.de/cms/DLP_prod/DLP/ea/de/wfs/Koordinierungsstelle/index.jsp (abge-

rufen am 22. November 2012). 
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sisinfrastruktur und die etablierten Landesportale zurückgegriffen.159 Die EA nutzen dabei ein 

gemeinsames Internet-Portal (www.ea-mv.de), das auf Komponenten des Dienstleistungs-

portals des Landes aufbaut. Dort können wichtige Informationen in deutscher, englischer und 

polnischer Sprache abgerufen werden. Zur Umsetzung der Anforderungen der EU-DLR wur-

de die eGovernment-Infrastruktur um zwei weitere Komponenten ergänzt. Zum einen unter-

stützt der elektronische Antragsassistent die Antragsteller bei der Ermittlung der erforderli-

chen Formulare anhand der ausgewählten Vorhabensart und der geplanten Ausübung der 

Dienstleistungstätigkeit. Darüber hinaus ermöglicht es die direkte Antragstellung bei den zu-

ständigen Behörden. Zum anderen dient das eingeführte elektronische Fallmanagementsys-

tem zur Verwaltung und Bearbeitung der eingehenden Anträge. Diese zentrale Anwendung 

wird für alle EA und die zuständigen Stellen eingesetzt und stellt im Zusammenhang mit der 

virtuellen Poststelle den rechtssicheren Datenaustausch zwischen Antragsassistenten und 

Fallmanagement sicher.160 

Hinsichtlich der tatsächlichen Inanspruchnahme ist zu sagen, dass der EA zwischen 2010 

und 2011 von insgesamt 418 Personen direkt kontaktiert wurde, wobei es sich hauptsächlich 

um Inländer (80 Prozent) und Gründerinnen und Gründer (67 Prozent) gehandelt hat. Das 

Angebot des EA haben überwiegend Kleinunternehmen mit in der Regel weniger als fünf 

Beschäftigten genutzt. Der Tätigkeitsschwerpunkt des EA liegt – wie auch in anderen Bun-

desländern – bei der Beratung und Information der Dienstleistungserbringer. Hingegen wur-

den bislang nur zehn Verfahren über den EA abgewickelt, wobei es bei einem Fall um eine 

Neugründung im Güterverkehr ging, die von der Dienstleistungsrichtlinie ausgeschlossen ist. 

Drei der zehn Verfahren wurden zudem über das elektronische Antragsstellungsverfahren 

abgewickelt.161  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Institution des Einheitlichen An-

sprechpartners kaum bekannt ist, genauso wenig wie die Möglichkeiten zur elektronischen 

Verfahrensvermittlung und der Antragsassistent. Daher ist die Inanspruchnahme des EA weit 

hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Dennoch lässt sich eine Steigerung bei der Inan-

spruchnahme feststellen, die von der Landesregierung als Hinweis auf die Etablierung des 

EA-Angebots gewertet wird. Die bislang geringe Nutzung des elektronischen Weges bei der 

Antragstellung deutet darauf hin, dass die elektronische Verfahrensabwicklung noch nicht 

optimal in die Qualitätssicherungssysteme des EA eingebunden ist. Hier müsste im Rahmen 

der Existenzgründungsberatung intensiver auf die Möglichkeiten der elektronischen Antrag-

stellung hingewiesen werden, um die Bekanntheit weiter zu erhöhen. Die Landesregierung 

weist zudem darauf hin, dass eine Differenzierung des Beratungsangebots nach EU-

                                                 
159 LT-MV Drs.6/1292, 12. 
160 LT-MV Drs.6/1292, 13-14. 
161 LT-MV Drs.6/1292, 18-20. 
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Staatsangehörigkeit nicht sinnvoll erscheint, da Nicht-EU-Bürger spätestens nach der Grün-

dung einer europäischen juristischen Person einen Anspruch auf Verfahrensabwicklung über 

den EA hätten. Die Einrichtung einer Koordinierungsstelle der EA hat sich aus Sicht der Lan-

desregierung bewährt.162 Zudem wird gefordert, dass sich die Verfahrensvermittlung auf alle 

Verfahren unabhängig von ihrer Erfassung durch die EU-DLR beziehen können sollte. Auch 

sollte sowohl das elektronische als auch das physische Beratungs- und Vermittlungsangebot 

der EA alle Unternehmen einschließen können. Schließlich vertritt die Landesregierung die 

Auffassung, dass sich das Angebot an alle Dienstleistungserbringer – unabhängig von der 

Staatsangehörigkeit und ihrer Rechtsform – richten sollte.163     

7.2. Niedersachsen  

In Niedersachsen ist der EA auf Landesebene beim Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 

Verkehr und auf kommunaler Ebene bei den 38 Landkreisen und den 17 kreisfreien bzw. 

großen selbständigen Städten angesiedelt. Aufgrund der interkommunalen Zusammenarbeit 

zwischen der Stadt und dem Landkreis Osnabrück gibt es insgesamt 55 kommunale EA-

Träger, aber nur 54 kommunale EA. Durchschnittlich haben diese 0,4 Stellenanteile für die 

Wahrnehmung der EA-Aufgaben im Stellenplan vorgesehen, wobei der durchschnittliche Ist-

Stellenumfang nur bei 0,1 Stellenanteilen liegt.164  

Der EA wurde im Jahr 2010 172 Mal und im Jahr 2011 146 Mal in Anspruch genommen. Bei 

weniger als der Hälfte der Inanspruchnahmen (146) handelte es sich um Auskünfte gemäß § 

1 NEAG - § 71c VwfG. Hingegen waren 182 Inanspruchnahmen nicht EU-DLR-relevant. Zur 

Verfahrensabwicklung gemäß § 1 NEAG - § 71b VwfG wurde der EA bisher nur einmal im 

Jahr 2011 genutzt.165 Aus Sicht der EA gibt es für die geringe Inanspruchnahme verschiede-

ne Gründe. Ein wesentlicher Grund, der in diesem Zusammenhang genannt wird, ist, dass 

die Kunden andere etablierte Ansprechpartner bevorzugen (z.B. Wirtschaftsförderung, 

Kammern). Ebenfalls von großer Bedeutung ist, dass die Kunden den direkten Kontakt zur 

zuständigen Fachbehörde bevorzugen. Da viele Kunden sowieso nur mit einer Behörde in 

Kontakt treten, kommt die mögliche Bündelungsfunktion des EA nicht zum Tragen, sondern 

macht das Verfahren komplexer statt einfacher. Darüber hinaus sind potenzielle Gebühren 

für die Nutzung des EA aus Sicht der EA ein weiterer Erklärungsfaktor für die geringe Inan-

spruchnahme. Weitere Gründe, die genannt werden, sind der fehlende Bedarf auf Unter-

nehmerseite, der vor allem im ländlichen Raum angenommen wird, sowie der geringe Be-

kanntheitsgrad des EA.166 Aufgrund der Ist-Analyse kommen die Evaluatoren zu dem 

                                                 
162 LT-MV Drs.6/1292, 17. 
163 LT-MV Drs.6/1292, 24-25. 
164 Rambøll Management, 2012, 15-20.  
165 Rambøll Management, 2012, 44-48. 
166 Rambøll Management, 2012, 51-52. 
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Schluss, dass das bestehende System in jedem Fall verändert werden sollte. Sie empfehlen 

die Zahl der EA deutlich zu reduzieren, um die hohen Fixkosten zu senken. Das von den 

Evaluatoren präferierte Modell sieht vor, dass die Kommunen die EA-Aufgabe zukünftig nicht 

mehr wahrnehmen und es nur noch einen Landes-EA geben soll. Darüber hinaus sollte eine 

starke Vernetzung des Landes-EA mit den kommunalen und regionalen Akteuren erfolgen. 

Die Hauptaufgabe des EA läge dann im Bereich der Informationsbeschaffung und Beratung. 

Zudem empfehlen die Evaluatoren, das EA-Angebot auf nicht-deutsche Dienstleistungser-

bringer zu konzentrieren, wobei Inländer jedoch nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden 

sollen („Inländer-Diskriminierung“).167 

Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Inanspruchnahme der EA in Niedersachsen 

im Untersuchungszeitraum sehr gering war und im Jahr 2011 sogar eine rückläufige Ten-

denz aufwies. Der Großteil der kommunalen EA wurde bislang überhaupt noch nicht in An-

spruch genommen. Zudem wurde der EA in Niedersachsen hauptsächlich als Informations-

vermittler (vor allem bei Anliegen, die außerhalb des Einsatzbereichs des EA liegen) und 

praktisch überhaupt nicht zur Verfahrensabwicklung genutzt.   

7.3. Nordrhein-Westfalen 

In Nordrhein-Westfalen ist der EA auf Ebene der kreisfreien Städte und Kreise (Kommunal-

modell) angesiedelt, wobei das EA-Gesetz NRW vorsieht, dass die Zahl der EA nicht 18 

übersteigen soll. Daher sind die 54 Kommunen angehalten, zur Wahrnehmung der EA-

Aufgaben auf Grundlage öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen interkommunale Kooperatio-

nen einzugehen oder ggf. auf vorhandene Kooperationen zurückzugreifen.168 Trotz dieser 

Zielvorgabe gibt es derzeit in NRW immer noch 21 EA, von denen 10 als Single- und 11 als 

Kooperations-EA organisiert sind.169 Innerhalb der jeweiligen Verwaltungen ist der EA 

schwerpunktmäßig bei der Wirtschaftsförderung angesiedelt (bei 6 Single- und 3 Kooperati-

ons-EA). Die Single-EA sehen 0,6 Stellen und die Kooperations-EA 1,2 Stellen für die Wahr-

nehmung der EA-Aufgaben vor.170 Hinsichtlich der Häufigkeit der Inanspruchnahme des EA 

ist anzumerken, dass im Rahmen der Evaluation die Anzahl der Anfragen und Kontakte nur 

für einen vergleichsweise kurzen Zeitraum (03. Mai bis 31. Juli 2010) erfasst wurde. Insge-

samt verzeichnete der EA in dieser Zeit 386 Anfragen mit 562 Kontakten. Rund 60 Prozent 

aller Anfragen entfallen dabei auf zwei EA, wobei darauf hingewiesen werden muss, dass es 

sich um zwei organisatorische Sonderfälle handelt, da der EA bei bereits bestehenden, gut 

etablierten und bekannten großstädtischen Bürger- bzw. Unternehmens-Servicezentren an-

                                                 
167 Rambøll Management, 2012, 73. 
168 IfM 2010, 11.  
169 http://www.ea-finder.nrw.de/de/Dienstleistungsrichtlinie/Landesebene.html (Stand: 16. Oktober 

2012). 
170 IfM 2010, 16-17.  
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gesiedelt wurde. Hingegen hat der überwiegende Teil der EA nur sehr wenige Anfragen er-

halten.171 Hauptsächlich wurde die Einrichtung zur Beschaffung von Informationen genutzt. 

Erfahrung mit der Abwicklung von Verfahren hat dagegen bislang nur ein EA gemacht. Bei 

genauerer Betrachtung der EA-Nutzer nach Herkunftsland wird deutlich, dass der Großteil 

aus Deutschland (ca. 90%) stammt. Bei fünf Prozent handelt es sich um Dienstleistungser-

bringer aus den EU-Staaten. Knapp vier Prozent stammen aus Drittländern.      

Die Dienstleistungserbringer wenden sich in erster Linie telefonisch an den EA (64%), wäh-

rend das persönliche Gespräch (20%) und die elektronische Kontaktaufnahme per Email als 

Kommunikationswege (16%) eine eher untergeordnete Rolle spielen.172  

Als Erklärungsfaktor für die geringe Inanspruchnahme durch ausländische Dienstleistungs-

erbringer wird zum einen der geringe Bekanntheitsgrad der Institution EA genannt. In diesem 

Zusammenhang wird von den Evaluatoren darauf hingewiesen, dass Werbemaßnahmen nur 

sinnvoll im Verbund – unter Einbeziehung von EU, Bund und Ländern – umgesetzt werden 

können, da die EA keine Möglichkeiten haben, Dienstleistungserbringer im Ausland mit Wer-

bung zu erreichen.  

Zum anderen wird als Erklärungsansatz die Überschätzung des Interesses ausländischer 

Dienstleister, in Deutschland eine Dienstleistungstätigkeit aufnehmen und auszuüben, ge-

nannt. Mit Blick auf die relativ geringe Inanspruchnahme durch inländische Dienstleistungs-

erbringer wird darauf verwiesen, dass für diese Zielgruppe bereits eine Vielzahl von Unter-

stützungsangeboten besteht. 

Darüber hinaus wird konstatiert, dass die technischen Voraussetzungen für eine möglichst 

umfassende elektronische Übertragung und Weiterverarbeitung von Daten im Wege der Ver-

fahrensabwicklung noch nicht vollständig vorhanden sind, wobei dies nicht nur NRW, son-

dern auch andere Bundesländer und den Bund betrifft. Beispielsweise sind die Nutzungs-

möglichkeiten der elektronischen Signatur noch stark eingeschränkt.173    

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das EA-Angebot in NRW hauptsächlich von Inlän-

dern genutzt wird. Der Großteil der Anfragen entfällt dabei auf zwei EA, während die übrigen 

EA im Untersuchungszeitraum keine oder nur wenige Anfragen bearbeitet haben. Der EA 

wird fast ausschließlich als Informationsvermittler genutzt. Die Kontaktaufnahme mit dem EA 

erfolgt in erster Linie telefonisch.  

                                                 
171 IfM 2010, 48. 
172 IfM 2010, S. 33-38. 
173 IfM 2010, S. 47-49. 
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7.4. Sachsen 

In Sachsen ist der EA auf Mittelbehördenebene bei der Landesdirektion Sachsen angesiedelt 

und verfügt derzeit über 1,5 Stellen zur Wahrnehmung seiner Aufgaben.174 Insgesamt wur-

den in den Jahren 2010 und 2011 569 Anfragen bearbeitet. Weniger als die Hälfte der An-

fragen (252) fiel dabei unter den Anwendungsbereich von § 1 SächsEAG. In den übrigen 

Fällen wurden die Anfragenden direkt an die zuständigen Behörden verwiesen. Der sächsi-

sche EA fungierte im Untersuchungszeitraum fast ausschließlich als Informationsvermittler. 

Lediglich in zwei Fällen kam es zu einer Verfahrensabwicklung über den EA. In erster Linie 

nehmen Inländer den EA in Anspruch (75%). Die übrigen Dienstleistungserbringer stammen 

aus EU-Staaten (25%), wobei ein deutlicher Schwerpunkt auf Tschechien liegt (15%). 

Hauptsächlich wurde der EA von Kleinstgewerbetreibenden und Freiberuflern genutzt, die 

vor allem in den Branchen Dolmetscher, Handwerk, Handel, Sozialdienstleistungen, Gastro-

nomie, Produzierendes Gewerbe und Bau tätig sind.175 Für die geringe Inanspruchnahme 

des sächsischen EA sieht die Staatsregierung eine Reihe von Gründen:  

Erstens wird darauf hingewiesen, dass das Potenzial an grenzüberschreitender Dienstleis-

tungserbringung offensichtlich überschätzt wurde, für die das EA-Angebot ursprünglich kon-

zipiert wurde.  

Zweitens können Dienstleister auf ein dichtes, gut erreichbares Netz von sachlich zuständi-

gen Behörden mit umfangreichem Service zurückgreifen. Einen erkennbaren Vorteil bietet 

die Nutzung des EA nur in den Fällen, in denen verschiedene Behörden zuständig sind, die 

normalerweise einzeln kontaktiert werden müssen. In diesem Zusammenhang wird jedoch 

darauf verwiesen, dass die zeitsparende Abwicklung komplexer Verfahren über den EA für 

Dienstleistungserbringer derzeit oft nicht praxisgerecht möglich ist.  

Drittens wird die geringe Inanspruchnahme auf die bundesweit geltenden Anforderungen an 

die Schriftform sowie die persönliche Vorsprache bzw. Antragstellung bei wichtigen Verwal-

tungsverfahren zurückgeführt. So scheitert beispielsweise die rein elektronische Verfahrens-

abwicklung in der Praxis sehr oft an dem bundesrechtlichen Erfordernis der qualifizierten 

elektronischen Signatur, die dem Großteil der Unternehmen (v.a. KMU) nicht zur Verfügung 

steht.  

Viertens stellt auch der eingeschränkte Zuständigkeitsbereich des EA, der gegenwärtig auf 

den Anwendungsbereich der EU-DLR beschränkt ist, einen weiteren Grund für die geringe 

Inanspruchnahme dar.  

                                                 
174 LT-SN Drs.5/9084, 6-8. 

175 LT-SN Drs.5/9084, 9-10. 
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Fünftens wird auf den geringen Bekanntheitsgrad des EA sowie seiner Aufgaben und Vortei-

le bei der Zielgruppe hingewiesen.176  

Darüber hinaus wirkt sich nach Ansicht der FH Ludwigsburg die derzeitige Gebührenreglung, 

bei der die Gebührenhöhe an den Zeitaufwand gekoppelt ist, negativ auf die Nachfrage bei 

der Verfahrensabwicklung aus, da vor allem KMU aufgrund ihrer begrenzten finanziellen Mit-

tel dazu tendieren, die erforderlichen Schritte des Genehmigungsverfahrens eigenständig 

abzuwickeln. Auf Grundlage der eigenen Analyse sowie der im Rahmen der externen Gut-

achten gewonnen Erkenntnisse kommt die sächsische Staatsregierung zu dem Schluss, 

dass der EA bei der Landesdirektion Sachsen sinnvoll angesiedelt ist und die derzeitige Ver-

ortung sowie die personelle und sächliche Ausstattung beibehalten und weiter optimiert wer-

den sollte.177    

Zusammenfassend kann auch hier festgehalten werden, dass die Inanspruchnahme des EA 

bislang gering ausfällt. In erster Linie wird die Einrichtung von Inländern zur Informationsbe-

schaffung genutzt. 

                                                 
176 LT-SN Drs.5/9084, 10-13.  
177 LT-SN Drs.5/9084, 14. 
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8. Zusammenfassende Bewertung  

8.1. Verortungsentscheidung und organisatorische Verankerung des EA 

Ein Großteil der im Rahmen der Interviews befragten EA hält die Ansiedlung bei den Kam-

mern und optional bei den Stadt- und Landkreisen für zielführend. Als Begründung wird vor 

allem die sinnvolle Ergänzung des bisherigen Aufgabenportfolios durch die EA-Tätigkeiten 

sowie die Orts- und Sachnähe des Verortungsmodells angeführt. Sowohl die Strukturdaten-

analyse als auch die Interviews zeigen mit Blick auf die Verankerung innerhalb der Organisa-

tionsstruktur der jeweiligen Verwaltungen zudem deutlich, dass die Etablierung der EA in den 

Geschäftsstellen zu einer gewissen Vielfalt, jedoch insgesamt zu keinen nennenswerten 

Problemen geführt hat. Die EA wurden jeweils organisatorisch im Kontext seines Aufgaben-

bereichs eingeordnet. Die binnenorganisatorische Verankerung ist seit Einführung weitge-

hend unverändert geblieben  

8.2. Personelle und technische Ausstattung der EA 

Die Einrichtung der EA in den jeweiligen Verwaltungen hat bis dato insgesamt die Schaffung 

von 6,5 neuen Personalstellen zur Folge gehabt. Die Personalstellenanteile innerhalb der 

letzten drei Jahre Wirkbetrieb sind unverändert bei einem durchschnittlichen Personalstel-

lenanteil von 0,3/EA geblieben. Vier Kammern halten keine EA-spezifischen Personalstel-

lenanteile vor. Die personelle und technische Ausstattung wird unter den gegenwärtigen 

Rahmenbedingungen als ausreichend für die Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben 

eingeschätzt. Lediglich bei steigender Nachfrage (z.B. der Verfahrenslotsenfunktion) wird ei-

ne personelle Aufstockung als notwendig erachtet. Fortbildungsbedarf wird in diesem Be-

reich nicht gesehen, jedoch wird der Wunsch nach einem Erfahrungsaustausch zwischen 

den EA geäußert.  

8.3. Wahrnehmung und Inanspruchnahme des EA 

Die Inanspruchnahme des EA in Baden-Württemberg ist quantitativ eher als gering einzu-

schätzen. Im Jahresmittel 2011 haben die EA lediglich 54 Informationsauskünfte erteilt bzw. 

19 Verfahren abgewickelt. Der Tätigkeitsschwerpunkt der EA liegt folglich in erster Linie im 

Bereich der Informationsbereitstellung. Dabei werden seit Wirkbetrieb 60% der Informations-

auskünfte und 80% aller Verfahrensabwicklungen von den Kammern geleistet. Hierbei muss 

berücksichtigt werden, dass die Architekten-, die Steuerberater- und die 

Rechtsanwaltskammer wie auch die Landestierärztekammer keinerlei Informations- bzw. 

Verwaltungsverfahren verzeichnet haben, so dass der überwiegende Teil bei den 

Handwerkskammern sowie den Industrie- und Handeslkammern angefallen ist. Die Verfah-

rensdatenanalyse untermauert diese Beobachtung: Zwischen Juli und Oktober 2012 haben 
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64% der in Deutschland verorteten Unternehmen und 54% der Unternehmen, die in den EU-

Staaten ihren Sitz haben, die Kammern als Ansprechpartner gewählt.  

Vergleichbar den Erfahrungen in anderen Bundesländern ist auch in Baden-Württemberg der 

Anteil an ausländischen Dienstleistern, die sich an einen EA gewandt haben, sehr gering. 

88% der EA gaben an, dass sie im Betrachtungszeitraum 2010-2012 „seltener“ als einmal im 

Monat von ausländischen Dienstleistern in ihrer Funktion als EA in Anspruch genommen 

wurden. Die Dienstleister, die den EA in Anspruch genommen haben, stammen zu 86% aus 

Deutschland und lediglich zu 12% aus den EU-Nachbarstaaten. 

Insgesamt ist die Inanspruchnahme des EA bislang hinter den Erwartungen zurückgeblie-

ben. Dieses Ergebnis deckt sich im Wesentlichen mit den Erfahrungen, die in anderen Bun-

desländern mit dem EA gesammelt wurden. Als Gründe für die geringe Inanspruchnahme 

des EA werden der geringe Bekanntheitsgrad der Einrichtung, die fehlende Nachfrage auf-

grund der Nutzung bereits bekannter Wege, die Überschätzung des Nachfragepotenzials 

ausländischer Dienstleistungserbringer und die sprachlichen Hürden bei der Nutzung von 

service-bw genannt. In der Regel verfügen die Nutzer über keine Kenntnisse, welche Aufga-

ben der EA konkret wahrnimmt. Zurückzuführen ist dies u.a. auch darauf, dass der EA in be-

reits bestehende Angebote integriert wurde und somit nicht als eigenständige Einrichtung 

wahrgenommen wird. Darüber hinaus gab es vor allem zu Beginn aufgrund des Namens 

„Einheitlicher Ansprechpartner“ häufig Missverständnisse, da die Einrichtung für einen zent-

ralen Ansprechpartner für allgemeine Bürgerangelegenheiten gehalten wurde.  

8.4. Erfahrungen mit dem Dienstleistungsportal service-bw 

Obwohl alle EA auf der Service-Plattform des Landes Baden-Württemberg (service-bw) ver-

treten sind, nutzt ein Großteil das Dienstleistungsportal nur „gelegentlich“ zur Informationsbe-

reitstellung bzw. wird nur „selten“, d.h. weniger als einmal im Monat, über dieses kontaktiert. 

Bemängelt wird, dass die Komplexität der Anfragen nicht über die Plattform abgedeckt 

werden könne, wohingegen sich andere eine übersichtlichere und anwendungsfreundlichere 

Gestaltung der Service-Plattform wünschen würden. Kritik wird vor allem an Bedienung (Zu-

gang/Registrierung, elektronische Verfahrensabwicklung), Informationsbereitstellung (Un-

vollständigkeit, Oberflächlichkeit und Unübersichtlichkeit), der Verfügbarkeit zu weniger 

Sprachen sowie der eingeschränkten Funktionalität bei der Schlagwortsuche geäußert. 

Grundsätzlich wird das Portal jedoch als hilfreiche Einrichtung angesehen.  

8.5. Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

Anders als die bei den Stadt- und Landkreisen angesiedelten EA, bewerten rund 40% der 

Kammern die Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden lediglich zwischen „befriedi-

gend“ und „mangelhaft“. Als besonders problembehaftet wird angemerkt, dass einem Groß-
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teil der Behörden die Existenz des EA nicht bekannt ist, was die Zusammenarbeit erschwere. 

Insgesamt allerdings traten Probleme allenfalls in der Anfangsphase auf, konnten dann je-

doch beseitigt werden. Ein Drittel der Kammern verfügt nach eigener Einschätzung nicht 

über die notwendigen Informationen um der EA-Tätigkeit gerecht werden können. Fälle, in 

denen ein Dienstleistungserbringer mehrere EA gleichzeitig in Anspruch genommen hat, sind 

nur vereinzelt bekannt geworden.   

8.6. Der EA aus Nutzersicht  

Die befragten Dienstleister waren insgesamt mit über 80% „sehr zufrieden“, im Übrigen „zu-

frieden“, mit der Arbeit der EA. Dies gilt für die Erreichbarkeit, den Umfang und die Verständ-

lichkeit der von ihm zur Verfügung gestellten Informationen sowie die zeitnahe Verfahrens-

abwicklung. Alle Dienstleister würden den EA wieder nutzen.  

8.7. Stärken und Schwächen des baden-württembergischen EA-Modells 

Bei der Bewertung des baden-württembergischen Verortungsmodells werden von Seiten der 

EA sowohl Stärken als auch Schwächen genannt. So werden die Serviceorientierung durch 

die Schaffung einer zentralen und kostenlosen Anlaufstelle, die Ortsnähe durch die regionale 

Verortung mehrerer unterschiedlicher EA-Stellen, die darüber hinaus eine regionale Auftei-

lung des Fachwissens ermöglicht, die hohe Beratungsqualität und die Beschleunigung der 

Verfahren als Stärken hervorgehoben. Zu den Schwächen gehören hingegen der geringe 

Bekanntheitsgrad des EA, die Vielzahl der EA-Stellen, die dargestellten Desiderate des 

Dienstleistungsportals service-bw sowie die Uneinheitlichkeit der EA-Verankerung in den 

Geschäftsstellen. Weitere Aspekte sind die fehlende Zuständigkeit für bestimmte Bereiche, 

die unterschiedliche Beratungstiefe in einzelnen Bereichen, das Fehlen einer zentralen Lan-

desstelle zur Unterstützung der EA sowie die zu starke eGovernment-Fokussierung, zumal 

die Kontaktaufnahme hauptsächlich über andere Kanäle stattfindet.  

8.8. Übernahme weiterer Aufgaben durch den EA  

Eine Übernahme weiterer Tätigkeiten bzw. Verfahren durch den EA wird unterschiedlich be-

wertet. Soweit hierfür ein Bedarf gesehen wird, bezieht dieser sich z.B. auf die Übernahme 

aller für Unternehmen relevanten Verfahren und eine umfassendere Beratung (z.B. im Be-

reich Kranken- bzw. Rentenversicherung, Baurecht). 
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9. Handlungsempfehlungen 

Die empirische Analyse belegt sowohl Stärken als auch Schwächen der gewählten Ausge-

staltung der EA in Baden-Württemberg. Einerseits hat die zahlenmäßige und flächendecken-

de Ausgestaltung der EA eine geografische Nähe zum Dienstleister zur Folge, der häufig das 

persönliche Gespräch vor Ort sucht, zum anderen sind mit der derzeitigen Ausgestaltung 

auch Ineffizienzen verbunden, da die geringe Auslastung an Fallzahlen und das große 

Spektrum an Aufgaben keine Spezialisierung zulässt. Die letztgenannten Gesichtspunkte 

wiegen jedoch nicht so schwer, dass die Gutachter eine Abkehr von dem bestehenden Ver-

ortungsmodell befürworten, dessen Betrieb im Wesentlichen problemlos ist. Unterbreitet 

werden aber folgende Handlungsempfehlungen:  

Intensivere Bewerbung des EA-Dienstleistungsangebots 

Viele der angesprochenen Fragen, etwa die geringe Auslastung von service-bw, Kommuni-

kationsprobleme zwischen den Kammern und den zuständigen Behörden, mangelndes Wis-

sen über die Existenz des EA, sowohl von Seiten der Behörden als auch von Seiten der Nut-

zer, könnten durch eine intensivere Bewerbung des EA-Dienstleistungsangebots gelöst wer-

den. Dies würde auch dem expliziten Wunsch der Dienstleister nachkommen. Allerdings ist 

auch darauf hinzuweisen, dass dieses Problem nicht allein auf EA-Ebene gelöst werden 

kann. Eine Intensivierung der Werbemaßnahmen ist nur dann erfolgsversprechend, wenn sie 

in eine übergeordnete Strategie zumindest auf Landesebene eingebettet ist. Eine erfolgrei-

che Bewerbung für das EA-Angebot würde allerdings möglicherweise nicht ohne Konse-

quenzen für das Arbeitsaufkommen und eine dadurch erforderlich werdende Aufstockung 

der Ausstattung der EA werden. Ob die Träger der EA hieran - ohne zumindest teilweise 

Kompensation durch das Land - ein Interesse haben, bedürfte der Klärung.  

Stärkere Bündelung der EA-Stellen durch Einrichtung einer gemeinsamen Geschäftsstelle 

Denkbar wäre des Weiteren die Einrichtung einer gemeinsamen Geschäftsstelle auf Kam-

merebene, die als zentrale Anlaufstelle insbesondere für ausländische, aber auch für inländi-

sche Dienstleistungserbringer fungiert und zunächst alle Anfragen entgegennimmt (front 

office). Zu weiteren Bearbeitung leitet diese die Anfragen dann an die entsprechend zustän-

dige Kammer weiter (back office). Eine solche Lösung erscheint durchaus sinnvoll, da sich 

die EU-DLR auf die Perspektive Dienstleistungserbringer fokussiert und diese von der teil-

weise schwierigen Ermittlung der zuständigen Behörde freistellen will. Aus diesen Gründen 

muss sichergestellt werden, dass die Dienstleister möglichst eindeutig erkennen können, 

welcher EA konkret für sie zuständig ist. Dieses Ziel der Richtlinie darf nicht dadurch unter-

laufen werden, dass an die Stelle der Suche nach der zuständigen Behörde eine ebenso 

aufwändige Suche nach dem zuständigen EA, beispielsweise über die Kammerstruktur und -

zuständigkeit in Deutschland, tritt. Demensprechend würde sich eine gewisse Bündelung – 
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zumindest auf Kammerseite, da die Kammern im Gegensatz zu den kommunalen Gebiets-

körperschaften verpflichtet sind, die EA-Aufgaben zu übernehmen – anbieten. In diesem Zu-

sammenhang sollte ebenfalls darüber nachgedacht werden, die Spezialkammern (Anwalts-

kammern, Ingenieurskammer Baden-Württemberg, Landestierärztekammer, Steuerberater-

kammern) von der Wahrnehmung der EA-Aufgaben freizustellen, da diese im Gegensatz zu 

den IHK und HWK bislang so gut wie gar nicht in ihrer Funktion als EA in Anspruch genom-

men worden sind. 

Vereinheitlichung der Gebührenerhebung bei Informationsauskünften  

Möglichkeiten der Vereinheitlichung wurden auch im Bereich der Gebührenerhebung festge-

stellt. Grundsätzlich besteht in Baden-Württemberg die Möglichkeit, dass die EA – zusätzlich 

zu den eventuell anfallenden Gebühren für das Fachverfahren – Gebühren für ihre Leistung 

erheben. Da es der Landesgesetzgeber den einzelnen EA innerhalb gewisser allgemeiner 

Grenzen freigestellt hat, ob und in welcher Höhe sie Gebühren für ihre Tätigkeit erheben, 

kann es für den jeweiligen Dienstleister unter Umständen davon abhängen, welchen EA er 

konkret kontaktiert, ob er für dessen Leistung zusätzliche Gebühren zahlen muss oder nicht. 

Dies ist nur schwer nachvollziehbar und dürfte auch eine Bewerbung des EA-Angebots er-

schweren. Die Praxis der Gebührenerhebung für die EA-Leistungen sollte daher auf gesetz-

licher Ebene vereinheitlicht werden. Dies gilt insbesondere für den Fall, dass sich der Ge-

setzgeber für eine Bündelung der Anlaufstellen zumindest auf Kammerebene entscheiden 

sollte. 

Sollte sich der Gesetzgeber für eine Vereinheitlichung der Gebührenerhebung für die EA-

Leistungen entscheiden, wäre weiter zu überlegen, ob bei reiner Informationsbereitstellung 

durch die EA nicht vollständig auf die Erhebung einer Gebühr für die EA-Leistung verzichtet 

werden sollte, so dass bei dieser Fallgestaltung lediglich die im Fachverfahren eventuell ent-

stehende Gebühr zu zahlen ist. Eine mögliche Erhebung von Gebühren für Informationsaus-

künfte würde eine weitere Hürde für die Nutzung des EA-Dienstleistungsangebots darstellen. 

Dabei erscheint die Gebührenerhebung vor allem deshalb nicht gerechtfertigt, da bislang für 

den EA praktisch keine neuen Stellen geschaffen wurden. Da der EA bis dato hauptsächlich 

Informationsbegehren bearbeitet hat, liegt der Schluss nahe, dass diese Aufgabe weitge-

hend kostenneutral erfüllt werden kann.  

Optimierung des Dienstleistungsportals service-bw 

Die empirische Analyse hat zudem gezeigt, dass es im Bereich des Dienstleistungsportals 

service-bw offensichtlich einen gewissen Optimierungsbedarf gibt. So sollte die Bedienbar-

keit, insbesondere bei der Registrierung und bei der elektronischen Verfahrensabwicklung, 

deutlich vereinfacht werden, um die vorhandenen technischen Hürden für die Nutzung des 

Portals abzubauen. Auch sollten die erforderlichen Informationen und über den EA abzuwi-
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ckelnden Verfahren und Formalitäten übersichtlicher und verständlicher dargestellt werden. 

Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob eine Vernetzung von service-bw mit dem digitalen 

Formularcenter der HWK nicht sinnvoll wäre. Bei der elektronischen Verfahrensabwicklung 

ist sicherzustellen, dass die technischen Voraussetzungen gegeben sind, um ein Verfahren 

medienbruchfrei über das Dienstleistungsportal abwickeln zu können. Da die Zahl der abge-

wickelten Verfahren bislang sehr gering ist, ist jedoch im Rahmen einer Kosten-

/Nutzenabwägung die Frage zu beantworten, ob eine kostspielige Weiterentwicklung auch 

eine Steigerung der Fallzahlen zur Folge haben wird.  

Informationspflicht des Dienstleistungserbringers gegenüber dem EA  

Nach § 5 EAG BW ist der Dienstleister verpflichtet, dem EA bestimmte Informationen mitzu-

teilen. Diese Vorschrift setzt Art. 11 Abs. 3 EU-DRL nahezu wörtlich um. Weder die EU-DLR 

noch das baden-württembergische Landesrecht räumt dem Dienstleister ein Wahlrecht ein, 

wem er die genannten Informationen mitteilen will: dem EA oder direkt der zuständigen Be-

hörde. Allerdings verpflichten weder die EU-DLR noch das EAG BW den Dienstleister, den 

EA tatsächlich in Anspruch zu nehmen. Zudem kann der Dienstleister auch während eines 

laufenden Verfahrens noch frei wählen, ob er das Verfahren ausschließlich über den EA oder 

die zuständige Behörde abwickelt. Daher sollte geprüft werden, ob – wie beispielsweise in 

Hessen geschehen – dem Dienstleister eine Wahlmöglichkeit eingeräumt wird, ob er die Mit-

teilung gegenüber dem EA oder gegenüber der zuständigen Behörde macht.  

Erweiterung des Adressatenkreises und des Aufgabenportfolios  

Sofern eine Weiterentwicklung des EA politisch gewünscht ist, empfiehlt es sich unter Ser-

vicegesichtspunkten darüber nachzudenken, die Zuständigkeit des EA im Hinblick auf den 

Adressatenkreis und das Aufgabenportfolio zu erweitern. So bietet es sich an, dass auch 

Nicht-EU-Ausländer das Dienstleistungsangebot in Anspruch nehmen können, da der EA auf 

die Betreuung dieser Zielgruppe bereits vorbereitet ist (z.B. mehrsprachiger Internetauftritt) 

und eine Erweiterung des Adressatenkreises eine konsequente Weiterentwicklung des EA 

darstellen würde. Darüber hinaus wäre es denkbar, das bisher auf die EU-DLR beschränkte 

Aufgabenportfolio des EA dahingehend zu erweitern, dass die Dienstleistungserbringer auch 

über andere Bereiche informiert bzw. weitere Verfahren über ihn abgewickelt werden könn-

ten. 
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Anhang 

A1: Fragebogen zur Evaluierung des Einheitlichen Ansprechpartners (EA) in Baden-
Württemberg (Strukturdaten) 

 

Ansprechpartner:             Datum:       

Tel.:       

Email:       

 
Der nachfolgende Fragebogen bezieht sich auf die Tätigkeit Ihrer Kommune / 
Kammer als Einheitlicher Ansprechpartner. Nicht erfasst sind also Fälle, in de-
nen Sie in anderer Funktion in Anspruch genommen werden, beispielsweise 
als für die Genehmigungserteilung zuständige Behörde oder als Wirtschafts-
förderer, Gründungsberater etc. Maßgeblich für die Einordnung der Tätigkeit 
ist dabei, in welcher Funktion Sie tatsächlich tätig geworden sind, unabhängig 
davon, ob der Nutzer konkret den Service des Einheitlichen Ansprechpartners 
nachgefragt hat. 
Insbesondere dann, wenn nach der Zuständigkeitsverteilung innerhalb Ihrer 
Einrichtung dieselbe Organisationseinheit / Person auch für eine der genann-
ten anderen Aufgaben zuständig ist, ist die Abgrenzung im Einzelfall nicht im-
mer leicht zu treffen. 
Abgrenzungsmerkmale können etwa sein: 

- Auch dann, wenn der Einheitliche Ansprechpartner für das Verfahren 
sachlich zuständige Behörde ist, koordiniert er die Tätigkeit weiterer Be-
hörden im Verhältnis zum/zur Antragsteller/in. 

- Die Informationspflichten des Einheitlichen Ansprechpartners beziehen 
sich gemäß § 71e Abs. 1 (L)VwVfG auf die maßgeblichen Vorschriften, 
die zuständigen Behörden, den Zugang zu öffentlichen Registern und 
Datenbanken, die zustehenden Verfahrensrechte und die Einrichtungen, 
die den Antragsteller bei der Aufnahme oder Ausübung seiner Tätigkeit 
unterstützen. Betrifft die gewünschte Auskunft hingegen beispielsweise 
Grundstückspreise oder Finanzierungsmöglichkeiten, so erfolgt eine 
solche Beratung nicht im Aufgabenbereich des Einheitlichen Ansprech-
partners. 
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A. Allgemeine Fragen  

 

1) Um was für einen EA handelt es sich? 

Stadtkreis (  bitte weiter mit Frage 1a) 
Landkreis (  bitte weiter mit Frage 1b) 
Kammer (  bitte weiter mit Frage 1c) 

 

a) Bei Stadtkreisen: Um welchen Stadtkreis handelt es sich? 

Baden-Baden Freiburg    Heidelberg  

Heilbronn  Karlsruhe     Mannheim   

Pforzheim  Stuttgart    Ulm 

 

b) Bei Landkreisen: Um welchen Landkreis handelt es sich? 

Alb-Donau-Kreis  Biberach    Böblingen  

Bodenseekreis  Breisgau-Hochschwarzwald Calw  

Emmendingen  Enzkreis    Esslingen  

Freudenstadt  Göppingen    Heilbronn 

  

Hohenlohekreis  Karlsruhe    Konstanz  

Lörrach   Ludwigsburg   Main-Tauber-

Kreis  

Ostalbkreis   Rastatt    Rems-Murr-Kreis

  

Reutlingen   Rhein-Neckar-Kreis  Schwäbisch Hall

  

Sigmaringen  Tübingen    Tuttlingen 

Waldshut   Zollernalbkreis 

 

c) Bei Kammern: Um welche Kammer handelt es sich? 
 
Industrie- und Handelskammern 

IHK Rhein-Neckar  IHK Heilbronn-Franken  IHK Karlsruhe 

IHK Nord-Schwarzwald IHK Region Stuttgart  IHK Ostwürttem-

berg 

IHK Südlicher Oberrhein IHK Schwarzwald-Baar-Heuberg IHK Reutlingen 
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IHK Ulm   IHK Hochrhein-Bodensee  IHK Bodensee- 

Oberschwaben 

 

Handwerkskammern 

HWK Mannheim Rhein-Neckar Odenwald HWK Heilbronn-Franken 

HWK Karlsruhe     HWK Region Stuttgart 

HWK Reutlingen     HWK Ulm 

HWK Freiburg     HWK Konstanz 

 

Rechtsanwaltskammern 

Karlsruhe  Stuttgart  Tübingen  Freiburg 

 

Steuerberaterkammern 

Nordbaden  Stuttgart  Südbaden 

 

Weitere Kammern der Freien Berufe 

Architektenkammer  Ingenieurkammer    Landestierärztekammer 

    

B. Organisatorische Verankerung  
 

2) Wo haben Sie den Einheitlichen Ansprechpartner in ihrer Einrichtung organisato-
risch verankert? Bitte beschreiben Sie die organisatorische Zuordnung möglichst 
genau (z. B. „Zuordnung zum Sachgebiet Gründerberatung“; „Verortung im Amt 
für Wirtschaftsförderung“) 
       

 

3) Ist für diese Verankerung eine neue organisatorische Einheit geschaffen worden 
oder ist die Aufgabe Einheitlicher Ansprechpartner einer bestehenden organisato-
rischen Einheit zugeordnet worden? 

 Zuordnung zu bestehender Einheit  Neuschaffung einer Einheit 

 
4) Haben sich seit Übernahme der Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners 

Probleme durch die organisatorische Verankerung in Ihrer Einrichtung ergeben? 
ja    nein 
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5) Falls ja, um was für Probleme hat es sich dabei gehandelt?  
      

 
6) Haben Sie zwischen 2010-2012 organisatorische Veränderungen vorgenommen, 

die den Einheitlichen Ansprechpartner betreffen?  
ja    nein 

 

7) Falls ja, um was für Veränderungen hat es sich dabei konkret gehandelt?  
      

 

C. Personelle Ausstattung und Kosten 
 

8) Sind Ihrer Einrichtung Vorlaufkosten bzw. Anfangsinvestitionen zur Übernahme 
der Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners entstanden? (Die Frage bezieht 
sich ausschließlich auf einmalig zu Beginn tatsächlich entstandene Kosten, nicht 
auf die laufenden Kosten.) 

ja    nein 

 
9) Wenn ja, wofür (bitte alle entstanden Kosten angeben)? 

      

 
10) Wenn ja, in welcher Höhe insgesamt? 

      (in €) 

 
11) Wie viele Personalstellen sind zwischen 2010 und 2012 in Ihrer Einrichtung für die 

Wahrnehmung der Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners formal vorgese-
hen? (z.B. „1,5“ oder „2“. Gemeint sind nur die Personen, die hauptamtlich die 
Funktionen des EAs wahrnehmen, nicht auch deren Vertreter.) Falls die formale 
Zuweisung nicht bekannt ist, nehmen Sie bitte eine Schätzung vor. 

Stellenanteile im Jahr 2010 

      

Stellenanteile im Jahr 2011 

      

Stellenanteile im Jahr 2012 
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12) Welche Aufgaben/Tätigkeiten nimmt der Einheitliche Ansprechpartner zusätzlich 
wahr? Bitte beschreiben Sie die Aufgaben/Tätigkeiten stichwortartig und geben 
auch den prozentualen Umfang an, den die Aufgaben/Tätigkeiten im Verhältnis zur 
Gesamtarbeitszeit der Einheit, die die Aufgaben des EAs wahrnimmt, beanspru-
chen. 

      

 

13) Wie ist das Qualifikationsniveau des Personals, das die Aufgaben des EAs tatsäch-
lich wahrnimmt? (Bitte nur höchste Qualifikationsstufe angeben) 

abgeschlossene Berufsausbildung 

Verwaltungshochschul-/Fachhochschulstudium 

Universitätsstudium 

Sonstiges:       

 

14) Wurde mit Blick auf die Übernahme der Aufgaben des Einheitlichen Ansprech-
partners neues Personal eingestellt?  

  ja    nein 

 

       Falls ja, wie viele Personen?  
      

 

15) Haben Sie zwischen 2010 und 2012 personelle Veränderungen mit Blick auf die 
Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners vorgenommen? 

ja    nein 

 

16) Falls ja, um welche Veränderungen hat es sich dabei konkret gehandelt?  
      
 

17) Wie hoch ist ihr Sachkostenetat für den Einheitlichen Ansprechpartner in Ihrer Ein-
richtung im Jahr 2012? 
      (in €) 

 
18) Wie hoch ist der Personalkostenetat für den Einheitlichen Ansprechpartner in ihrer 

Einrichtung im Jahr 2012? 
      (in €) 
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19) Haben Sie für die Inanspruchnahme des Einheitlichen Ansprechpartners zwischen 
2010 und 2012 (1. Hj.) Gebühren erhoben?  

ja    nein 

 

20) Falls ja, in wie vielen Fällen haben Sie Gebühren erhoben und in wie vielen nicht? 
      Anzahl Fälle mit Gebühren                        Anzahl Fälle ohne Gebühren 

 
21) Falls ja, in wie vielen dieser Fälle handelte es sich um eine Inanspruchnahme des 

Einheitlichen Ansprechpartners zur Verfahrensabwicklung (nicht: Informationsbe-
reitstellung)? 

            Anzahl Fälle zur Verfahrensabwicklung 

                   
22) Falls ja, wie hoch waren die vereinnahmten Gebühren in den Jahren 2010 – 2012 (1. 

Hj.)?  
a) Im Jahr 2010 

      (in €) 

 

b) Im Jahr 2011 

 
      (in €) 

 

c) Im Jahr 2012 (1. Hj.) 

      (in €) 
 

D. Erreichbarkeit und Kommunikation 
 

23) Welche Kommunikationswege stehen den Kunden zur Kontaktaufnahme mit dem 
Einheitlichen Ansprechpartner zur Verfügung? 

Telefon   zentrales Portal, z. B. service-bw.de  Email

  

virtuelle Poststelle persönliche Sprechstunden   Postweg 

 

24) Wie häufig wurden Sie über diese Kommunikationskanäle von Dienstleistern als 
Einheitlicher Ansprechpartner kontaktiert? 

 

a) im Jahr 2010  

Telefon:      Mal 

Email:      Mal 
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Zentrales Portal:       Mal 

Virtuelle Poststelle:       Mal 

Persönlich:       Mal 

Schriftlich:       Mal 

 

b) im Jahr 2011 

Telefon:      Mal 

Email:      Mal 

Zentrales Portal:       Mal 

Virtuelle Poststelle:       Mal 

Persönlich:       Mal 

Schriftlich:       Mal 

 

c) im Jahr 2012 (1. Hj.) 

Telefon:      Mal 

Email:      Mal 

Zentrales Portal:       Mal 

Virtuelle Poststelle:       Mal 

Persönlich:       Mal 

Schriftlich:       Mal 

 

25) Nutzen Sie das Dienstleistungsportal des Landes Baden-Württemberg (service-bw) 
zur Informationsbereitstellung? 

ja    nein 

 
26) Falls ja, wie häufig nutzen Sie das Dienstleistungsportal des Landes Baden-

Württemberg (service-bw) zur Informationsbereitstellung? 
immer          überwiegend  gelegentlich  

 

27) Falls nein, geben Sie bitte die Gründe dafür an, warum Sie das genannte Portal 
nicht nutzen. 
      
 

28) Wie oft werden Sie in Ihrer Eigenschaft als Einheitlicher Ansprechpartner über das 
Dienstleistungsportal des Landes Baden-Württemberg (service-bw.de) von den 
Nutzern kontaktiert? 

täglich               mehrmals wöchentlich einmal wöchentlich 

mehrmals monatlich        einmal im Monat  seltener  
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29) Wie viele Stunden am Tag sind Sie für Dienstleister erreichbar? (Gemeint ist die 

tatsächliche Erreichbarkeit, dass also eine unmittelbare Reaktion erfolgen kann.) 
a) telefonisch: ca.       Stunden 

b) persönlich: ca.        Stunden 

c) email: ca.       Stunden 

 

30) Sind bei Ihnen zeitliche Vorgaben für die Erstbeantwortung von Kontaktaufnahmen 
mit dem Einheitlichen Ansprechpartner vorhanden? 

ja    nein 

 
31) Falls ja, welchen Inhalt haben diese Vorgaben? 

      
 
32) In welchen Sprachen stehen schriftliche Informationen des Einheitlichen An-

sprechpartners zur Verfügung? (Mehrfachantworten möglich) 
Deutsch   Englisch   Französisch  

weitere Sprachen:      

 

33) In welcher Sprache können die Dienstleister die Internetseiten des Einheitlichen 
Ansprechpartners ihrer Einrichtung nutzen? (Mehrfachantworten möglich) 

Deutsch  Englisch   Französisch  

weitere Sprachen:      

 

34) In welcher Sprache können sich die Dienstleister an die Mitarbeiter des Einheitli-
chen Ansprechpartners wenden? (Mehrfachantworten möglich) 

 Deutsch  Englisch   Französisch  

weitere Sprachen:      

 

35) In welcher Form bewerben Sie das Angebot des Einheitlichen Ansprechpartners? 
Hinweis auf der Internetseite Ihrer Einrichtung Informationsveranstaltungen  

Online-Marketing (z.B. Xing)    Flyer/Plakate/Borschüren 

regelmäßige Presseartikel    sonstiges:      
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E. Schwerpunkt der Tätigkeit 
 

36) Wie häufig sind Sie bislang (2010-2012) durchschnittlich von ausländischen 
Dienstleistern in Ihrer Funktion als Einheitlicher Ansprechpartner in Anspruch ge-
nommen wurden?  

täglich           mehrmals wöchentlich einmal wöchentlich  

mehrmals monatlich         einmal im Monat  seltener  

 

37) Wie häufig sind Sie bislang von inländischen Dienstleistern in Ihrer Funktion als 
Einheitlicher Ansprechpartner in Anspruch genommen worden  

täglich           mehrmals wöchentlich einmal wöchentlich  

mehrmals monatlich         einmal im Monat  seltener  

 

38) Wo sehen Sie den Schwerpunkt  Ihrer Arbeit als Einheitlicher Ansprechpartner in 
den letzten drei Jahren (2010-2012) (Schwerpunkt bedeutet hier mehr als 50 Pro-
zent der Arbeitszeit)? 

Verfahrensabwicklung   Informationsbereitstellung  

  

a) Wie viele Informationsauskünfte haben Sie in Ihrer Funktion als Einheitlicher 
Ansprechpartner erteilt? 
 

im Jahr 2010  

      

 

im Jahr 2011 

      

 
im Jahr 2012 (1.Hj.) 

      

 
b) Wie viele Verwaltungsverfahren haben Sie in Ihrer Funktion als Einheitlicher 

Ansprechpartner (Einheitliche Stelle im Sinne von § 71a (L)VwVfG) abgewi-
ckelt? 
 

im Jahr 2010  
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im Jahr 2011 

      

 
im Jahr 2012 (1.Hj.) 

      

 
F. Zusammenarbeit mit anderen Stellen 
 
39) Haben Sie eigenständigen unmittelbaren Zugriff auf alle zur Erfüllung der Informa-

tionspflichten der Einheitlichen Ansprechpartner erforderlichen Informationen? 
 ja (weiter mit Frage 40)    nein (weiter mit Frage 42) 

 
40) Wenn ja, in welcher Form (Mehrfachantworten möglich)? 
       Eigenes Informationssystem 

       Gemeinschaftliches Informationssystem mit anderen EAs 

       Gemeinschaftliches Informationssystem mit anderen Stellen als EAs 

       Dienstleistungsportal des Landes Baden-Württemberg (service-bw.de) 

 Sonstiges, von einer anderen Stelle geführtes Informationssystem 

 
41) Beschreiben Sie bitte die zu Frage 40 angekreuzten Informationssysteme: 
            

            

            

            

 
42) Falls Sie Frage 39 mit nein beantwortet haben:  

a) Auf welche Informationen haben Sie keinen unmittelbaren Zugriff? 
             

b) Auf Informationen welcher Stellen haben Sie keinen unmittelbaren Zugriff? 
       

 
43) Soweit Sie als Einheitlicher Ansprechpartner in der Funktion der Verfahrensab-

wicklung in Anspruch genommen werden: Verfügen Sie über ein Wissensmana-
gementsystem zur Ermittlung der von Ihnen in das Verfahren einzubeziehenden 
Behörden? 

 ja    nein    keine Angabe 



133

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3241

 

 127 

 
 

Abschlussbericht Evaluation EA-Gesetz Baden-Württemberg 

 
44) Wenn ja, in welcher Form (Mehrfachantworten möglich)? 
       Eigenes Wissensmanagementsystem 

       Gemeinschaftliches Wissensmanagementsystem mit anderen EAs 

       Gemeinschaftliches Wissensmanagementsystem mit anderen Stellen als EAs 

       Dienstleistungsportal des Landes Baden-Württemberg (service-bw.de) 

       Sonstiges, von einer anderen Stelle geführtes Wissensmanagementsystem 

 
45) Beschreiben Sie bitte die zu Frage 44 angekreuzten Wissensmanagementsysteme: 
            

            

            

            

 

46) Wenn Sie als Einheitlicher Ansprechpartner zur Verfahrensabwicklung tätig wer-
den: In welcher Weise leiten Sie bei Ihnen eingegangene Dokumente an die zu-
ständigen Behörden weiter: 

       immer elektronisch (also auch dann, wenn das Original in Papierform vorliegt) 

       immer in der Weise, in der das Dokument bei mir eingegangen ist (also z. B. Post-  

oder Botenübersendung von Dokumenten in Papierform) 

       sowohl als auch 

 keine Angabe 

 
47) Wie funktioniert aus Ihrer Sicht die Zusammenarbeit mit den zuständigen Behör-

den (z. B. was Kommunikation und Verfahrensabläufe anbelangt)? 
Sehr gut 

Gut 

Befriedigend 

Ausreichend 

Mangelhaft 

Keine Angabe 

 

48) Falls aus Ihrer Sicht die Zusammenarbeit ausreichend bzw. mangelhaft funktio-
niert, bitte begründen Sie Ihre Einschätzung kurz! 
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49) Wenn Sie als Einheitlicher Ansprechpartner zur Verfahrensabwicklung tätig wer-
den: Wirken Sie bei den zuständigen Behörden auf eine zügige Verfahrensabwick-
lung hin? 

 ja    nein    keine Angabe 

 
50) Wenn Sie Frage 49 mit ja beantwortet haben: Verfügen Sie über ein Verfahrensma-

nagement, das bestimmte Zeitpunkte für eine Erinnerung der zuständigen Behör-
den vorsieht? 

 ja    nein    keine Angabe 

 
51) Sofern Sie Frage 49 mit ja beantwortet haben: In welcher Form treten Sie dabei mit 

den zuständigen Behörden in Kontakt (Mehrfachantworten möglich)?  
       schriftlich        elektronisch       telefonisch      mündlich  keine Angabe 

 
52) Wenn Sie als Einheitlicher Ansprechpartner zur Verfahrensabwicklung tätig wer-

den: Erhalten Sie von den zuständigen Behörden die erforderlichen Informationen 
zum Verfahrensstand? 

       immer        meistens       selten      nie  keine Angabe 

 
53) Wenn Sie Informationen zum Verfahrensstand erhalten: Erhalten Sie diese über-

wiegend unaufgefordert oder nur auf Anforderung? 
        überwiegend unaufgefordert         teils-teils  

  überwiegend nur auf Anforderung    keine Angabe 

 

G. Weiterentwicklung 
  
54)  Welche Weiterentwicklungsmöglichkeiten bestehen aus Ihrer Sicht für die Einheit-

lichen Ansprechpartner? Beschreiben Sie diese Möglichkeiten bitte kurz. 
            hinsichtlich der Zurverfügungstellung von Informationen 

            hinsichtlich der Verfahrensabwicklung über den EA 

            hinsichtlich der Übernahme weiterer Verfahren und Aufgaben durch die EA 

            Weiteres 
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A2: Erfassungsbogen EAP BW – Verfahrensdaten (ausfüllbare Exceldatei) 

1. Fall- Nr. 

2. Datum Erstkontakt 

3. Datum Letztkontakt 

4. Art der Kontaktaufnahme (Mehrfachnennung möglich): 

- Persönlich 

- Telefonisch 

- Schriftlich 

- Email 

5. Branche Dienstleister 

6. Struktur Dienstleister: 

- Einzelunternehmer/in 

- KMU 

- Größeres Unternehmen 

7. Art der Tätigkeit 

- Gewerblich 

- Handwerk 

- Freiberuflich 

- Urproduktion 

Zusätzlich: schlagwortartige Beschreibung 

8. Herkunftsland Dienstleister 

- EU-Staaten (Spezifizierung) 

- EWR-Staaten (Spezifizierung) 

- Deutschland 

9. Grund des Kontakts 

- Informationsvermittlung 

- Verfahrensabwicklung 

10. Art der Kontaktabwicklung (Mehrfachnennung möglich) 

- Persönlich 

- Telefonisch 

- Schriftlich 

- Email 
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11. Zeitbedarf der Information (nur, wenn der Dienstleister eine reine Informationsvermitt-

lung wünscht) 

Gesamtinformationszeit des Informationskontakts (laufend zu aktualisieren) 

12. Art des Verfahrens (nur, wenn es um eine Verfahrensabwicklung geht) 

- Genehmigungspflichtig 

- Anzeigepflichtig 

13. Gebührenerhebung  

14. Höhe der Gebühren  

15. Zahl der beteiligten Behörden/Stellen 

- Kommunal 

- Land 

- Sonstige 

16. Erhalt von Informationen zum Verfahrensstand von zuständigen Behörden 

17. Nachfrage bei zuständigen Behörden zum Verfahrensstand 
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A3: Fragebogen „Nutzer- und Zufriedenheitsanalyse“ Einheitlicher Ansprechpartner 
Baden-Württemberg 

 

1) Wo leben Sie (für Gründer) bzw. wo hat Ihr Unternehmen derzeit seinen Sitz (für 
Bestandsunternehmen)? 

Baden-Württemberg 

Anderes Bundesland 

Welches? (Drop-Down-Menü) 

EU-Mitgliedstaat 

Welcher? (Drop-Down-Menü) 

Island  

Lichtenstein   

Norwegen 

andere Länder 

 Welche? (Textfeld) 

Keine Angabe  

 

2) Welche wirtschaftliche Tätigkeit beabsichtigen Sie in Baden-Württemberg auszu-
üben? Bitte beschreiben Sie stichwortartig Ihre Branche und die konkrete Tätig-
keit, die Sie ausüben möchten. 
     (Textfeld) 

 

3) Wie groß ist Ihr (bestehendes oder geplantes) Unternehmen? 
       Einzelunternehmer/in, Kleingewerbetreibende/r, selbstständiger Freiberufler 

       1 – 10 Mitarbeiter/innen, Zusammenschluss von max. 5 Freiberuflern 

       11 – 250 Mitarbeiter/innen, Zusammenschluss von 5 – 10 Freiberuflern  

       über 250 Mitarbeiter/innen, Zusammenschluss von mehr als 10 Freiberuflern 

 
4) An welche Stelle haben Sie sich mit Ihrem Anliegen gewendet? 

Kammer  Stadtkreis   Landkreis 

 

5) a) Wussten Sie zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie sich erstmalig an diese Stelle ge-
wandt haben, dass diese Stelle auch die Aufgaben eines Einheitlichen Ansprech-
partners wahrnimmt? 

Ja 

Nein 

Keine Angabe 
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b) Wie haben Sie von der Existenz des Einheitlichen Ansprechpartners erfahren? 
(Mehrfachnennungen möglich) 

Internetportal (service-bw) 

Medien (Printmedien, Plakate) 

Hinweis einer Behörde (z. B. die Behörde, bei der der Einheitliche Ansprechpartner   

angesiedelt ist) 

Hinweis einer Kammer (z. B. die Kammer, bei der der Einheitliche Ansprechpartner  

angesiedelt ist) 

Empfehlung durch eine Person, die bereits Erfahrungen mit Einheitlichem Ansprech- 

partner hat 

Sonstiges:      (Textfeld) 

Keine Angabe 

 

6) In welcher Form haben Sie sich an den Einheitlichen Ansprechpartner gewendet? 
(Mehrfachnennungen möglich) 

Email 

virtuelle Poststelle 

Telefonisch 

Schriftlich 

Persönlich 

Keine Angabe 

 

7) Wie beurteilen Sie insgesamt die zeitliche Erreichbarkeit des Einheitlichen An-
sprechpartners (Können Sie den Einheitlichen Ansprechpartner dann erreichen, 
wenn Sie es wünschen)?  

Sehr gut 

Gut 

Befriedigend 

Ausreichend 

Mangelhaft 

Keine Angabe 

 

8) Gab es bei der Kommunikation mit dem Einheitlichen Ansprechpartner, insbeson-
dere bei der elektronischen Kommunikation Probleme, z.B. technischer Art?  

Ja 

Nein 

Keine Angabe 
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9) Falls ja, welche Probleme gab es konkret?  
     (Textfeld) 

 

10) Warum haben Sie sich für ein Tätigwerden des Einheitlichen Ansprechpartners 
entschieden und sich nicht an die zuständigen Behörden vor Ort gewendet? (Mehr-
fachnennungen möglich) 

Keine Kenntnis davon, welches die zuständigen Behörden vor Ort sind 

Noch keine endgültige Entscheidung darüber getroffen, wo genau die geplante Tätig-  

keit ausgeübt werden soll 

Verfahrensabwicklung/Information über den Einheitlichen Ansprechpartner ist einfa- 

 cher  

Sonstiges:      

Keine Angabe 

 

11) Wofür haben Sie den Einheitlichen Ansprechpartner in Anspruch genommen? 
(Mehrfachnennungen möglich) Um Informationen zu erhalten 

Um über den Einheitlichen Ansprechpartner Genehmigungen oder Erlaubnisse einzu- 

holen  

Um über den Einheitlichen Ansprechpartner sonstige Formalitäten abzuwickeln 

Keine Angabe 

 

12) Worauf hat sich Ihr Informationsbegehren/ Ihr Verfahren konkret bezogen?  
a) sachlich,  z. B. Gaststätteneröffnung 

     (Textfeld) 

 
b) rechtlich, z. B. Gewerbeordnung 

     (Textfeld) 

 
13) Falls Sie über den Einheitlichen Ansprechpartner Genehmigungen oder Erlaubnis-

se eingeholt haben: Wurde das jeweilige Verfahren vollständig bis zum Erhalt der 
Genehmigung oder Erlaubnis über den Einheitlichen Ansprechpartner abgewi-
ckelt? 

Ja 

Nein 

Keine Angabe 
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14) Falls Sie Frage 13 mit Nein beantwortet haben: Welche Verfahrensschritte wurden 
nicht über den Einheitlichen Ansprechpartner abgewickelt? 
     (Textfeld) 

 
15)  Wie beurteilen Sie die vom Einheitlichen Ansprechpartner zur Verfügung gestell-

ten Informationen im Hinblick auf ihre Verständlichkeit? 
Sehr gut 

Gut 

Befriedigend 

Ausreichend 

Mangelhaft 

Keine Angabe 

 

16) Wie bewerten Sie den Umfang der Informationen, die der Einheitliche Ansprech-
partner Ihnen zur Verfügung gestellt hat?  

zu viele Informationen 

genau richtig 

zu wenige Informationen 

Keine Angabe 

 

17) Welche weiteren Informationen hätten Sie sich vom Einheitlichen Ansprechpartner 
gewünscht?  
     (Textfeld) 

 

18) Wie empfanden Sie den Zeitraum, der zwischen der Kontaktaufnahme mit dem 
Einheitlichen Ansprechpartner und Auskunftserteilung (a.) oder Verfahrensab-
schluss (b.) (zutreffendes bitte ankreuzen) lag? 

a) Auskunftserteilung:  

Sehr kurz 

Kurz  

Angemessen 

Lang 

Sehr lang 

Keine Angabe 

 

b) Verfahrensabschluss: 

Sehr kurz 

Kurz  
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Angemessen 

Lang 

Sehr lang 

Keine Angabe 

 

19) Wie wichtig ist es für Sie, dass die zuständige Mitarbeiterin oder der zuständige 
Mitarbeiter Kenntnisse über die Situation vor Ort (Verkehrsinfrastruktur, Telekom-
munikationsanbindung, konkurrierende Anbieter, etc.) hat? (nur bei den Kammern 

fragen, die über maximal zwei Standorte verfügen)  
Sehr wichtig 

Wichtig 

Eher wichtig 

Unwichtig 

Sehr unwichtig 

Keine Angabe 

 

20) Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit des Einheitlichen Ansprechpartners insge-
samt? 

Sehr zufrieden 

Zufrieden 

Teils-teils 

Unzufrieden 

Sehr unzufrieden 

Keine Angabe 

 

21) Würden Sie sich in Zukunft wieder an den Einheitlichen Ansprechpartner wenden? 
Ja 

Nein 

Keine Angabe 

 

22) Bitte begründen Sie Ihre Antwort kurz! 
     (Textfeld) 

 
23) Welche zusätzlichen Leistungen sollte der Einheitliche Ansprechpartner aus Ihrer 

Sicht in Zukunft auch erbringen? 
     (Textfeld) 
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24) Was könnte im Hinblick auf den angebotenen Service des Einheitlichen Ansprech-
partners in Zukunft noch verbessert werden?   
     (Textfeld) 

 

25) Falls Sie zu einem persönlichen Gespräch mit Mitarbeitern des Instituts für Geset-
zesfolgenabschätzung und Evaluation Speyer bereit sind, bitten wir Sie, nachste-
hend Ihre Kontaktdaten anzugeben: 
     (Name) 

     (Email) 

     (Telefon) 
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A4: Leitfaden für die Interviews mit den Einheitlichen Ansprechpartnern  

A. Einführungsfragen 

1) Seit wann sind Sie in Ihrer jetzigen Position tätig? 

2) Haben Sie zuvor in einem anderen Bereich gearbeitet? 

3) Was sind die Hauptaufgaben, die Sie im Rahmen Ihrer Funktion als EA wahrneh-

men? Bitte beschreiben Sie konkret, was Hauptbestandteile Ihrer täglichen Arbeit 

sind! 

4) Nehmen Sie in Ihrer jetzigen Funktion noch weitere Aufgaben wahr?  

5) In welchem inhaltlichen Bezug stehen die weiteren Aufgaben zu den Aufgaben als 

EA? 

6) Wie nehmen die Kunden Sie als EA wahr? Welche Erwartungen haben die Kunden 

an den EA?  

 

B. Organisatorische Verankerung  

1) Nach drei Jahren Wirkbetrieb, wie bewerten Sie die Entscheidung, den EA auf Ebene 

der Kammern und optional auf Ebene der Stadt- und Landkreise anzusiedeln?  

2) Wo haben Sie den Einheitlichen Ansprechpartner in ihrer Einrichtung organisatorisch 

verankert (z. B. „Gründerberatung“; „Wirtschaftsförderung“)?  

3) Welche Vorteile bzw. Nachteile bringt diese Verortung aus Ihrer Sicht mit sich? 

4) Könnten Sie sich eine alternative Verortung innerhalb Ihrer Einrichtung vorstellen? 

5) Gibt es Probleme durch die organisatorische Ausgestaltung des EA bei Ihrer täglichen 

Arbeit? 

6) Falls ja, um welche Probleme handelt es sich konkret? 

 

7) Personelle und technische Ausstattung sowie Kosten 

1) Wie bewerten Sie insgesamt die personelle Ausstattung des EA, um die ihm zuge-

wiesenen Aufgaben wahrnehmen zu können?  

2) Falls Sie zu einer negativen Bewertung kommen, was sind die Gründe dafür? 

3) Gibt es Ihrer Meinung nach Fortbildungsbedarf, damit Sie das breite Aufgabenspekt-

rum als EA abdecken können?  
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4) Worauf würden Sie das sehr hohe Qualifikationsniveau der EA zurückführen (ca. 80% 

der beschäftigten Personen haben ein Studium an der Hochschule bzw. Universität 

abgelegt)?  

5) Wie bewerten Sie die technische Ausstattung des EA, um die ihm zugewiesenen 

Aufgaben wahrnehmen zu können?  

6) Falls Sie zu einer negativen Bewertung kommen, was sind die Gründe dafür? 

7) Werden Gebühren für die EA-Tätigkeiten erhoben – sowohl für Informationsauskünfte 

als auch Verfahrensabwicklungen?                   

8) Wie werden im Allgemeinen die entstehenden Sach- und Personalkosten für die Auf-

gaben des EA in Ihrer Einrichtung gedeckt? 

 

8) EA als Dienstleister 

1) Die Nachfrage nach EA-Dienstleistungen, d.h. sowohl nach Informationsauskünften 

als auch nach Verfahrensabwicklungen, ist insgesamt sehr gering, was könnten 

Gründe hierfür sein? (Insbesondere unter dem Umstand, dass beispielsweise in 2010 

fast 87.0000 Gewerbebetriebe in BA-WÜ neu gegründet wurden!) 

2) Wie erklären Sie sich den Umstand, dass in der Regel nur Einzelunternehmer und 

keine Mittelständler oder größere Unternehmen die Leistungen des EA in Anspruch 

nehmen? 

3) Haben Sie eine Erklärung dafür, warum der EA nur selten von ausländischen Dienst-

leistern genutzt wird?  

4) In welcher Form bewerben Sie das Angebot des EA? 

5) Welche Erfahrungen haben Sie als EA mit dem Dienstleistungsportal des Landes Ba-

den-Württemberg (service-bw) zur Informationsbereitstellung gemacht? 

6) Welche Verbesserungen würden Sie sich in der weiteren Arbeit mit dem Dienstleis-

tungsportal wünschen? 

7) Ist der Internetauftritt aus Ihrer Sicht für den Nutzer hilfreich, um die für ihn relevanten 

Informationen zu finden? Falls nein, warum nicht? Wo sehen Sie ggf. Optimierungs-

potenzial?  
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9) Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

1) Haben Sie eigenständigen unmittelbaren Zugriff auf alle zur Erfüllung der Informati-

onspflichten der EA erforderlichen Informationen? 

2) Auf welche Informationen haben Sie keinen unmittelbaren Zugriff? 

3) Soweit Sie als EA in der Funktion der Verfahrensabwicklung in Anspruch genommen 

werden: Verfügen Sie über ein Informations- bzw. Wissensmanagementsystem zur 

Ermittlung der von Ihnen in das Verfahren einzubeziehenden Behörden? 

4) Beschreiben Sie bitte das von Ihnen genutzte Informations- bzw. Wissensmanage-

mentsystem. Welche Informationen werden hier vorgehalten?  

5) Handelt es sich bei den verwendeten Informations- bzw. Wissensmanagementsyste-

men um Insellösungen oder Gemeinschaftslösungen? 

6) Wie funktioniert aus Ihrer Sicht die Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden 

(z.B. bei der Kommunikation, dem Informationsaustausch, der Abwicklung von Ver-

fahren)?  

7) In welchen Bereichen funktioniert die Zusammenarbeit besonders gut? 

8) In welchen Bereichen gibt es die größten Probleme? Was sind die Gründe dafür? 

9) Inwieweit beeinträchtigen diese Probleme die Wahrnehmung der Ihnen als EA zuge-

wiesenen Aufgaben?  

10) Wo gibt es aus ihrer Sicht Optimierungspotenzial bei der Zusammenarbeit mit den 

zuständigen Behörden? 

11) Arbeiten Sie darüber hinaus mit anderen Stellen zusammen? 

12) Bei mehreren EAs in der gleichen Region: Wie grenzen Sie sich mit ihren Leistungen 

von denen anderer EAs in der gleichen Region ab? 

13) Sind Ihnen Fälle bekannt, bei denen auf Grund räumlicher Überschneidungen mehre-

re EAs gleichzeitig in Anspruch genommen werden (bspw. IHK Stuttgart, HWK Stutt-

gart, RWK Stuttgart, Stadt Stuttgart)?   
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10) Abschließende Bewertung  

1) Was sind aus Ihrer Sicht die Stärken des EA-Modells in Baden-Württemberg?  

2) Was sind aus Ihrer Sicht die Schwächen des EA-Modells in Baden-Württemberg? 

3) Sollte der EA weitere Verwaltungsverfahren bzw. Aufgaben übernehmen, die das 

Leistungsspektrum des EA (auch über die DLR hinaus) sinnvoll ergänzen? Falls 

ja, welche und warum? 

4) Wo wird sich der EA aus Ihrer Sicht in den nächsten Jahren hin entwickeln? 

5) Gibt es weitere Verbesserungsvorschläge, die Ihnen in diesem Zusammenhang 

einfallen? 

6) Wo sehen Sie konkreten Weiterentwicklungsbedarf bzw. Handlungsempfehlungen 

für einen EA 2.0? 
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